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Mk Kandler- de. 


En 


Das 


Haus Rothſchild. 


Seine Geſchichte und ſeine Geſchüfte. 


Aufſchlüſſe und Enthüllungen zur Geſchichte des Jahrhunderts 
insbeſondere des Staatsfinanz⸗ und Börſenweſens. 


Zum erſtenmale dargeſteſſt. 


„Wer nicht ſeine Zeit erfaßt, wird von 
ihr erfaßt.“ Zean Paul. 


Zweiter Theil. 


Prag & Leipzig. 
Verlag von 3. L. Kober. 
1857. 


Das Recht der Ueberſetzung in fremde Spracen behalten fich 
Verfaſſer und Verleger vor. 


Prag 1857. Druck von Kath. Gerzabek. 


Zehntes Buch. 
Das Etabliſſement Rothſchild's in Neapel. 


Die Staaten Italiens, ihr Finanz: und Schuldenweſen. 
Das lombardifch - venetianifche Königreich. — Der 
Kirchenſtaat. — Parma; Toskana; Modena. — Sar⸗ 
dinien. — Das Königreich beider Sizilien. — Das Haus 
Nothſchild, der Helfer in der Finanznoth der italie⸗ 
niſchen Fürſten und Kabinette. Karl von Rothſchild. 


Italien gleicht ſeinem Veſuv; es gleicht Deutſchland, 
indem es gleich dieſem in eine Menge einzelner Staaten 
zerfällt, ohne jedoch wie Deutſchland auf irgendeine Weiſe 
in politiſcher Hinſicht in einem Bundesſtaate verbunden zu 
ſein: nur die Sprache iſt das gemeinſame einzige Band 
der Völker Italiens, welches für Rothſchild's Geld und 
Spekulationsgeiſt ein goldener Boden iſt. Deßhalb war 
die Errichtung eines Geſchäftsetabliſſements in der größten 
Stadt des Landes, in Neapel, ein wohlüberlegtes Unter— 
nehmen; iſt auch der Geſchäftsumfang nicht groß, und die 
Kundſchaft des italieniſchen Geſchäftshauſes klein an Zahl, 
ſo ſind dennoch ſeine Geſchäfte immer noch verhältnißmäßig 
von ſehr großer Bedeutung und lukrativ; denn bei der 
fortdauernden Geldnoth der dortigen Regierungen und der 
ſchlechten Finanzverwaltung der Mehrzahl jener Staaten, 
wie ihrer verhältnißmäßig enormen Geldbedürfniſſe und 
Schulden ſind Staatsanleihen dort an der Tagesordnung. 
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Nebenbei werfen Handel und Verkehr, begünſtigt infolge 
der rings vom Meere umgebenen Lage des Landes, durch 
Wechſelgeſchäfte nicht unerhebliches für den Bankier ab. 
Und Rothſchild beherrſcht kraft ſeiner eigenthümlichen Ver⸗ 
hältniſſe in Italien Börſe und Staatskaſſe von den Alpen 
bis zur ſiziliſchen Meerenge und nach der Inſel Sizilien 
hinüber von Neapel aus. 

Vier Kunſtſtraßen, vielleicht die ſchönſten und koſtſpie⸗ 
ligſten Europa's, führen den deutſchen Reiſenden über die 
gewaltige Alpenſcheidewand in den „Garten Europa's.“ Hat 
er die Höhen des Simplon-Jochs, des Gotthard, des 
Splügen oder des Wormſer⸗Jochs erreicht, jo ſcheint ihm 
fhon die Sonne Italiens, und feine milde Luft weht ihm 
entgegen. In der Tiefe ſieht er eine lebensvollere Vege— 
tation, und zahlloſe Denkmäler des menſchlichen Geiſtes 
und der Arbeitskraft treten ihm aus der Ferne entgegen. 
Die Straße über den Simplon, in den Jahren 1801 bis 
1806 gebaut, führt in einer Höhe von 6174 Fuß 14 
Stunden weit nach Mailand; der kürzeſte Weg aus der 
Schweiz und vom Rhein führt über den Gotthard in einer 
Höhe von 6600 Fuß; die Splügenſtraße in einer Höhe 
von 6500 Fuß wurde während der Regierung Kaiſers 
Franz I. vom Jahre 1818 bis 1825 beendet, und die Straße 
über den Gipfel des 8610 Fuß hochgelegenen Wormſer— 
Joches iſt die großartigſte, welche Menſchenhand je ge- 
baut hat. 

In Bezug auf die politiſchen Zuſtände hat von Jahr 
zu Jahr mehr eine große Umgeſtaltung ſtattgefun den. 
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Früher ſtanden die durch manchfache Fehden und Partei— 
intereſſen von einander getrennten Völkerſchaften, ſtatt 
ihre innere Einheit zu fühlen, eher feindlich ſich gegenüber. 
Jetzt erkennen alle Italiener, daß ſie einem Vaterlande 
angehören; die Anerkennung geiſtiger Einheit iſt die Frucht 
dieſer Annäherung; die Vaterlandsliebe und der Sinn für 
geiſtige Ausbildung haben ſich auf eigenthümliche Weiſe 
ausgeprägt. 

Die Ständeverhältniſſe Italiens bieten manches er— 
freuliche Bild dar, wie man es in andern Ländern ver— 
geblich ſucht. Insbeſondere iſt die Scheidewand zwiſchen 
dem Adel und den übrigen Ständen in der Mehrzahl der 
italieniſchen Staaten nicht ſo ſchroff wie in manchen an— 
dern Ländern Europa's. Schon die Geſchichte der Aus— 
bildung der Mehrzahl italieniſcher adeliger Geſchlechter aus 
den reichen, ſtädtiſchen, durch Handel und Gewerbe blü— 
henden Familien, ſowie die ariſtokratiſche Bedeutung des 
reichen Bürgerſtandes in den Handelsſtädten und die früh 
in Italien feſtgewurzelte Anſicht, daß Handel und Theil— 
nahme an Induſtrie den Adel nicht ſchänden, erklären es, 
weßhalb hier der Adel minder ſcharf dem Bürgerſtande 
gegenüberſteht. Dazu zählt Italiens Adel eine große 
Zahl der geiſtvollſten Schriftſteller und Dichter, die nicht 
die Weihe der Wiſſenſchaft verſchmähen und ſich dadurch 
den übrigen gleichſtellen, die mit ihnen in wiſſenſchaftlichen 
und künſtleriſchen Leiſtungen wetteifern. Der Adel Italiens 
kennt zudem keinen Stolz, und ſelbſt die Verhältniſſe zwi— 
ſchen Gutsherren und Bauern find derartig geftaltet, daß 
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keine Bedrückung ſo leicht ſtattfindet. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden iſt der Adel nicht gleichgiltig in Hinſicht auf die 
öffentlichen Angelegenheiten; vielmehr ſympathiſirt er mit 
dem Bürgerſtande, zumal ihre Verhältniſſe in Bezug auf 
die Landesregierungen dieſelben ſind, und jeder Druck von 
beiden Ständen gleich ſtark gefühlt wird. Der Bauern⸗ 
ſtand ſchließt ſich infolge ſeiner Verhältniſſe zu den beiden 
genannten Ständen auch ihnen mehr an; es erijtirt ſomit 
zwiſchen allen drei Ständen Uebereinſtimmung in jeder 
Hinſicht. Was über den geiſtigen Verkehr hier von Ita— 
lien im allgemeinen gejagt iſt, gilt auch von der Bevölke—⸗ 
rung der Lombardei und Venedigs. 

Hier tritt uns zuerſt das lombardiſch-venetia⸗ 
niſche Königreich unter dem Szepter Oeſterreichs ent- 
gegen. Zur Zeit der Hohenſtaufen entwickelte die Lom- 
bardei bewundernswerthe Kräfte und großartigen Widerſtand. 
Die Periode der ſpaniſchen Statthalter war die ſchlechteſte 
für das Land und feine Bewohner; Eigennutz und Uns 
verſtändigkeit herrſchten; das Land verarmte, die Bevöl— 
kerung ſchmolz zuſammen, und viele Lombarden wanderten 
aus. Die öſterreichiſche Herrſchaft — ſagt Raumer — 
war ein augenſcheinlicher, unleugbarer Uebergang zum Beffe- 
ren, und was Viele als das preiswürdige Ergebniß der 
franzöſiſchen Revolution bezeichnen, hatte Maria Thereſia 
lange zuvor ſchon in ihren italieniſchen Beſitzungen mit 
ſtarker und zugleich milder Hand eingeführt, jo z B. Auf 
hebung der meiſten Lehnsverhältniſſe, Gleichheit des Gerichts— 
ſtandes und der Beſteuerung, eine freiſinnige Gemeindeordnung, 
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Beſchränkung übertriebener Rechte des Klerus und der 
Mönche, Aufhebung der Zünfte u. ſ. w. Später gehörte 
Oberitalien zur eisalpiniſchen Republik und wurde darauf 
dem franzöſiſchen Kaiſerreiche zumtheil einverleibt, bis es 
mit Venedig nach dem Ende der franzöſiſchen Herrſchaft 
über Europa wieder an Oeſterreich fiel. Es gehört zu den 
ſchönſten Beſitzungen der öſterreichiſchen Kaiſermacht infolge 
ſeiner Lage und der reichen Hilfsquellen des Landes, geeignet 
für Seehandel, Ackerbau und Landwirthſchaft im umfaſſend— 
ſten Sinne des Wortes. 

Das lombardiſch-venetianiſche Königreich unter Oeſter— 
reichs Herrſchaft mit mehr als ſechs Millionen Einwohnern 
iſt in zwei Gouvernements getheilt, Mailand und Venedig. 
Vielleicht die Hälfte dieſes Beſitzthums war ſchon vor 
100 Jahren dem habsburg'ſchen Regentenſtamme unterthan; 
die wiener Schlußakte vom 9. Juni 1815 garantirte ihm 
nicht allein dieſen Beſitz, ſondern fügte auch neben mehre— 
ren kleineren Territorien die vormalige Republik Venedig 
hinzu, und am 7. April des genannten Jahres errichtete 
Kaiſer Franz aus dieſen italieniſchen Landestheilen zuſammt 
das lombardiſch-venetianiſche Königreich, welches, durch den 
Mincio in zwei Gouvernements getheilt, bis 1848 von 
einem Vizekönig regiert wurde. 

Als ſich Italien nach der großen Kataſtrophe von 
Paris in größter Gährung befand, und die alten revolu— 
tionären Ideen durch die Karbonari aufs neue zur Aus- 
führung kamen, wurden Verſuche gemacht, Oeſterreichs 
Herrſchaft in der Lombardei zu ſtürzen; der Verlauf dieſer 
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Verſuche iſt bekannt, ebenſo wie die Umkehr zu der Ein— 
ſicht, daß gerade das öſterreichiſche Regiment das Wohl des 
Landes in jeder Beziehung weſentlich fördert und dasſelbe 
zum friedlichſten und beſtverwaltetſten Theile Italiens ge— 
ſchaffen hat. 

Die Staatsfinanzverhältniſſe im lombardiſch-venetia⸗ 
niſchen Königreich ſind ſelbſtverſtändlich im Geſammtfinanzetat 
Oeſterreichs enthalten, wobei das italieniſche Kronland nur 
gewinnen dürfte. — 

Die Finanzen des Kirchenſtaats *) waren von 
jeher eine der dunkelſten Schattenſeiten dieſes Landes. Wir 
gehen nicht weiter als bis zur erſten franzöſiſchen Revolution 
hinauf. 

Im Jahre 1790 zog ein geringes franzöſiſches Trup— 
pencorps gegen das ganze wehrloſe Rom: die Revolution 
wurde den Römern aufgedrungen, die Republik auf dem 
Forum proklamirt und die franzöſiſche Konſtitution eingeführt. 
Dem jedesmaligen franzöſiſchen General en Chef ward die 
Gewalt des Diktators übertragen: auf die reichſten Römer 
z. B. Borgheſe wurden enorme Wechſel ausgeſtellt, für die— 
ſelben durch den franzöſiſchen General akzeptirt und das Geld 
nach Wechſelrecht unter Androhung der Fuſillade eingetrieben. 

Die Finanzen Roms waren unter der verſchwenderiſchen 
Regierung Pius VI. in kläglichſten Zuſtand gerathen, und 
das Papiergeld war außerordentlich gefallen. Die franzöſiſche 
Statthalterſchaft kontrahirte mit dem Bankier Torlonia, 


) Nach Niebuhr's Darſtellung in feiner „Geſchichte des Zeitalters 
der franzöſiſchen Revolution.“ II. §. 358. 
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daß er einige Millionen Papiergeld für einen beſtimmten 
Preis dem General abkaufte und auf ſein Riſiko emittirte. 
Das Papier ſtand nur 10 Prozent, oft nur 5; man 
erhielt es bei Torlonia, und mußte ſich bei ihm ungefähr 
für das Doppelte des Kurswerthes in Silber verſchreiben, 
wodurch jener ungeheuer gewann und den Franzoſen ſeine 
Zettel bezahlen konnte. 

Das römiſche Finanzſyſtem baſirt auf einem Geſetze 
vom 19. März 1801, und da neben den von Frankreich 
erborgten Grundſätzen die Ausführung noch viel ſchlechter 
iſt, fo darf man behaupten, daß die Finanzverwaltung durch— 
aus nicht ſchlechter ſein kann. Die Erhebungskoſten ſind 
ungeheuer, die Cvaſionen, wo fie nur möglich find, un— 
menschlich. Die Staatskaſſen müßten im Ueberfluß ſchwim⸗ 
men und ſind leer; der Staat müßte Geld zu den niedrig— 
ſten Zinſen erhalten können, und erhält es kaum zu den 
wucheriſchſten Bedingungen: es wird weder ein Budget ent— 
worfen, noch die Rechnungen revidirt; niemand kümmert 
ſich um die Bilance der Finanzen. 

Unter Sixtus V. betrugen die Einkünfte der päpſtli— 
chen Kammer unendlich weniger als die der römiſchen geiſt— 
lichen Tribunale aus der katholiſchen Welt. Als dieſe all— 
mälig abnahmen, wurden die Abgaben erhöht, die direkten 
Steuern indeß nicht. Der Preis des Salzes ward geſteigert 
und die Lotterie eingeführt; man half ſich mit Anleihen, 
deren Zinſen nach und nach von 6 auf 3 Prozent herab— 
geſetzt wurden, und mit Papiergeld, deſſen höchſt leichtſinniger 
Gebrauch unter Pius VI. die Regierung desſelben ſo un— 
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ſelig gemacht hat. Man beſchloß 1777 eine allgemeine Ka⸗ 
taſtrirung. Unter dem letztgenannten Papſt war der Ertrag 
der Staatseinnahmen 2 Millionen Piaſter, wovon zuletzt 
die Hälfte die Zinſen der Staatsſchuld verſchlang. 

Als Pius VII. den Stuhl Petri beſtieg, war das Volk 
bis auf den letzten Blutstropfen ausgeſogen und durch den 
Bankerott des Papiergeldes und der Staatsſchuld jeder Ge— 
danke an Kredit vernichtet. In dieſer verzweiflungsvollen 
Lage erſchien die obenerwähnte Finanzgeſetzgebung des Kar— 
dinals Lante vom 19. März 1801. Dadurch ward die Grund— 
ſteuer nach dem Kataſter von 1777 eingeführt und alle 
andern Steuern abgeſchafft; eine Hausſteuer ward ausge— 
ſchrieben, auf die Zinſen aller angeliehenen Kapitalien fünf- 
prozentige Steuer gelegt, Abweſende und Fremde mit 
ihrer Einkünfte beſteuert und eine Erbſchaftsſteuer eingeführt; 
daneben beſtand Salz- und Mahlſteuer und in der Reſi⸗ 
denz noch eine Konſumtionsſteuer. Dasſelbe Geſetz ver— 
fügte die Herabſetzung der Zinſen der freiwilligen wie ge— 
zwungenen Anleihen auf 3 Prozent und alle Gemeindelän⸗ 
dereien wurden eingezogen. 

Nach der Vernichtung des römiſchen Staates im Jahre 
1809 wurde in den Provinzen jenſeits der Apenninen das 
italieniſche und diesſeits das franzöſiſche Steuerſyſtem mit 
weſentlichen Modifikationen eingeführt: man behielt nämlich 
die Mahlſteuer anſtatt der droits réunis, erhöhte die 
Grundſteuer und führte das Enregiſtrement ein. 

Bei Wiederbeſitznahme ihres Landes im Jahre 1814 
kehrte die päpſtliche Regierung zu der früheren Beſteuerung 
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zurück. Das Motuproprio vom 6. Juli 1816 ſetzte die Grund— 
ſteuer um 400.000 Seudi herab, und nach mehreren nach 
und nach vorgenommenen Modifikationen iſt zum größeren 
Theil der alte Steuerzuſtand wieder eingetreten. Das Ge— 
ſammtſtaatseinkommen gibt man zu 9 Millionen Seudi an, 
wahrſcheinlicher erreicht es noch nicht 7 Millionen. 

Vor der erſten franzoſiſchen Revolution floßen faſt 
2½ Millionen römiſche Thaler oder 6 Millionen Gulden 
an kirchlichen Abgaben aus der europäiſchen Chriften- 
heit nach Rom; nämlich aus Spanien 640.000, aus 
Deutſchland und den Niederlanden 488.800, aus Frank— 
reich 357.000, aus Portugal 260.000, aus Polen 180.700, 
von beiden Sizilien 136.170, von den übrigen italieni⸗ 
ſchen Staaten 170.000, aus der Schweiz 87.000 und 
aus dem Norden Europa's ebenſoviel Scudi. Dieſe Ab— 
gaben haben von da an im Laufe der Zeit eine bedeu— 
tende Ermäßigung erlitten, und dadurch find die Finanz- 
zuſtände im Lande bedeutend verſchlechtert worden. 

Das Staatsdefizit beträgt gegenwärtig über eine Mil- 
lion Seudi; die bewaffnete Macht verſchlingt ein Sechstel 
der Staatseinnahme, das Geſammtausgabebudget beträgt 
14 Millionen, die Staatsſchuld 120 Millionen und der 
Papier⸗ und Banknoten⸗Umlauf 25 Millionen. Für öffent⸗ 
liche Bauten, Handel, Landwirthſchaft, Gewerbe, Künſte 
u. ſ. w. wird nur ein Zwanzigſtel der Staatseinnahme 
vorausgabt. 

Rückſichtlich der Steuern und Abgaben verdient das 
Sportelweſen beſonderer Erwähnung; es iſt beſonders drük— 
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kend und hat einen kaum glaublichen Umfang erreicht. Wo 
und wie auch immer der Römer mit den Behörden in Ver— 
bindung kommt, muß er bezahlen, und grade in dieſem 
Punkte iſt das geiſtliche Regiment um nichts nachſichtiger 
als das weltliche. So betragen — um nur beiläufig die 
Höhe der Sporteln im Kirchenſtaate darzuthun — z. B. 
die Gebühren für einen Trauungsſchein an die Kanzlei für 
den Unbemittelten 5 Seudi. — 5 

Wir find außer Stande, über das Staatsfinanzwe⸗ 
ſen der übrigen italieniſchen Staaten ſo ausführliche Mit⸗ 
theilungen zu geben wie über das des Kirchenſtaates nach 
Anleitung Niebuhr's, der durch feinen langjährigen Aufent- 
halt in Rom infolge ſeiner Stellung vollauf Gelegenheit hatte, 
ſich durch eigene Anſchauung genaue Kenntniß desſelben 
zu erwerben. Wir laſſen die anderen Staaten hier folgen 
mit kurzen Andeutungen über ihre finanziellen Verhältniſſe, 
ſoweit es uns möglich geweſen, darüber etwas zuſammen⸗ 
zuſtellen. 

Das Staatsausgabebudget des Herzogthums 
Parma wurde im Jahre 1854 zu 2½ Millionen und jeine 
Staatsſchuld auf 14 Millionen angegeben. Letztere hatte 
ſich im Jahre 1827 durch eine Anleihe von 12 Millionen 
Lire nuove geſteigert, welche die Herzogin zur Verwen— 
dung im Innern bei den Häuſern Mirabaud & Co. in 
Mailand und bei Rothſchild eröffnete; ihre Papiere lauten au 
porteur auf Höhe von 2000 Lire Kapital mit fünfprozentigen 
Zinſen, und führen den Namen: Rentenzertifikate. — Au⸗ 
ßer der gleichfalls fünfprozentigen Zwangsanleihe vom 
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Jahre 1849 im Betrage von 2,700.000 Lire machte 
Parma am 5. April 1854 noch ein Fprozentiges frei— 
williges Anlehen von 2,470.000 Lire in Obligationen zu 
500 und 1000 Lire; dieſe letzte Anleihe iſt auf die Staats- 
güter und ſogar auf die Privatbeſitzungen des regierenden 
Hauſes verſichert. 

Die Staatsausgabe des Großherzogthums Tos— 
kana mit Lucca wurde auf 5 Millionen, die Einnahme 
auf etwa dieſelbe Summe, der Papier- und Banknotenum⸗ 
lauf auf 2 Millionen Thaler geſchätzt; die vereinigte, 
jetzt zum größten Theile abgetragene, Staatsſchuld da— 
tirt zunächſt von einer im Dezember 1849 gemachten An- 
leihe im Betrage von 30 Millionen Lire Toskani, welche in 
5prozentigen Obligationen zu 1000 Lire kurſirt. Ferner 
wurden in Obligationen zu gleichem Zinsfuß und in glei— 
cher Höhe wie die vorerwähnten im Laufe des Jahres 1851 
bei M. A. Bastogi e Figlio in Livorno noch 12 Mil- 
lionen Lire aufgenommen und auf die dem Staate ge— 
hörigen Eiſenminen und Gießereien verſichert. Die kleine 
Zprozentige Anleihe von 3 Millionen, abgeſchloſſen ges 
gen Ende 1852 in Schuldverſchreibungen zu 2000 Lire, 
darf der geſammten Staatsſchuld füglich nicht beigezählt 
werden, da dieſelbe mehr einem Zwangsanleihen glich und 
zu augenblicklichem Bedarfe verwendet wurde. Wir ers 
wähnen derſelben nur, weil dabei das Haus Rorſhſchild 
betheiligt war; ebenſo wie bei den beiden Anleihen, die 
das Herzogthum Lucca in den Jahren 1836 (875.000 fl. 
K. M.) und 1843 (1,120.000 fl. K. M) aufnahm, und 
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welche durch die am 7. Oktober 1847 geſchehene Vereini— 
gung Lucca's mit Toskana zur Staatsſchuld des letzteren 
Staates gehören. 

Des Herzogthums Modena Ausgabebudget 
beträgt 2¼ Millionen, die Einnahme etwa 2½ Millionen 
Thaler; über ſeine Staatsſchuld fehlt es uns ganz an 
Daten. Die kaum eine Quadratmeile enthaltende Re: 
publik S. Marino gebraucht jährlich zu ihrem Staats— 
bedarf 24.000 Thaler und hat keine Schulden. 

Das Königreich Sardinien mit mehr als 5 Mil- 
lionen Einwohnern, hat an älteren Staatsſchulden 5,336.393 
Franks Rente, wozu in den Jahren 1848 und 1849 noch 
13,771.680 Franks Rente hinzukamen, fo daß Anfangs 
1850 die Geſammtſchuld 19,108.073 Franks Rente zu fünf 
Prozent, das Kapital alſo 382 Millionen Franks betrug. 1850 
kamen 140 und eine Prämienanleihe von 18 Millionen und 
im Jahre 1851 3,600.000 Franks hinzu, welche durch 
die Theilnahme an dem Krieg der Weſtmächte gegen Ruß— 
land noch bedeutend geſteigert wurden. Das Staatsaus— 
gabebudget betrug 1847 90 Millionen, das für 1856 da⸗ 
gegen 139 Millionen 157.335 Franks. Die von 1848 bis 
1855 gemachten neuen 13 Anleihen zum Geſammtbetrage 
von 553 Millionen verſchlingen an Zinſen jährlich 30 Millio⸗ 
nen; das Anleihen vom 12. Juli 1850 von 80 Millionen 
brachte dem Staate nur 64¼ Millionen. Ein neues An⸗ 
leihen von 30 Millionen mußte 1855 wegen der Koſten des 
Feldzuges gemacht werden, ſo daß die gegenwärtige Staats— 
ſchuld Sardiniens auf 800 Millionen geſchätzt wird. Das 
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Volk Sardiniens kann ſich des vormaligen preußiſchen Finanz⸗ 
miniſters Hanſemann bekannte Worte zum Motto nehmen: 
‚Die Freiheit koſtet Geld; denn jene Summe iſt für eine 
Bevölkerung von etwas mehr als 5 Millionen bedeutend. 
Und doch hat gerade das Volk Sardiniens bei freiwilligen 
und Zwangs ⸗Anleihen ſich außerordentlich zuthunlich erwieſen; 
denn in den Jahren 1849 und 1850 wurden über 13 Millio— 
nen Rente, und 20 Millionen Nominalkapital nebſt einer Prä⸗ 
mienanleihe von 18 Millionen bloß von ſardiniſchen Untertha— 
nen, ohne irgendwelche Betheiligung ausländiſcher Bankiers 
gedeckt; ja als im Jahre 1851 eine neuerliche freiwillige 
Prämienanleihe von abermals 18 Millionen Lire ausgeſchrie⸗ 
ben wurde, war in kurzer Friſt beinahe das Doppelte der 
ausgeſchriebenen Summe durchaus von einheimiſchen Pri— 
vaten und Kapitaliſten gezeichnet. Mit dem Hauſe Roth— 
ſchild wurden von all den oben genannten Anleihen nur 
jene vom Jahre 1850, im Betrage von 80 Millionen, 
und 1853 im Betrage von etwas über 67 Millionen 
Nominalwerth abgeſchloſſen. Was Sardinien ſonſt noch 
mit Bankiers verhandelte, geſchah abwechſelnd mit den 
Häuſern Barbarour & Tron, dann Migone in Turin, 
C. J. Hambro & Sohn in London und Gebr. Bethmann 
in Frankfurt am Main. — 

Das Königreich Neapel oder beider Sizilien 
hat lange Zeit hindurch an der ſchlimmſten Landesplage, 
an einer ſchlechten Finanzverwaltung, gelitten. Sie von den 
älteſten Zeiten zu ſchildern liegt außerhalb unſerer Abſicht. 
Allerlei Maßnahmen — von Einführung neuer Steuern 
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bis zum Verkaufe von Staatsdomänen, von Steuererhö- 
hungen bis zu gezwungenen Anleihen — wurden vorge— 
nommen zur Linderung der Staatsfinanznoth, ſeitdem das 
Reich des Reitergenerals und Schwagers Napoleon's, Joa⸗ 
chim Murat, 1815 zu Grabe getragen war und Ferdinand J. 
als König wieder den Thron beſtieg. Um die Zinſen der 
Staatsſchuld zu berichtigen, mußten fortwährend Anleihen 
aufgenommen werden. Am 1. Januar 1821 betrugen 
die jährlich zu zahlenden Renten 3 Millionen 882.000 
neapolitaniſche Dukaten; die Staatsausgaben wurden 
für das Jahr 1854 auf 36 Millionen und die Höhe des 
Papier- und Banknotenumlaufes auf 15 Millionen ange⸗ 
geben. Im Jahre 1822 kontrahirte die Regierung bei 
Rothſchild ein Anleihen von 16 Millionen Dukaten; drei 
andere Anleihen folgten nacheinander unter der Bedingung, 
den Freund des Chefs des rothſchild'ſchen Hauſes in Nea— 
pel, den Cavaliere Medici, der in der Verbannung zu 
Florenz lebte, in Gnaden wieder anzunehmen und ihm 
die Verwaltung des Finanzminiſteriums zu übertragen, 
indem nur dadurch und auf keine andere Weiſe das vor- 
ſchießende Haus von der Treue der Finanzverwaltung des 
Königreichs Ueberzeugung haben könne. Medici ward — 
Finanzminiſter des Königreichs und die drei Anleihen 
wurden geſchloſſen. 

Dieſe unter Theilnahme des Hauſes Rothſchild ges 
ſchloſſenen ſogenannten engliſchen Anleihen von 1821, 1822 
und 1824 betragen und zwar die erſte 800.000 Du⸗ 
katen Renten oder 16 Millionen Dukaten Kapital, die 
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zweite 1 Million Dukaten fünfprozentige Renten oder 20 
Millionen Dukaten Kapital; die dritte iſt diejenige, deren 
Effekten auf mehreren Börſen unter dem Namen: „Obli— 
gationen bei von Rothſchild,“ kurſiren; auch ſie wurde zum 
Betrage von 2,500.000 Pfund Sterling bei Rothſchild 
eröffnet. 

Zufolge Dekrets vom 26. Mat 1821 trennte der 
König die Finanzen Siziliens von den des Königreichs 
Neapel, und machte für Rechnung des erſteren eine An⸗ 
leihe von 1,500.000 Unzen gegen 3750 Obligationen au 
porteur zu 400 Unzen oder 1200 Dukaten, wovon das 
Haus Rothſchild zu Paris die Zinſen zahlt. — 

Im Jahre 1834 ging die päpſtliche Regierung 
damit um, die päpſtliche 5 Prozentſchuld in eine Zprozentige 
umzuwandeln, wozu der hohe Kurs der 5 Prozent-Staats⸗ 
effekten, 102 bis 104 Franken, die günſtigſte Gelegenheit 
darzubieten ſchien. Der päpſtliche Schatzkämmerer Kardinal 
Toſti hatte ſich zu einer Reiſe von Rom nach Paris ent— 
ſchloſſen, um eine gemeinſchaftliche Operation mit einigen 
Bankiers in letzter Stadt kombiniren zu können. Die pa⸗ 
riſer Bankierwelt befand ſich damals in Betreff des roth— 
ſchild'ſchen Hauſes in ſonderbaren Verhältniſſen. Die noto— 
riſche Allmacht, die dasſelbe in allen Regierungsanleihen, 
nicht allein bei der franzöſiſchen Regierung, ſondern auch 
bei den anderen ausübte, war den ſogenannten Notabilités 
de la finance, den übrigen Bankiers, eine Bürde, und 
ſechs der erſten Häuſer unter denſelben, namentlich Jon. 
Hagermann, André und Cottier, B. A. Fould und Oppen⸗ 
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heim, J. A. Blanc, Colin und Comp., Gabr. Odier und 
Comp. und Wells und Comp. hatten ſich vereinigt, um 
dem Haufe Rothſchild die Spitze zu bieten und eine ge— 
fährliche Konkurrenz zu machen. 

In der erſten Anleihe, welche die ſardiniſche Regie- 
rung nach dem Plane der pariſer Stadtlotterie verſuchte, 
hatte die Konföderation dieſer Bankiers einigen Erfolg ge— 
habt und dieſes Geſchäft dem Hauſe Rothſchild aus den 
Händen geriſſen. Hagermann hatte perſönlich viel zu die- 
ſem Erfolge beigetragen, weil er, früher in Genua etablirt, 
dort das größte Haus gebildet hatte, in enger Verbindung 
mit dem ſardiniſchen Miniſter Caccia geſtanden, und durch 
dieſen auch mit dem pariſer Bankier Caccia liirt geblieben 
war. Der Letztere hatte weder Mittel noch Einfluß genug, 
um das ihm von ſeinem Bruder übertragene Geſchäft durch 
zuführen, und jo war es in Hagermann's Hände gerathen. 

Rothſchilds, die ganz verlernt hatten, ſich von irgend- 
einer Konkurrenz überbieten zu laſſen, empfanden dieſen 
erſten Schlag tief genug, um den konföderirten Häuſern 


ihre Rache fühlbar, und das unter andern Umſtänden gute 


Geſchäft verderben und zu einem koſtſpieligen zu machen. 
Der von dem Hauſe Rothſchild eingeleitete Fall der 
pariſer Staatspapiere wirkte auf die gleichartigen ſardini⸗ 
ſchen Staatseffekten, und dieſe fielen niedriger als der 
Preis, wozu man kontrahirt hatte. Dieß war genug, um 
die Konföderation der Sechs etwas zaghaft zu machen: je- 
doch ſahen Andre und Cottier in dem Kurſe der gegen 
die römiſchen 5 Prozent einzutauſchenden 3 Prozent-Effekten 
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einen ſo klaren Vortheil, daß ſie nach einiger Rückſprache 
mit ihrer Ligue ſich endlich bereitwillig erklärten, einen 
Agenten in dem Verſuch einer Negotiation mit der päpſt⸗ 
lichen Schatzkammer zu unterſtützen und den Abſchluß der 
Konvention zu 70 gutzuheißen. Bei der Zuſammenkunft 
des Agenten mit dem Sekretär des Mionſignore Toſti 
kam alsbald die wichtige Frage zur Sprache, welche Garantie 
der päpſtliche Stuhl für die Erfüllung des abzuſchließenden 
Kontrakts haben würde, deren Beantwortung ſich auf die 
Worte: „Die Namen der vereinten pariſer Bankiers,“ bes 
ſchränkte mit dem Beiſatze: ſie zu nennen ſei dem Agenten 
unterfagt, das Geheimniß werde aber nach Kontraktsab⸗ 
ſchluß gelöſt werden, und falls fie ſich nicht als genü— 
gend erweiſen ſollten, ſo ſei der Kontrakt für nicht geſchloſſen 
zu achten. 

Nachdem der Agent mehrere Unterredungen mit dem 
Monſignore Toſti gehabt, ſchien die Negotiation ſich dem 
Abſchluſſe zu nahen. Unverbrüchliches Geheimniß war 
gegenſeitig verſprochen, aber Diskretion unter den päͤpſtli⸗ 
chen Beamten iſt ſelten. Von dem Zwecke der Anweſenhe it 
des Agenten war hie und da verlautet, und von den ein— 
flußreichen Freunden des rothſchild'ſchen Hauſes unter den 
Beamten der meiſten Regierungen hatte man ſchon immer 
gehört. Somit war es kein Wunder, daß auch das roth— 
ſchild'ſche Geſchäftsetabliſſement in Neapel Wind von der 
beabſichtigten Finanzoperation erhielt und einen ſeiner jünge— 
ren Affoeies nach Rom ſchickte. Kaum hatte dieſer ſich nä— 
her über den Stand des Geſchäftes informirt, jo trat er 
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Eilftes Buch. 


Das rothſchild'ſche Haus in Wien. 


Aphorismen über Oeſterreichs Staatsſinanz⸗, Staats⸗ 
budget⸗ und Staatsſchuldenweſen bis zur Gegenwart. 
Geſchichte der öſterreichiſchen Anleihen. Die Finanz⸗ 
miniſter Oeſterreichs im 19. Jahrhundert und ihre 
Verwaltung. Die Judenſchaft in ihren Bezügen zu 
den Staatsgeldbedürfniſſen, insbeſondere das Haus 
Nothſchild in Wien. Sein Chef, feine Geſchäftsma⸗ 
nipulationen und Machinationen auf der wiener Börſe. 
Seine Geſchäftsallianzen. 


Nur Aphorismen ſind's, die wir hier über Oeſterreichs 
Staatsfinanzweſen und des Hauſes Rothſchild Bezüge zu 
demſelben geben können, doch das Wenige, was wir dar— 
über bringen, iſt guten Quellen entfloſſen und wahr, 
ke ine Phantasmen, keine Seifenblaſen. Oeſterreich und fein 
Staatsfinanzweſen ſind ſeitlange fortdauernder Gegenſtand 
der Tagespreſſe in zahlloſen Flugſchriften, Broſchüren, 
Journal⸗ und Zeitungsartikeln geweſen, ſie gehören zu 
den vielbeſprochenſten Gegenſtänden in der periodiſchen 
Literatur. Aber auch die Staatsfinanzwiſſenſchaft hat 
ſie in Büchern und Schriften vor ihr Forum gezogen. 
Kaum möchte indeß irgendein Thema der öffentlichen 
Beſprechung je exiſtirt haben, welches ſoviele Unberufene, 
Ununterrichtete und Vorurtheilsvolle in den Bereich der 
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Federthätigkeit gezogen hat, als die öſterreichiſchen Staats- 
finanzzuſtände und ihre Geſtaltungen von den älteſten 
Zeiten bis zur Gegenwart, beſonders ſeit der Dyna— 
ſtie Habsburg, welche faſt anderthalb Jahrhunderte früher 
wie die Dynaſtie Hohenzollern zu Thron und Szepter 
gelangte. Als der Graf Rudolf von Habsburg 1273 zum 
römiſchen Kaiſer gewählt worden, beſtellte er Friedrich aus 
dem hohenzollern'ſchen Geſchlechte zu feinem Burggrafen. 
in Nürnberg, und zu Anfang des 15. Jahrhunderts erhob 
Kaiſer Sigismund einen Nachkommen jenes erſten Burg- 
grafen zum Kurfürſten von Brandenburg. Beide Burg⸗ 
grafen entfalteten eine beſondere Thätigkeit bei der jedes— 
maligen Kaiſerwahl im Intereſſe der Habsburger. 
Gleichſam im Kindesalter der Finanzverwaltung wa— 
ren wie überall in Deutſchland die Finanzmaßnahmen 
in Oeſterreich höchſt einfach: reichten die Einkünfte nicht 
aus, fehlte Geld, ſo wurde der „Hoffaktor“ gerufen, 
deſſen Hilfe in einer Periode mehr, in der anderen weni— 
ger in Anſpruch genommen ward, um des Fürſten oder 
des Landes Bedürfniſſe zu befriedigen. Später wendete 
man ſich an chriſtliche oder jüdiſche Bankierhäuſer, oder 
an Beamte und reiche Privatleute, wie z. B. Kaiſer 
Sigismund an ſeinen nürnberger Burggrafen, wie Kaiſer 
Karl V. an die großen Bank- und Kaufhäuſer der 
Fugger und Welſer und Anderer. So verfuhr man in den 
finanziellen „Lehrjahren;“ denen die „Meiſterjahre“ der 
Staatsfinanzkunſt mit allen ihren Manipulationen ſpäter 
nachfolgten. Geben wir zunächſt kurz zuſammengedrängt 
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ein Bild des Staats-, Steuer-, Finanz- und Schulden- 
weſens Oeſterreichs von der älteſten Zeit bis heute und 
gehen dann hierauf zu erläuternden Details über. 

Seit dem Beſtehen der Monarchie ſind auch Abga— 
ben für den ausgedrückten Zweck bekannt, und noch unter 
den eingeſetzten Landesverwaltern der Karolinger wur— 
den Geſchenke, Auxiliengelder, Heerſteuern, Manſionarika, 
Zehend und Tranſturen oder Straßenſteuern bezahlt und 
zum Theil in Lebensmitteln entrichtet. Schon die erſten 
Herzoge bezogen neben den meiſten dieſer Abgaben noch 
das Markfuder, das in Böhmen der Herzogen- und ſpä— 
ter der Königszins genannt wurde. — Herrendienſte und 
Frohndienſte gehören ebenfalls zu den älteſten Verpflich— 
tungen des Unterthans, und das Todfallsrecht oder Mor— 
tuarium kennt man wenigſtens ſeit 1015 in Niederöſter— 
reich. — Auch die Gewährslehen oder Laudemien rühren 
noch von der erſten Dynaſtie her. — Eine Extraſteuer 
unter dem Namen des Ungelds iſt ſchon ſeit dem Anfange 
des dreizehnten Jahrhunderts in Oeſterreich, Steiermark, 
Kärnten, Krain und Salzburg bekannt; aber erſt ſeit 1359 
iſt es vom Herzog Rudolf dem IV. für beſtändig einge— 
führt worden. — Die gewöhnliche Steuer bis dahin war 
hier wie in Böhmen der Grundzins, die Bärengabe ge— 
nannt, eine regelmäßige Grundſteuer, die in Oeſterreich ſchon 
1336 von jedem Maierhof ſechszig Pfennige, von einem 
Hausplatz zwölf Pfennige, von einem Bauernhof dreißig 
Pfennige und ebenſoviel von einem Mühlrad betragen 
hat. — Die Ueberzinſe, die eben dieſer Landesherr aus— 
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ſchrieb, wurden zugleich zu einer ablöslichen Steuer ger 
macht, und die Stadt Wien konnte 1360 die ihr aufer⸗ 
legten acht Pfund mit einem Pfund bar abkaufen. — 
Wenn man die beutige Silberwährung zum Maßſtabe 
annimmt, jo haben die Einkünfte der öſterreichiſchen Län⸗ 
der in dieſem Jahre 1,280.000 fl. betragen, ohne Dazu⸗ 
rechnung der weit größeren Natural-Leiſtungen. — Im 
Jahre 1237 beliefen ſie ſich noch nicht über die Hälfte. 
— Der Prägeſchatz der Münze wurde von dem nämlichen 
Erzherzoge von der Mark zu vier Schilling feſtgeſetzt. — 
Unter dem erſten Ferdinand hatten die Staatseinkünfte 
bereits ſich auf beinahe ſieben Millionen erhoben, unter 
dem zweiten Ferdinand über zehn Millionen, aber unter 
Kaiſer Leopold dem Erſten nach beendigtem Türkenkriege 
19,877.000 fl. betragen. — Kaiſer Karl der Sechste 
brachte ſie auf fünfundvierzig Millionen, unter Maria 
Thereſia beliefen ſie ſich im Jahre 1760 auf 90,408.075 
fl., und bis zum Tode Kaiſer Joſeph des Zweiten wurden 
ſie auf 105 Millionen (in Silbermünze berechnet) erhöht. 

Da die vielen von Oeſterreich im achtzehnten Jahrhun⸗ 
dert geführten Kriege Unkoſten verurſachten, welche nicht 
durch Steuern aufzubringen waren, ſo wurde unter der 
Kaiſerin Maria Thereſia zuerſt im Jahre 1762 die Sum⸗ 
me von zwölf Millionen Banknoten ausgegeben. — Kaiſer 
Joſeph vermehrte ſie 1785 bis zum Betrag von zwanzig 
Millionen. Aber es fällt ohne zu große Ausdehnung 
ſchwer, die fernere Erweiterung dieſes Finanzmittels anzu⸗ 
geben. Bis 1808 war die Summe dieſes Papiergeldes 
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bis auf 706,654. 143 fl. geſtiegen, wovon zwei hundert Mil⸗ 
lionen vorräthig in den Staatskaſſen gelegen; und zugleich 
belief ſich die Summe des Kupfergeldes bis nahe bei acht— 
zig Millionen. — Daß jenes noch während des Krieges 
vom Jahre 1809 über den Betrag einer Milliarde ver⸗ 
mehrt wurde, iſt aus dem Patente vom 20. Hornung be— 
kannt, welches den 15. März 1811 erſchien, und die Bank 
noten auf den Werth eines Fünftels der neuen Einlöſungs— 
ſcheine, und im ähnlichen Verhältniſſe auch die Kupfer— 
ſcheidemünze herabſetzte. — Der höchſte bare Staatser— 
trag fällt in das Jahr 1808; er hatte ohne außerordent⸗ 
liche Abgaben und ohne den fait ebenſo großen Natural- 
leiſtungen 128,98 1.514 fl. betragen. Im Jahre 1812 er⸗ 
reichte der Ertrag nicht die Summe von 125 Millionen, 
und die Deckung der Ausgaben für das nächſtfolgende 
Kriegsjahr mußte durch ein neues Papiergeld, das eine 
Steuer⸗Antizipation von fünfundvierzig Millionen Gul- 
den vorſtellte und aus ihrem Ertrage wieder getilgt wer— 
den ſollte, ſowie durch eine neue Vermehrung der Scheide— 
münze geſchehen, die zuſammen über achtundfünfzig Mil⸗ 
lionen betragen haben. — 

Die fpäteren Steuern kommen unter ſehr verſchiede— 
nen Benennungen vor. Man hat Grundſteuern, Konſum⸗ 
tionsſteuern, Erwerb⸗ und Gewerbsſteuern, Vermögensſteu⸗ 
ern und Perſonal⸗ oder Kopfſteuern zugleich, und hat ſie 
in verſchiedenen Ländern unter ſehr ungleichen Benennun⸗ 
gen, und auch in verſchieden bemeſſenen Beträgen. — 
Die wenigſte Gleichheit konnte bisher bei der Grundſteuer 
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ſtattfinden, und ſelbſt die Ausführung der Steuerrektifika⸗ 
tion unter Joſeph II. würde ſolche nicht bewirkt haben. 
Nach der ältern Steuerrektifikation, die in der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts beinahe in allen öſterreichiſch- deut⸗ 
ſchen Ländern zugleich ſtattfand, nämlich in Oeſterreich 
zwiſchen 1755 und 1756, in Inneröſterreich aber im letz— 
tern Jahre, jedoch nach ſehr unzuverläſſigen Faſſionen ge— 
ſchah, entfielen zwiſchen 25 — 30% an Steuern für das 
Dominikale, und ungefähr im Durchſchnitt zwiſchen 45—48 
für das Ruſtikale. Allein da die Schätzung meiſtens dem 
Gewiſſen überlaſſen wurde und überhaupt nach den nie— 
drigſten Preiſen geſchah, ſo würde ſie ungleich weniger 
betragen haben, wenn nicht durch allerlei Steuer-Erhö⸗ 
hungen nachgeholfen worden wäre, welche inzwiſchen die 
ungleiche Belegung nur vermehrten, nicht aber aufhoben. 
Indeſſen macht dieſe Grundſteuer nicht einmal ein Viertel 
des ganzen Staatseinkommens aus, und hat 1808 nicht 
mehr als 29,240.000 fl. im Ganzen betragen ... Faſt 
ebenſo groß war der Ertrag der Regalien, nämlich des 
Bergweſens, Salz-, Münz⸗ und Poſtregals, des Papier⸗ 
ſtempels (welcher über 4,800.000 fl. allein eintragen ſoll), 
dann die Siegelgefälle, das Tabaksgefäll und die Zölle 
unter verſchiedenen Benennungen ... Auch die Konſum⸗ 
tionsſteuern oder Akziſe find eine wichtige Finanzquelle, 
und noch mehr wuͤrden es unter zweckmäßigerer Vewal— 
tung die ungeheuren Staatsdomänen ſein, die ſich der 
Zahl nach im Jahre 1800 auf 100t belaufen und einen 
Ertrag von mehreren Millionen abgeworfen haben. 
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Mit der Vermehrung der Staatserforderniſſe durch 
die großen Ereigniſſe in Europa, welche den Zentralſtaat 
desſelben immer in ihr Intereſſe gezogen, und die nicht 
aus dem gewöhnlichen Staatseinkommen zu beſtreiten mög— 
lich waren, wurden Staatsſchulden ebenſo unvermeidlich, 
als es die Verwicklung des Staatsintereſſes mit den kol— 
lidirenden Intereſſen anderer Staaten war. — Schon 
Rudolf IV. ſoll durch ſeine neuen Finanzeinrichtungen 
die Mittel zu einer Schuldtilgung herbeigeſchafft haben, die 
ſich über drittehalb Millionen heutiger Silberwährung be— 
lief. — Unter Maximilian dem J. war die Staatsſchuld 
wieder über eilf Millionen geſtiegen, die ſich bis zu Ende 
der Regierung Ferdinand des II. auf achtzehn Millionen 
vermehrt hatte. — Unter Karl des VI. Regierung hatte 
die Staatsſchuld bereits mehr als ſiebenzig Millionen be— 
tragen, aber am Ende des ſiebenjährigen Preußenkrieges 
hatte der Staat eine Schuld zu verzinſen, welche die Ka— 
pitalsſumme von 367 Millionen erreicht hatte. In den 
darauf gefolgten ruhigeren Zeiten hatte die vermehrte In— 
duſtrie auch das Nationalvermögen unglaublich ſchnell ver— 
mehrt, und aus dem Stammfond floſſen den Finanzen des 
Staats ſo ergiebige Hilfsmittel zu, daß bereits im Jahre 
1777 der Staat ſeine Schuld bis auf 170 Millionen 
vermindert hatte, die aber durch den außerordentlichen 
Kriegsaufwand in den Jahren 1778 und 1788 und die 
darauf gefolgten Jahre zur Zeit des Todes Kaiſer Joſef 
des II. ſich wieder auf zweihundert Millionen belief. — 
Die nämlichen fortwirkenden Urſachen haben die in- und 
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ausländiſche Schuld in den nächſt darauf gefolgten zwan— 
zig Jahren bedeutend geſteigert. Inzwiſchen ſind auch die 
Staatsfonds zur Deckung einer obgleich großen Staats- 
ſchuld nicht unangemeſſen, und das wohlbegründete Ver— 
trauen, ſowohl in die ungeheuren Hilfsmittel des Staats, 
als in dem immer gleichen Willen der Regierung fiir die 
Sicherheit und den Vortheil der Staatsgläubiger, hat ſich 
bei den neueſten Finanzoperationen in der Werthhaltung 
der öffentlichen Fondspapiere zu deutlich ausgeſprochen, um 
nicht darin die volle Ueberzeugung zu erblicken, die man 
von den Wirkungen der wiederauflebenden Induſtrie und 
ihren wohlthätigen Folgen auf alle Verwaltungszweige in 
ruhigeren Zeiten hat. 

Das Steigen der materiellen Staatskraft Oeſterreichs 
begann unter der Regierung der Kaiſerin Maria The— 
reſia (1740—80) und gibt ſich aus den Ziffern des Bud— 
gets zu erkennen: von Jahr zu Jahr ſtieg das öffentliche 
Einkommen, ungeachtet infolge der großen Kriege, der ge— 
ſteigerten Verwaltungskoſten und ſtaatlicher Unternehmungen 
manche Lücke im Staatsſchatze entſtand. Oeſterreich trug 
unter Karl VI. kaum 30, unter Maria Thereſia 1748 be⸗ 
reits 36, 1754 39 —40, 1773 faſt 56 Millionen ein, und 
unter Joſef II. ſtieg das Einkommen auf 90 Millionen. 

Provinziell vertheilt gab Böhmen 1773 faſt 12, Mäh⸗ 
ren 4, Niederöſterreich 12, Oberöſterreich 2½, Steiermark 
3, Kärnthen 1%,, Krain ebenſoviel, Tirol über 2½, Uns 
garn 12, Siebenbürgen 2, Banat 1½, Lombardei 3 ½, 
die Niederlande 4 Millionen, Schleſien 600.000, das Kü- 
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ſtenland 550.000, die Vorlande 700.000 und Görz 150.000 
Gulden Steuern und Abgaben, zuſammen 63,800.000 
Gulden. Der Ausgabe-Etat betrug für das Kriegsweſen 
17, Beſoldungen 8, Penſion en 1, „Verlagsnothwendigkeiten 
bei verſchiedenen Aemtern“ 9, „auf Intereſſen und Kapi— 
talien“ 15, Extraordinaria 2 Millionen, Hofſtaat 3, 300.000, 
„geiſtliche Werke“ 350.000, zuſammen 55,650,000 Gulden. 
Es iſt ein giltiges Zeugniß für die innere Staatskraft 
des Landes, daß mit der alten Finanzverwaltung ſolche 
Mittel aufgeboten werden konnten. Der Umſchwung im 
Finanzweſen erfolgte durch die drei Staatsmänner von 
Haugwitz, von Chotek und von Hatzfeld. 

In der Kriegszeit von 1740—48 wurden nach altem 
Maßfſtabe befondere Vermögens- und Kopfſteuern aus⸗ 
geſchrieben. Die Vermögensſteuer von 1743 traf den zehn 
ten Theil des Einkommens nach dem Durchſchnitt ſechsjäh— 
rigen Ertrages, jene von 1745 und 1747 den hundertſten 
Theil des Einkommens. Im Jahre 1746 wurde eine Kopf— 
ſteuer erhoben, wovon nur das Militär ausgenommen 
war; ſie unterſchied den Hofſtaat, die Geiſtlichkeit, den Adel 
und die Bevölkerung der Städte und auf dem Lande. 

Das neue Verwaltungsſyſtem von 1748 brachte auch 
in der Beſteuerung andere Grundſätze: „Kein Ort und 
keine Gemeinde im Lande, ſo privilegirt ſie ſein möge, 
war frei von der Kontribution;“ befreit blieben nur Kir⸗ 
chen und Friedhöfe, landesfürſtliche Reſidenzen und land⸗ 
ſchaftliche Gebäude. 

Die Kameraleinkünfte waren die bedeutendſte 
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Einkommensquelle; man verſtand darunter alles, was au— 
ßerhalb der Kontribution lag und in die Landkammer floß; 
wie das Einkommen von den Domänen, die Judenſteuer, 
der Ertrag der Grenzzollämter, das ſogenannte Ungeld, die 
Mauthgefälle. Als die indirekten Steuern in beſondere Ver⸗ 
waltung kamen, ſchmolz die Kameralquote zuſammen. Ebenſo 
floſſen aus den Regalien, welche aus dem Bergwerks-, 

Salz-, Boft:, Münzregale und der Lotterie beſtanden, be— 
1 Einnahmen. 

Oeſterreichs Staatseinnahme um die Mitte des vori— 
gen Jahrhunderts ward von dem preußiſchen Großkanzler 
von Fürſt, der 1754 in Wien war, auf mehr als 40 Mil⸗ 
lionen berechnet. 

Bis auf Maria Thereſia war das Staatsbudget nicht 
gehörig geordnet; ſeit ihrem Regierungsantritt ſtieg es um 
das Doppelte, nach Schlözer's Berechnung zu ſeiner Zeit 
nach den Kriegen auf 82, und nach Büſching (1770) auf 
90 Millionen Kaiſergulden, alles in Uebereinſtimmung 
mit unſerer obigen Angabe. 

Der Hofſtaat unter der Kaiſerin Maria Thereſia ko— 
ſtete 3 Millionen 300.000 Gulden: 12.000 Klafter Holz 
verbrannte man jährlich am Hofe und 2.200 Pferde ſtanden 
in den kaiſerlichen Marſtällen; alles zuſammen gerechnet 
brauchte ſie jährlich für ihr Hofbudget ſechs Millionen 
Gulden, Friedrich II. nur 220.000 Thaler; ſie theilte 
Dukaten aus, er — Groſchen; fie fand 87.000 Reichs- 
thaler im Staatsſchatz, er viele Millionen, und von dem 
nach dem Kriegsetat auf 135.000 Mann feſtgeſtellten Heere 
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Oeſterreichs waren nur 68.000 wirklich unter dem Gewehr; 
Preußens Armee dagegen etatsmäßig vollzählig kriegsbereit 
unter Waffen. 

Während man in Preußen damals die Sonverainetät 
des Landesherrn durch Domänen zu ſtützen ſuchte, bildeten 
ſie in Oeſterreich den geringſten Theil der Staatseinnahme, 
indem Adel und Klerus den großen Grundbeſitz repräſen— 
tirten, und die Regierung ſich, wenn ſie Geld bedurfte, an 
Letztere wendete. Unter Maria Thereſia ſollte dieſem Uebel 
ſtande durch Einführung eines neuen Abgabeſyſtems, der ſoge— 
nannten Kontribution, abgeholfen werden. Im Jahre 1747 
unterhandelte ſie dieſerhalb mit den Ständen, denen das 
Steuerbewilligungsrecht zuſtand; man ſchlug alle Natu⸗ 
ralleiſtungen zu Geld an, trieb nach und nach die Summen 
in die Höhe, fixirte ſie und trieb ſie ſelbſt bei, während dieß 
früher von den Ständen geſchah. So wurden in den einz 
zelnen Landestheilen die Steuern verdoppelt und verdrei— 
facht, und ſelbſt Ungarn, ſonſt faſt ganz ſteuerfrei, zahlte 
im Todesjahre der Kaiſerin 4% Millionen. 

Dabei waren die Steuern nicht gleichmäßig vertheilt; 
der Adel zahlte zur Kontribution den 100ſten, der Bauer 
den 50ſten Gulden des abgeſchätzten Gutsertrags: Laie und 
Geiſtlicher, Gutsherr und Bauer waren beſteuert. Neben 
den ſtehenden Steuern ward das ſtehende Heer unter M. 
Thereſia im Jahre 1772 mittelſt militäriſcher Kontribution 

in allen Erblanden eingeführt. 
| Was Haugwitz für die direkten Steuern gethan, that 
Chotek für die indirekten; er führte das Mauthſyſte m 
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ein; von 1753 —55 ward es in den einzelnen Landes- 
theilen nach einander allgemein eingeführt mit geringen 
Ausnahmen einiger privilegirten Beamten und Familien. 
Der Eingangszoll betrug 1½ bis 30 Prozent, je nach dem 
für jedes einzelne Erbland beſtimmten Tarif, und brachte 
1754 gegen 9 Millionen ein. 

In den letzten Jahren ſeines Lebens gelang Kaunitz, 
dem Nachfolger Chotek's, eine noch größere Ordnung der 
Finanzen; er zahlte Staatsſchulden ab und ſtellte den Staats— 
kredit wieder her. In den Jahren 1769 — 70 ſtand der 
Zinsfuß ſchon 1 Prozent unter Pari: die Staatspapier⸗ 
zinſen wurden 1764—65 von 6 auf 5 Prozent herabge— 
ſetzt, 1777 betrug der Staatspapierzinsfuß 3½ Prozent. 

Als Mittel zur Steigerung der Steuereinnahme ward die 
ſogenannte wiener Lotterie benutzt, die alle drei Wo— 
chen, alſo 17mal im Jahre, gezogen wurde, und in 10 Jah— 
ren, von 1759 —69, die Summe von 21 Millionen ein⸗ 
brachte 3 Millionen 460.000 erhielt davon der Hof, und 
der Lotteriepächter, der Italiener Cataldi, bezog an Ge— 
winn 8 Millionen 540.000 Gulden. 

Unter Maria Thereſia entſtand das erſte öſterreichiſche 
Papiergeld, während es bereits unter Joſef I. und 
Karl VI. Bankoobligationen und Kreditpapiere gab. Der 
Kredit der wiener Bank wurde zu Anleihen benutzt: ihre 
Paſſiva ſtanden im Jahre 1748 auf 49 Millionen Gulden; 
1751 waten alle Rückſtände und 5 Millionen Schulden 
getilgt. Indeß ſchlug die Lage der Finanzen gar bald um. 

Die finanziellen Bedrängniſſe des ſiebenjährigen Krieges 
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führten zu einer neuen Operation; indem die Regierung 
der Bank vorſchlug, gegen ordentliche Deckung Papiergeld 
auszugeben, worüber 1762 zwiſchen der Hofkammer und wiener 
Staadtbank ein Rezeß zuſtande kam, infolge deſſen für 12 
Millionen Gulden 4,375.000 Bankozettel zu 5, 10, 25, 
100 und 1000 Gulden ausgefertigt wurden. 

Indeß genügte die Summe dieſer Geldmittel dem öf— 
fentlichen Verkehre gar nicht. Bereits unter Joſef II. 
wurden neue Papiere in Umlauf geſetzt, fie wurden mit Ver⸗ 
trauen genommen, und die wiener Stadtbank erfreute ſich 
guten Kredits. Die Zoll- und Mautherträgniſſe über- 
ſtiegen kaum 3 Millionen und hoben ſich erſt infolge der 
Zollordnung vom 15. Juli 1775. Das Tabakmonopol 
brachte 1748 nur 460.000 und von 1774 —83 die Summe 
von 1,800.000 Gulden ein. 

Kaiſer Joſef II. (1780—90) ſchritt zu feinem 
finanziellen Lieblingsprojekt, der gleichen Beſteuerung, im 
Jahre 1784, indem er beſchloß, die bisherigen Steuerver— 
hältniſſe in den Erblanden Oeſterreich, Böhmen und Ga— 
lizien durch eine durchgreifende Reform umzuändern; Un- 
garn, Tirol, die Lombardei und Niederlande ſollten auf 
dem alten Steuerfuß erhalten werden. Das Steuerpa- 
tent datirt vom 10. Februar 1789; es ordnete die Ver⸗ 
meſſung des Grundes und Bodens und die Ermittlung ſei— 
nes Ertrages an, da nur der „Grund und Boden die ein— 
zige Quelle iſt, aus der alles kommt, und wohin alles zu— 
rückfließt, und ſie daher allein die Bedürfniſſe des Staates 
ertragen und nach der Billigkeit kein Unterſchied gemacht 
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werden könne.“ Die Ausmeſſung geſchah auf Koſten der 
Grundbeſitzer, die man auf 120 Millionen Gulden berech— 
nete; indeß fehlte es an qualifizirten Feldmeſſern, und es 
entſtanden viele Ungleichheiten und Unrichtigkeiten. Vom 
1. November trat das Patent für die deutſchen Provinzen 
in Kraft. Von 100 Gulden Bruttoertrag ſollten 70 frei— 
gelaſſen werden; die landesherrliche Grundſteuer betrug 
12 Gulden 13 Kreuzer, die herrſchaftliche Grundabgabe 
17 Gulden 46% Kreuzer im Durchſchnitt: alle Frohn⸗ 
dienſte und Naturalabgaben ſollten ſomit in Geld verwan— 
delt werden. 

Nach Kaiſer Joſef's Tode erließ Leopold II. 
(1790—92) das Manifeſt vom 6. April 1790, wodurch 
das ganze Grundſteuerſyſtem wieder aufgehoben ward, „weil 
dadurch die Hauptabſicht der Beförderung der Wohlfahrt 
der Unterthanen nicht erreicht ſei und die erforderliche Be— 
amtenvermehrung die Steuer allein um mehr als ein 
Zwölftel erhöhe.“ 

Kaiſer Franz II. (1792—1835) folgte ſeinem 
frühabberufenen Vater. Das Finanzweſen ſtand unter 
Leitung der Hofkammer- Fin anz⸗ und Komm er⸗ 
zien hofſtelle, an ihrer Spitze der Graf Franz von 
Saurau. In die Zeit feines Miniſteriums fiel die ge— 
zwungene Arroſirung der Obligationen und der Anfang 
zur unverhältnißmäßigen Emiſſion des Papiergeldes. In- 
deß führte er die Leitung des Staatsfinanzweſens in Oe— 
ſterreich nicht lange, indem er beim Austritte des Mini⸗ 
ſters Baron von Thugut ſein Portefeuille gleichfalls nie- 
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derlegte. Sein Nachfolger im Finanzminiſteramte ward 
1802 Graf Karl Zichy, nach ihm folgten die Grafen 
O' Donnell bis 1810 und Wallis, welcher Letztere 
im April 1813 austrat. 

Faſt 172 Jahre hindurch blieb die Stelle des Finanz: 
miniſters erledigt. Von 1814—24 folgte der Graf 
Philipp Stadion, darauf Graf Michael Nadasd; 
nach ihm Graf Franz von Klebelsberg, dann der 
frühere Marinelieutenant Baron Eichhof, zuletzt der 
Baron Karl Friedrich von Kübeck, alle unter der 
Regierung des Kaiſers Franz IL, während welcher für 
Oeſterreich die Jahre des größten Unglücks wie des größ— 
ten Glückes fielen und das Staatsfinanzweſen bis auf das 
Tiefſte erſchüttert wurde. 

Die rieſigen Anſtrengungen, welche Oeſterreich für 
ſeine Erhaltung im Kampfe gegen die franzöſiſche Repu— 
blik und das Kaiſerreich Frankreich ſeit 1792 bis 1801 
und darauf 1805 und 1809 zu machen gedrungen war, 
hatten die Kräfte des Landes in hohem Grade erſchöpft; 
die Kriegskoſten waren ſo groß, daß ſie weder durch Ab— 
gabenerhöhung, noch durch die Subſidiengelder Englands 
gedeckt werden konnten; man hatte ſich vorläufig durch 
wirkſame Heranziehung des Vermögens aller Klaſſen mit— 
telſt eines Papiergeldes und Vorauserhebung künftiger 
Einnahmen mittelſt Vergrößerung der Staatsſchuld gehol— 
fen, die durch den ſiebenjährigen Krieg von 118 Millio— 
nen Gulden auf 272, unter Joſef II. bis 1792 auf 350 
Millionen geſtiegen, mit jährlich 14 Millionen verzinſt 
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werden mußten. Gewährsmänner aller dieſer und 
der folgenden Zahlen find der Hofrath von Gentz“) 
im Staatskanzleramte unter dem Fürſten Metternich und 
der Vizepräſident Ritter von Hauer bei der k. k. 
allgemeinen Hofkammer.“ *) Nach Einführung des Papier- 
geldes und dem Frieden von Campo Formio betrug die 
Schuld 466, nach dem von Luneville (1801) 592 Milli⸗ 
onen mit 23 Millionen Zinſen; nach dem wiener Frie— 
den (1810) war fie bis zu 658 Millionen mit faſt 40 
Millionen jährlicher Zinſen angewachſen. An geringhalti— 
gen Silbermünze ward in den 11 Jahren ven 1795 bis 
1805 für 177% Millionen Gulden mit einem Münzge— 
winn von 70 Millionen in Umlauf gebracht, an Kupfer⸗ 
münze war von 1800 — 1810 gegen 100 Millionen ge: 
prägt, an Bankzetteln liefen im Frühjahr 1810 an 900 
Millionen, welche wie 1 zu 4 gegen Bargeld ſtanden, 
alſo einem Werthe von 225 Millionen Gulden Silber 
entſprachen. 

Des Finanzminiſters Saurau Zwangs-Arroſement 
hatte nichts in der Finanzlage geändert, noch ſchlimmer 
ward es durch Zichy's Maßnahmen: Münzoerſchlechterung, 
Zinſenherabſetzung und Papiergeldausgabe. Graf O' Do— 


*) Vgl. ſ. „Exposé des mesures adoptées en Autriche depuis 1816“ 


und ſein Aufſatz: „Papier-Monnaie Autrichien de 1811—16“ in 
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nell wollte das Papiergeld einziehen und vernichten. Nach 
ſeinem plötzlichen Tode ſah ſich ſein Nachfolger, Graf 
Wallis, veranlaßt, am 15. März 1811 die Summe von 
1060 Millionen Bankzettel auf das Fünftel 
von 212 Millionen ſogenannter Einlöſungs⸗ 
Guldenſcheine, ſowie die Zinſen aller Staats- 
ſchulden auf die Hälfte des neuen Papier⸗ 
geldes herabzuſetzen. Nach einem Briefe von 
Gentz an Göthe vom 4. April 1811 hatte Wallis dieſe 
Maßregel mit den Worten verlangt: „Das ſind meine 
Vorſchläge! Bis zu dieſem Tage müſſen ſie angenommen 
werden; wo nicht — ſo könnt Ihr am folgenden die Bou⸗ 
tique hinter mir ſchließen.“ Freilich war die Finanzlage des 
Landes bei Uebernahme des Finanzminiſteriums durch Wal- 
lis beiſpiellos, aber ſein Rettungscoup ebenſo beiſpiellos; 
ſein Finanzſyſtem hielt nur 2 Jahre bis zu den Kriegs— 
rüſtungen gegen Napoleon im April und Mai 1813. Gentz 
bezeichnet dieß Syſtem als „das Werk eines Mannes von 
Energie und Entſchloſſenheit, dem es aber in hohem Grade 
an Einſicht und Ueberlegung fehle, eines Fremdlings 
in dem Fache, welches er regieren ſollte, aber zu ehrgei— 
zig, um ein Geſchäft, das ihm übertragen war, fahren zu 
laſſen, und zu ſtolz, um irgendjemand zu konſultiren.“ 
Mit dem Eintritt und unter der Finanzverwaltung 
des Grafen Stadion (1814 —24) begann eine neue Peri— 
ode, in ihr zwar die ſchwerſte Kataſtrophe, am Ende aber 
doch, von Oeſterreichs ungemeinen Mitteln und reiferer 
Erfahrung gezeitigt, Rettung und Hebung des öffentlichen 
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Kredits. An den denſelben aufbeſſernden Maßregeln nahm 
auch Gentz einen wichtigen Theil, theils durch Rath, theils 
durch That, das heißt durch ſeine gewandte publiziſtiſche Feder, 
indem er das Publikum beruhigte und den neuen nöthi— 
gen Finanzmaßnahmen von vornherein geneigt machte — 
Ohne Staatsanleihen ging es aber nicht, und ſo wurden 
während Stadion's Leitung der öſterreichiſchen Finanzen in 
den Jahren 1816— 1824 fünf Anleihen gemacht. 

Von beſonders durchgreifendem Erfolge war die 
am 29. Oktober 1816 ins Leben gerufene Finanzmaß— 
nahme, wodurch die ſogenannten Metalliques (Obligations 
metalliques) geſchaffen wurden, fünfprozentige Staatsſchuld— 
verſchreibungen über ein freiwilliges Anleihen von nahe an 
129 Millionen Gulden behufs Abſtoßung älterer Staats- 
ſchulden. Man gab gegen Annahme dieſer neuen Papiere 
ältere Staatspapiere oder „Wiener Währung“ ab, welche ge— 
tilgt wurden. Die Schuldſcheine lauteten auf Metallgeld, 
ſo daß ſich der Staat verbindlich machte, Kapital und Zin⸗ 
ſen in klingendem Courant des Zwanzigguldenfußes zurück— 
zuzahlen. Durch die Einführung dieſer Metalliques hat 
Oeſterreich ſeinen Kredit in bedeutendem Maße gehoben, 
ſo daß ein ſolches Papier von 100 Gulden, das 1817 
für 48 Gulden zu haben war, 1829 ſchon mit 96 Gul⸗ 
den bezahlt wurde. Die Summe der ausgegebenen Metal— 
liques betrug im Jahre 1823 209 Millionen, indem jene 
erſte Anleihe von 129 Millionen im Jahre 1818 um 50 
und im Jahre 1823 um 30 Millionen erweitert wurde. 

Auch die alte, 1811 reduzirte Staatsſchuld ward in 
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Serien, jede von 1 Million Kapital getheilt; 5 dieſer 
Serien ſollten jährlich nach dem Loſe zum Vollgenuß 
ihrer Zinſen zurückkehren und dafür ebenſoviel andere 
durch den Tilgungsfond zurückgekauft und vernichtet wer— 
den. Dadurch hatte ſich bis 1825 die Zahl der Einlö— 
ſungs⸗ und Antizipationsſcheine bis auf circa 150 Milli— 
onen vermindert, und am 30. Juni 1828 waren nur noch 
78 / Millionen im Umlauf. 

Es liegt außer der Abſicht dieſer Schrift, rückjichtlich 
aller dieſer, den Staatskredit Oeſterreichs hebenden Fi— 
nanzmaßnahmen in ein genaues und ausführliches Zah— 
lendetail einzugehen. Gründlich werden dieſelben in den 
obenangeführten Schriften von Gentz und Hauer ge— 
ſchildert. 

Eine fernere Maßnahme zur Förderung der Finanz— 
zuſtände des Staates war die Eröffnung mehrerer Staats— 
anleihen bei Bankiers vom Jahre 1820 an, die größten— 
theils als Prämienanleihen abgeſchloſſen wurden. 

In die Zeit der Finanzverwaltung Stadion's fällt 
auch die Gründung der Nationalbank, (1816) behufs Er— 
ſtärkung des Staatskredits und Einlöſung des im Umlauf 
befindlichen Papiergeldes. — Sie erhielt das ausſchließliche 
Recht der Papiergeld⸗Ausgabe, deſſen der Staat ſich be— 
gab. Es bewährte ſich für die Intereſſen des Staates wie 
der Aktionäre gleich günſtig; die Noten ſtanden ſogar weit 
über Pari und waren ſehr geſucht bis zum Jahre 1848. 
Den Finanzanforderungen desſelben wie der folgenden Jahre 
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1849 und 1850 war indeß das Inſtitut nicht gewachſen, 
vielmehr offenbarten ſich da die Mängel, die einem mono- 
poliſirten Bankſyſtem ſtets und überall ankleben werden. — 
Der Staat mußte das Monopol der Bank faktiſch aufhe⸗ 
ben und neben den Banknoten eine Summe bis zu 170 
Millionen Staatspapiergeld ausgeben. Zudem ſtanden 
die Banknoten zu den Barvorräthen in ſehr ſchlechtem 
Verhaltniſſe; jeder Inhaber ſuchte fie zu realiſiren, und da 
keine vollſtändige Befriedigung erfolgte, war die Erhaltung 
der Bank nur durch Anordnung eines Zwangskurſes 
möglich. 

Indeß läßt gegenwärtig die Regierung kein Opfer un⸗ 
verſucht behufs Aufrechthaltung eines richtigen Verhältniſ⸗ 
ſes der Valuten; die Bank vermehrte 1853 durch Emiſſion 
der Reſerve-Aktien ihre Kräfte um 40 Millionen, und er⸗ 
langte dadurch die Möglichkeit, den Notenumlauf zu min⸗ 
dern und den Barvorrath zu mehren. 

Wir übergehen die drei nächſten Nachfolger Stadion's 
im Finanzminiſterium bis auf den Freiherrn von 
Kübeck, bürgerlichen Urſprungs. Als er das Portefeuille 
übernahm, ward die Staatseinnahme Oeſterreichs auf 150 
Millionen angeſchlagen, wovon die Zinſen der Staatsſchuld, 
den Tilgungsfonds eingeſchloſſen, ein Drittel, fait 43 Mil⸗ 
onen verzehrten. Unter ſeiner Leitung wurden in den beiden 
Jahren 1841—42 bar abbezahlt “): 


*) Allgemeine Augsburger Zeitung vom 31. Dezember. 1842. 
Nro. 365. 
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an vierprozentigen Zentralkaſſenanweiſungen 12 Millionen 
„ die Nationalbank 6 1 

aus den Jahren 1821, 1834 uns 1839 

aufgenommenen und fälligen Lotto- 


Anleihen . 11, 380.000 
„ verloſten Kapitalien der alteren Schuld 12,879.000 
„ eingelöften „ 5 7 5 7,800.000 
„ Entſchädigungskapit aliens 2,000.000 

52,059.000 fl. 


Außerdem wurden aus den vom Tilgungsfonds einge— 
löſten Kapitalien (alle zu fünf Prozent berechnet) 20 Millio—⸗ 
nen getilgt. Da der Staat im Jahre 1841 eine Anleihe 


r 40 Millionen 
kontrahirte und im Juni 1841 die 
Summe von 5 15 


an dreiprozentigen Zeddendaſſatonbeifun⸗ 
gen hinausgab, jo hatte er ſeinen Schul⸗ 
denſtand um . .. 465 Millionen 
vermehrt, dagegen um 72 Millionen vermindert, und alle 
Verbindlichkeiten als Schuldner wurden in der Verwaltung 
genau erfüllt; dieſes ſind ſprechende Belege zur Würdigung 
der Verwaltung Kübeck's, welche der Kaiſer durch Verleih— 
ung der Kanzlerwürde des Leopoldordens damals anerkannte. 
Verhängnißvoll war das Jahr 1848; jede Woche ver- 
ſchlang der Unterhalt des auf großem Fuße ſtehenden 
Heeres allein eine Million; die Kurſe der fünfprozentigen 
Metalliques, geraume Zeit über Pari bis zu 110 ſtehend, 
ſanken infolge der politiſchen Stürme im Innern auf 57, 
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die Bankaktien von 1800 auf 710. Man brachte 120 
Millionen mehr Papiergeld als 1811 mit Zwangskurs 
in Umlauf; das Defizit betrug, obwohl die Staatsein⸗ 
nahme um 50 Millionen mehr als früher hinaufgerückt 
war, 1848 die Summe von 64, im Jahre 1849 faſt 140 
Millionen; die Zinſen der Staatsſchuld ſtellten ſich im letz— 
tern Jahre auf 70 Millionen, 27 Millionen mehr als 
vor der Märzrevolution. Auf Oeſterreichs Anſuchen kam 
Rußland gegen bloße Handſchrift des Kaiſers mit einer 
Anleihe von 30 Millionen Rubel zu Hilfe, da die Bethei— 
ligung an einer anderen Anleihe im damals üblichen Wege 
durch Bankiervermittlung im Auslande ſchwerlich Anklang 
für ein Land gefunden haben würde, wo Silber und ſogar 
Kupfer augenblicklich aus der Zirkulation verſchwunden 
waren und man nur Papiergeld ſah. Die Staatsſchuld 
des Jahres 1849 berechnete damals die Times zu 465, 
die ſchwebende Schuld zu 210, das Papiergeld zu 320 Millionen 
mit einer Deckung an Geld von 28 Millionen Gulden in 
der Bank. Die Finanzminiſter ſeit 1848, der Baron 
Krauß und von Baumgartner, ſuchten durch neue 
Anleihen nach wiederhergeſtellter Ruhe im Lande den drin⸗ 
gendſten Bedürfniſſen möglichſt abzuhelfen und den Staats⸗ 
gläubigern gerecht zu werden. Die ſeit 1851 bis Ende 
1853 kontrahirten Staatsanleihen betrugen zuſammen 195 
Millionen. 

Von dem erſten Anleihen von 80 Millionen ſollten 
zwei Drittel der in Silber oder Papiergeld einlaufenden 
Zahlungen, von dem zweiten Anleihen von 80 Millionen 
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der Betrag von 15 Millionen und vom dritten Anleihen 
die ganze Summe von 35 Millionen zur Verminderung 
des Papierumlaufes verwendet werden; ferner waren von 
der zweiten 80 Millionen-Anleihe 15 Millionen zur 
Rückzahlung auf die durch Vertrag vom 3. Februar 1852 
auf 71% Millionen zuſammengezogenen neueren Schulden- 
reſte an die Bank beſtimmt. Hierdurch wurde es möglich, 
die Staatsſchuld vom Anfang 1852 bis Ende 1853 von 
144,028.784 auf 121,455.059 Gulden, den Banknoten 
umlauf von 215,827.656 auf 188,309.217 Gulden 
und den Staatspapiergeldumlauf von 167,112.271 auf 
148,334.658 Gulden zu vermindern. In gleicher Zeit 
mehrte ſich der Barbeſtand der Bank von 42,827.656 auf 
44,790.040 Gulden oder um 1,962.384 Gulden. 

Ein weiterer Schritt geſchah durch das Abkommen 
vom 23. Februar 1854, wodurch die Regelung der Geld— 
verhältniſſe von der laufenden Verwaltung der Staats- 
finanzen völlig getrennt und der Bank allein übertragen 
ward, indem ſich die Regierung verpflichtete, ferner kein 
Staatspapier mit Zwangskurs auszugeben, und den Be— 
trag des mit Zwangskurs umlaufenden Staatspapier⸗ 
geldes von etwa 140 Millionen an die Bank zum Um- 
tauſch gegen Noten und zur allmäligen Tilgung zu überlaſſen. 
Der Staat zahlt dafür jährlich mindeſtens 10 Milli⸗ 
onen bis zur Abſtoßung ſeiner Schuld. Außerdem kontra⸗ 
hirte Oeſterreich gleich Preußen 1854 eine Prämienanleihe 
von 50 Millionen Gulden aus 200,000 Prämienſcheinen 
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zu 250 Gulden beſtehend, deren Rückzahlung durch 100 
halbjährliche Ziehungen erfolgt. — 

Vorausſichtlich hatten indeß alle dieſe Finanzmaßnah— 
men, zu welchen die verſchiedenen Finanzminiſter Oeſter— 
reichs ihre Zuflucht nahmen, keine Ausſicht auf Radikalre— 
reform der Finanzzuſtände, und Einer trat nach dem Ande- 
ren ab. Da übernahm am 3. März 1855 das ſchwierige 
Amt eines Chefs des Staatsfinanzverwaltungsweſens der 
Freiherr von Bruck, bürgerlicher Herkunft, aus 
Rheinpreußen ſtammend, der bereits als Handelsminiſter 
Oeſterreichs dageſtanden. Bei ſeinem Amtsantritte zur Zeit 
der Rekonſtruirung Oeſterreichs unter Kaiſer Franz Joſef 
fand der Handelsminiſter von Bruck zunächſt nur Trümmer, 
von einer Bewegung zuſammengeworfen, die, ihrem Weſen 
nach aus den unbefriedigten Bedürfniſſen und der bisheri- 
gen Niederhaltung des dritten Standes hervorgegangen, 
durch ihren Anſtoß zugleich alle inneren nationalen wie 
auswärtigen Gegenſätze des Kaiſerreichs wachgerufen hatte, 
einen Wirrwarr, der bei der drohenden finanziellen Lage 
des Staates nur einen gewaltigen oder gar keinen Reor⸗ 
ganiſationsplan mehr zuließ. Bruck, der damalige Han⸗ 
delsminiſter des Kaiſers Franz Joſef, ſtammt aus einem 
elberfelder Handlungskontor wie Colbert, der Chef des 
Handelsminiſteriums Ludwig XIV. aus einem Kaufladen 
zu Rheims. Früh nach Trieſt gekommen und dort den 
geſammten raſchen Aufſchwung der neuen Beherrſcherin 
des adriatiſchen Meeres durchmachend, fand ihn die Revo— 
lution des Jahres 1848 als Direktor des öſterreichiſchen 
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Lloyd im umfaſſendſten kaufmänniſchen Wirkungskreiſe, der 
vielleicht in ganz Mitteleuropa vorhanden iſt. In ihm war 
der Kaufmann zum Staatsmanne geworden; in die— 
ſer Thatſache drückt ſich das Zeichen unſerer Zeit bedeu— 
tend ab. Weder das heutige Beamten- noch Lehrerthum 
ſind im Stande, dem Auge den ſtaatsmänniſchen Blick 
mitzutheilen, der ſich in dem Kontor eines großen Kauf— 
mannes mit jeder neuen Geſchäftsverbindung von ſelbſt er 
weitert; jene kennen nicht die Schäden der Zeit und ver— 
ſtehen nicht, die Hebel zu ihrer Beſeitigung in Bewegung 
zu ſetzen. Mit dem zum Staatsmanne gewordenen Kauf— 
mann iſt das Bürgerthum auf die politiſche Bühne getre— 
ten. Der Schöpfer des Lloyd und der alte öſterreichiſche 
Staat ſind Gegenſätze. Um für ſein Prinzip zu wirken, 
mußte der Handelsminiſter für ein Eiſenbahnnetz, für ein 
neues Poſtſyſtem in Oeſterreich ſorgen; er ſchuf beides und 
geſtattete zudem auf liberale Weiſe dem Publikum den Ge— 
brauch der Telegraphenlinien. Die Mauthoerbindung von 
Deutſchland und Oeſterreich iſt nicht minder ſein Werk; 
mit ihm die Beſeitigung des alten öſterreichiſchen Prohibi⸗ 
tivſyſtems und der neue Zolltarif Oeſterreichs; die würdige 
Vertretung der öſterreichiſchen Induſtrie auf der londoner 
Ausſtellung, dieſer improviſirten Meſſe an der Themſe, 
durch ihn hatte vielfache Beſtellungen zur Folge; ſollte von 
außen Kapital wieder nach Oeſterreich einziehn, und an 
der londoner Börſe der wiener Wechſel — der dort nicht 
mehr notirt ward — wiederum Kurs haben, ſo hing die 
Zukunft der öſterreichiſchen Induſtrie von dem Eindruck der 
4* 


32 Eilftes Buch. 


Sendung Oeſterreichs auf dem großen Völkermarkte ab. 
Wie der Handelsminiſter dieſes Ziel glänzend erreichte, iſt 
weltbekannt. Dazu kam ein über die ganze Erde ausge— 
breitetes wohlorganiſirtes Konſulatſyſtem, die Errichtung 
von Handels- und Gewerbekammern; ſie alle waren noth— 
wendige Beſtandtheile, um den großen handelspolitiſchen 
und politiſchen Bau zu feſtigen, deſſen Gründung das 
Streben des Handelsminiſters von Bruck war, und wofür 
er auch jetzt als Finanzminiſter thätig ſchafft und raſtlos 
wirkt.“) 

Das von vielen Seiten ſtets erneute Geſchrei über die 
Finanzzuſtaͤnde Oeſterreichs und die Bedenklichkeit rückſicht⸗ 
lich des unverhältnißmäßig im Umlauf befindlichen Papier- 
geldes iſt jo leer und inhaltslos, daß es für den Kundi— 
gen kaum einer Gegenrede bedarf. Oeſterreich, das an in— 
neren Hilfsquellen reichſte Land Europa's, mit einer in 
Wohlſtand lebenden Bevölkerung, die durch keine unverhält— 
nißmäßigen Steuern und Abgaben zu den Staatsbedürfniſſen 
herangezogen wird; mit einem an Grundbeſitz und Kapital- 
vermögen mit Englands Ariſtokratie wetteifernden Adel; 
mit einem begüterten Bauernſtande, mit großer Manufak— 
tur und Induſtrie, mit dem ausgebreitetſten Handel: kann 
mit jedem anderen Staate kühn in die Schranken treten. 
An der Spitze ſeiner Finananzverwaltung iſt augenblicklich 
ein Mann geſtellt, der Zeit, Hilfsquellen und Zuſtände 


Vgl. die Verwaltungsperiode des Handelsminiſters von Bruck 
in der deutſchen Vierteljahrsſchrift 1851. Heft 3 S. 144. 


Das rothſchild'ſche Haus in Wien. 33 


im Intereſſe der Volkswohlfahrt und des Landeswohls auf 
eine Weiſe zu benutzen verſteht, die nur zum Beſten zu 
führen und alle Differenzen durch die geſchickteſten Finanz⸗ 
maßnahmen auszugleichen vermag, indem er zugleich mit 
Einſicht die Geſtaltungen der Gegenwart benutzt und mit 
Umſicht die Zukunft dabei ins Auge faßt. Die Heilmittel, 
welche dieſer Finanzier anwendet, unterſcheiden ſich von des 
nen vieler ſeiner Vorgänger dadurch, daß ſie, vom prakti— 
ſchen Geſichtspunkte aus gewählt, gleich einer zweckgemä— 
ßen Arznei wirklich anſchlagen, und nicht vom leidenden 
Theile ſelbſt abſorbirt und neutraliſirt werden, wie ſo 
manche nach theoretiſch konſtruirten Maßregeln verſuchte 
Finanzkur. Die Bank gedeiht durch ſeine Maßnahmen 
ſichtlich; die Finanzen gewinnen durch die völlige Trennung 
des Bankintereſſes von dem der Finanzverwaltung, durch 
Wiederherſtellung der Barzahlung der Bank und Annahme 
des 24/2 Guldenfußes. Die neueſten Finanzverordnungen 
find die Gewähr dafür, daß der rechte Mann am Steuer- 
ruder des Staatsfinanzſchiffes ſteht und es nach Sturm 
und Wetter in den Hafen führen wird. Mit dem Finanz⸗ 
miniſter von Bruck hat für Oeſterreichs Staats- und Finanz⸗ 
leben eine neue Aera thatſächlich begonnen: es gilt nur 
Gebrauch der rechten Verwaltungsmittel und richtige Ver— 
wendung der ſo reichen Staats- und Hilfsmittel im Lande. 

Die Staatseinnahmen betrugen im Jahre 1853 die 
Summe von 215 Millionen; 1854 ſtiegen fie auf 218 und 1855 
auf 221 Millionen Gulden. Behufs Herſtellung der Valuta 
hat der Finanzminiſter eine Finanzoperation getroffen, 
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welche wenigſtens gegenwärtig von dem beſten Erfolge iſt. 
Der Staat ſchuldet nämlich an die Nationalbank mehrere 
Poſten: 

1) Die ältejte (fundirte) Staatsſchuld für die Einlöſung des 
W. W. Papiergeldes, und zwar gegenwärtig noch a. zu 4 
Prozent verzinslich 29,248.581 Gulden, b. unverzinslich 
31,735.976 Gulden, zuſammen 60,984.557 Gulden. 2) 
Haftungsſchuld der Staatsverwaltung für das bisher ein⸗ 
gelöste Staatspapiergeld 146,669.400 Gulden. Davon ſind 
ſchon abgetragen: mittelſt Zoll-Erträgniſſe 10,000.000 Gul⸗ 
den, aus dem fünfprozentigen National-Anlehen 92,417.553 
Gulden, zuſammen 102,417.553 Gulden, bleiben 44,251.847 
Gulden. Dieſe beiden Poſten werden von der neuen Finanz⸗ 
maßregel unmittelbar gar nicht berührt. Denn bezüglich des 
Poſtens 1 (älteſte Staatsſchuld an die Bank) bleibt es 
bei den bisherigen normativen Tilgungen zu ungefähr 3 
Millionen des Jahres. Und was die 44% Millionen des 
Poſtens 2 (als Reſt der Haftungsſchuld für Staats⸗Pa⸗ 
piergeld) betrifft, ſo ſind dieſe durch Ueberweiſungen von 
NationaleAnleben-Subjfriptionen beglichen und werden da⸗ 
durch binnen vier Jahren vollſtändig getilgt. 3) Die laut 
Vertrag vom 23. Februar 1852 zuſammengezogene, zu 2" 
Prozent verzinsliche Staatsſchuld, deren Reſt 55,000.000 
Gulden beträgt. 4) Interimal-Vorſchuß zu Ende des 
Jahres 1854 auf das National-Anlehen 80,000.000 
Gulden. 5) Ein bisher aus den Kundmachungen über den 
Stand der National-Bank nicht beſonders zu erſehender 
Poſten, nämlich Vorſchüſſe gegen Staatspapiere, bei der 
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Darlehens⸗Kaſſe der Bank erhoben und unter dem Aus— 
weiſe⸗Poſten: „Vorſchüſſe gegen ſtatutenmäßig deponirte in⸗ 
ländiſche Staatspapiere, rückzahlbar in neunzig Tagen“, 
mitbegriffen 20,000.000 Gulden. In Summa 155,000.000 
Gulden. — Zur Deckung und Abtragung dieſer drei letzten 
Schuldpoſten, im Belaufe von 155 Millionen, welche bis— 
her in keiner Weiſe beglichen waren, übergab nun der 
Staat der Bank einen Komplex von Staatsgütern in einem 
nach amtlicher Schätzung ungefähr gleichen Werthe, nicht 
bloß etwa als Pfand für die Erfüllung feiner Verpflichtun⸗ 
gen gegen die Bank, ſondern als Erfüllung ſelbſt. Vom 
Momente des Vertragsabſchluſſes ging die Verwaltung 
dieſer Güter, welche aus dem allgemeinen Domänenkom⸗ 
plex ausſcheiden, in die Hände und unter den zur vollen 
Erreichung der Zwecke der Maßregel nothwendigen Kon— 
trolbedingungen in das Eigenthum der Bank über, mit 
dem Rechte, von dieſen Gütern ſoviel unter Zuſtimmung 
der Staatsverwaltung zu verkaufen, als die Höhe der er— 
wähnten Bankforderungen beträgt. Die fo zu veräußern— 
den Domänengüter ſind mit Umſicht aus einem Beſitzthum 
auserleſen, welches der Staat nach allen bisherigen Erfah— 
rungen durch eigene Verwaltung nicht in genügendem Maße 
für das öffentliche Wohl fruchttragend zu machen vermochte, 
welches an ſich lediglich einen privatwirthſchaftlichen und 
keinen volks- oder ſtaatswirthſchaftlichen Charakter hat, das 
ohne Zweifel von der Privatthätigkeit mit größerem Nutzen 
ſowohl für den Eigenthümer als für die Geſammtheit be— 
wirthſchaftet werden wird, und welches auch ſonſt in kei 
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nerlei Beziehung zu Salinen, Bergwerken, zur Schonung 
des Waldes sc. ſteht. Der Staat hat das Recht, eine 
oder die andere dieſer Hypotheken durch eine ihrem Werth 
entſprechende Barzahlung einzulöſen oder durch eine andere 


von gleichem Werthe zu erſetzen. Die Bank hat das Recht, 


dieſe Hypotheken ſo ſchnell als möglich zu verkaufen. Es 
wurde zu dieſem Behufe unter dem Präſidium des Bank⸗ 
Gouverneurs eine von der Bankdirektion gewählte Kom— 
miſſion organiſirt, für welche eine beſondere Inſtruktion er 
laſſen ward und deren Thätigkeit der in den Bankſtatu⸗ 
ten feſtgeſtellten Ueberwachung unterliegt. Sollte der Er— 
lös ſämmtlicher Güter die Schuld des Staates nicht zu 
tilgen im Stande ſein, ſo wird der Staat den Ausfall 
bar nachzahlen; ſollte jene Schuld jedoch früher getilgt 
ſein, als ſämmtliche Güter losgeſchlagen ſind, ſo kehren 
die noch unverkauften in den Beſitz des Staates zurück. 
Die Staatsgüter, von welchen ein Theil im Werthe von 


150 Millionen Gulden zur Konſolidirung der Bankvaluta 
derwendet wird, wurden im Jahre 1802 infolge eines 
Hofkammer-Dekrets gerichtlich abgeſchätzt zu 238 Millionen 


Gulden. Sie beſtanden damals aus 442 Quadratmeilen 
mit 111 Städten, 51 Schlöſſern, 5471 Märkten und Dör⸗ 
fern, 736 Höfen, und waren von 1,855.065 Menſchen be— 


wohnt. Die gegenwärtige Ausdehnung der Staatsgüter hat 


ſich durch die ſeitdem vorgekommenen Verkäufe im Geſammt—⸗ 
betrage von 38 Millionen Gulden vermindert. Darunter 
befinden ſich in Böhmen fünf Domänen (die ſchönen Herr⸗ 
ſchaften Pardubitz, Brandeis, Joachimsthal und Schlafen- 


— — 


— 
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wald, Zbirow u. f. w.), zwei Herrſchaften in Oeſterreich 
(Waidhofen und Ober-Stofftall ꝛc.), ſechs in Kärnthen und 
Krain (St. Andrae, Adelsberg u. ſ. w.), vier in Ungarn 
(Arad, Dios⸗Györ und Tokay, Altofen und Viſſegrad, Groß⸗ 
wardein), fünf in der Bacska und eilf im Banat (die größ- 
ten Komplexe in der fruchtbarſten Gegend!), zwei in Kroa— 
tien, drei in Galizien (Jaworzuo Lipowice Pradnik und 
Czernikow, Niepolomicſe und Sandee, Janow Jawo— 
row Lemberg und Zolkiew) und eine in Siebenbürgen 
(Dees-Dewa und Krako). 

Ganz unabhängig von den Beſtimmungen über Deckung 
der genannten Schuldpoſten an die Bank durch Domänen 
iſt die Gründung und Erweiterung der Nationalbank zu 
einer Hypothekenbank. Sie ſoll nämlich mit ihrer bisheri— 
gen Geſchäftsführung auch Darlehen auf Realitäten ver— 
binden. Der Erlaß bezüglich der Erweiterung der Natio— 
nalbank zu einer Hypothekenbank enthält folgende weſentliche 
Punkte: Der Fonds der neuen Bankabtheilung wird aus 
35 Millionen Gulden klingender Münze gebildet. Sie hat das 
Recht: Pfandbriefe im fünffachen Betrag dieſer Summe 
auszugeben, deren Verfallszeit jedoch ohne beſondere Mi— 
niſterialerlaubniß nicht unter einem Jahre ausgeſtellt werden 
darf. Doch hat die Bank das Recht, ſie vor der Verfalls— 
zeit einzulöſen. Für die pünktliche Einzahlung und Ver— 
zinſung dieſer Pfandbriefe hat die Nationalbank mit ihrem 
Geſammt⸗Vermögen zu haften, ſo daß dieſelben gewiſſer— 
maßen den Charakter von Prioritäts-Obligationen haben. 
Angeſichts dieſer Garantie ſind auch alle öffentlichen Kör— 


58 Eilftes Buch. 


perſchaften, Pupillen⸗Verwaltungen, Stiftungen und ſo 
weiter berechtigt, ihre Gelder in ſolchen Pfandbriefen an— 
zulegen. Dieſen Pfandbriefen wird ferner die Begünſtigung 
zutheil, daß die Zeſſion derſelben von einem Beſitzer an 
den anderen gebührenfrei iſt; ſie können von der Natio— 
nalbank zu jeder Zeit eskomptirt oder als Pfand für Vor⸗ 
ſchüſſe angenommen werden, doch nur bis zu einer gewiſſen 
Summe, die zu dieſem Behufe feſtgeſtellt worden iſt. Es 
verſteht ſich, daß die Pfandbriefe an der Börſe veräußert 
und im Kursblatt notirt werden dürfen. Die wichtigſte 
und auch folgenreichſte Beſtimmung des in Rede ſtehenden 
Miniſterialerlaſſes iſt der erſte Paragraph, der nicht bloß 
für die neue Hypothekenbank, ſondern auch für andere ju— 
riſtiſche und national-ökonomiſche Fragen von hohem In⸗ 
tereſſe iſt. Dieſer Paragraph beſtimmt nämlich, daß die 
neue Hypothekenbank in allen ihren Geſchäften von allen 
die Höhe des Zinsfußes beſchränkenden geſetzlichen Beſtim— 
mungen „für jetzt ſo wie für die Zukunft“ losgezählt iſt. 
Hiermit ſind nicht nur die Erträgniſſe und Vortheile dieſer 
Bank auf eine unbeſtimmte Summe erhöht, ſondern es iſt 
auch der erſte Schritt gethan zu einer allgemeinen Erhö— 
hung des Zinsfußes. Vor Allem aber iſt in die beſtehenden 
Wuchergeſetze vollſtändig Breſche geſchoſſen, und die Auf— 
hebung dieſer Geſetze kann wohl nicht lange mehr auf ſich 
warten laſſen. 

Offenbar verdient die erſte Maßregel, die Ueberwei⸗ 
ſung der Domänen, ebenſo ſehr finanziell wie volkswirth— 
ſchaftlich die vollſte Anerkennung, da Ackerbaudomänen der 
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Staat viel weniger genügend rentbar machen kann als 
Bergwerke und Forſten; wer Grund und Boden von 155 
Millionen an Werth beſitzt, hat Kredit, deſſen die Bank ſchwer— 
lich lange bedürfen wird, wenn fie zum Verkaufe der Domä— 
nen ſchreitet, die ein Gegenſtand europäiſcher Spekulation 
werden, ſo daß ſie alsbald vollſtändig über das dem Staate 
geliehene Kapital verfügt, ihre Banknoten wieder einzu— 
ziehen vermag, und die Valuta wiederhergeſtellt iſt. — — 

Die öſterreichiſchen Finanzzuſtände und die große Ber 
deutung Wiens als Reſidenz und Hauptſtadt des großen 
Kaiſerſtaats veranlaßten Rothſchild zur Etablirung eines 
Geſchäfts daſelbſt. 

Das Judenthum hat in Oeſterreich, beſonders in Wien, 
und ſelbſt in den höheren und höchſten Kreiſen und 
Schichten der Geſellſchaft, Jahrhunderte hindurch eine be— 
deutende Rolle geſpielt, wenn dieſelbe auch auf keiner an— 
dern Baſis als dem Gelde beruhte; denn trotz des Reich— 
thums des Adels waren mit demſelben immer Geſchäfte zu 
machen, und die Finanzen des Staates und Hofes waren 
im Laufe der Jahrhunderte häufig brouillirt, daher das Geld 
der Juden nöthig, geſucht und verlangt. Schon zu Ferdi— 
dinand II. Zeit waren fie mit dem Kaiſerhofe lürt, obwohl 
ſie Leibzoll zahlen, zur Auszeichnung ſpitze Hüte und als 
Abzeichen einen gelben Fleck am linken Arme tragen mußten, 
auch nur in der heutigen Leopoldsvorſtadt wohnen durften. 
Nichts deſtoweniger duldete man fie gern, ‚weil fie dem 
Hofe ſehr nützlich ſind und aus anderen Gründen; ſie er— 
freuen ſich auch der größten Privilegien und ſind durch die 
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größten Protektorien geſchützt.“ Sie machten für ſich gute 
Geſchäfte auf gutem wie böſem Wege, wie man denn in 
den frankfurter Relationen vom Jahre 1667 lieſt, daß 
„Hirſchel Mayer gefangen geſetzt, der dem Kaiſer binnen 
23 Jahren nicht weniger als zwei Millionen 200.000 Gulden 
Kontributionen ſeiner Glaubensgenoſſen entzogen‘ Man 
beſtrafte ihn mit ewiger Verbannung aus Wien und bes 
gnügte ſich, indem man ſein Vermögen konfiszirte, mit einer 
Geldabfindung von 70.000 Gulden, obwohl er ‚ſieben noch 
uneröffnete Kaufgewölbe“ beſaß. 

Im Jahre 1670 wurden indeß die Juden aus der 
Reſidenz ‚ausgeſchafft' nach einem blutigen Exzeß zwiſchen 
Juden und Studenten; fie mußten die ‚Judenſtadt,“ die 
jetzige Leopoldſtadt, verlaſſen, und ihre Synagoge ward zur 
katholiſchen Kirche geweiht. Indeß währte es nicht lange, 
daß der Kammerpräſident von Sinzendorf ſie wieder heimlich 
ſich anſiedeln ließ. Alle Geldgeſchäfte mit dem Hofe wurden 
dem ‚„Hoffaktor“ Samuel Oppenheimer überlaſſen, der von 
der Kaufmannſchaft tödtlich gehaßt ward, und um welchen 
1700 und 1706 ein furchtbarer Tumult entſtand, worin fein 
Haus demolirt und geplündert, Geld und Kojtbarfeiten 
geraubt, Schriften und Handelsbücher zerriſſen wurden, ſo daß 
der reiche Iſraelit mit den Seinigen nur das nackte Leben 
rettete: er blieb indeß nach wie vor in ſeinen für ihn vor⸗ 
theilhaften Bezügen zum Hofe, obgleich das Haus Oppen— 
heimer in der Zwiſchenzeit zwiſchen jenen beiden Tumul⸗ 
ten 1703 fallirte. Auf Allerhöchſten Befehl wurden ſeine 
Gläubiger ‚Oppenheimer's Manquements halber! unterm 
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14. April 1704 zur Liquidirung ihrer Forderungen an ihn 
un ter Präkluſionspräjudiz vorgeladen von einem beſonders 
delegirten Gericht unter Vorſitz des Oberhofmarſchalls, und — 
1706 hatte er bereits wieder das Lieferungsgeſchäft für die 
Arm ee in Italien im ſpaniſchen Erbfolgekrieg uud die Re- 
montirung der Kavallerie. 

Joſef II. machte ſogar zum Erſtaunen der Welt im 
Jahre 1783 den erſten ‚jüdiſchen Baron‘, indem er 
den Bankier Joſef Michael Arnſtein, deſſen Gemalin, 
Fanny Itzig aus Berlin, in großer Gunſt beim Kaiſer ſtand, 
als Edlen von Arnſtein in den Reichsritterſtand erhob; 
ſpäter wurde er vom Nachfolger Joſef's 1793 in den 
Reichsfreih errnſtand erhoben. Die Familien der wiener 
Börſenſouver aine Arnſtein und Eskeles machten ſich wäh— 
rend des wiener Kongreſſes durch die alle überſtrahlenden 
Feſte bemerklich. In beiden Häuſern ‚war es berliner Gei— 
ſtesatmoſphäre, die anzog;' Fanni Arnſtein und Gäcilie 
Eskeles waren Berlinerinnen, Töchter des reichen jüdiſchen 
Bankiers Itzig unter Friedrich dem Großen. Mit beiden 
Häuſern machte die öſterreichiſche Finanzverwaltung vor 
dem Kongreſſe häufig Geſchäfte; ebenſo auch nach demſel— 
ben , wie auch mit mehreren wiener Geſchäftshäuſern. 

Alle überſtrahlte aber das Haus Rothſchild, nachdem 
dasſelbe ſein Geſchäftsetabliſſement in Wien neben den 
bereits in Frankfurt und London beſtehenden Etabliſſements 
gegründet hatte. Mit ihm beginnt ein neuer Abſchnitt im 
Staatsfinanz⸗, Börſen⸗ und Geldmarktsweſen der öſter— 
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reichiſchen Monarchie auf Grund der Geſchäftsmarimen 
dieſes Hauſes. 8 
Oeſterreichs Kaiſerreich, mit ſeinen manchfaltigen, 
in ein großes Ganze vereinigten Königreichen und Pro- 
vinzen, iſt einer der größten Völker- und Ländervereine. 
Unter der Regierung ſeiner ausgezeichneten Herrſcher, 
Maria Thereſia und Joſef II., ſtieg es in allen Bezügen; 
der Länder Einnahme und Steuerkraft mehrten ſich und 
ſeine Finanzen blühten: in Bezug auf Geldanleihen ſtand 
es in genauen Bezügen zu den holländiſchen Bankiers 
Hope und Goll und zu dem Hauſe Gebrüder Bethmann 
in Frankfurt am Main. Die öſterreichiſchen Staatspapiere 
waren allgemein beliebt, und hatten al pari reißenden Abſatz. 
Nur erſt als Oeſterreichs politiſcher Himmel ſich trübte, 
als ſeine künſtlichen Finanzoperationen ſich erſchöpften, zo⸗ 
gen ſich die auswärtigen Bankhäuſer zurück, und die wie: 
ner Wechſelhäuſer Fries et Co., Arnſtein und Eskeles, Gey— 
müller et Co., Steiner et Co., traten an deren Stelle. 
Mittelſt dieſer vier Häuſer kontrahirte es während der 
Fortdauer des franzöſiſchen Revolutionskrieges und des 
Krieges mit dem franzöſiſchen Kaiſer eine Menge Staats- 
anleihen unter minder günſtigen Bedingungen als früher, 
ſo daß ſie das im Jahre 1809 mit ihnen abgeſchloſſene 
fünfprozentige Anleihen nur mit 40 Prozent Verluſt über⸗ 
nahmen und zu ihrer größeren Sicherheit nebenbei Staats- 
domänen als Unterpfand erhielten. Das Haus Steiner et Co., 
durch ſeinen Antheil bei den Anleihegeſchäften und durch lukra⸗ 
tive Wechſelgeſchäfte auf Augsburg für Rechnung der Regie- 
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rung alsbald zum Millionär angewachſen, zog ſich freiwil— 
lig aus der Kompagnieſchaft der vier Häuſer zurück. Stei— 
ner, der Chef, der alte beſcheidene Mann, ahnte damals 
gewiß nicht, daß nur wenige Jahre nach ſeinem Hinſcheiden 
ſeine Erben die ihnen hinterlaſſenen Millionen verſpielt 
haben würden. 

Statt des ausgetretenen ſteiner'ſchen Bankhauſes trat 
nunmehr das Haus Rothſchild zu den drei bleibenden 
Firmen mit ganz neuen Anleiheplanen in Form von Lotte— 
rien ein, welche das Publikum ſehr goutirte, und die, durch 
jährliche Ziehungen in kurzer Zeit erſchöpft, wiederum er- 
neuert werden mußten und die Agiotage beförderten. 

Nach dem Sturze Napoleon's nahm das Haus Roth— 
ſchild ſtatt ſeiner bisher beobachteten Maximen ganz ent⸗ 
gegengeſetzte Prinzipien an; es operirte gleichſam im 
umgekehrten Sinne, und trieb die Staatspapiere nach ſeiner 
augenblicklichen jedesmaligen Konvenienz mehr oder weniger 
in die Höhe, ſo daß der Tilgungsfonds die zu 60 Prozent 
(nämlich mit 40 Prozent Verluſt) verkauften fünfprozenti— 
gen Papiere ſpäter mit 106 bis 109 Prozent einlöste; 
welch ein bedeutender Gewinn war die unausbleibliche 
Folge dieſer rothſchild'ſchen Operationen! 

Nicht ſo glücklich war das mit ihm für die öſter⸗ 
reichiſchen Anleihegeſchäfte verbundene Bankierhaus Fries 
et Co. in Wien. Ungeachtet der einzige Sohn, Graf Fries, 
von ſeinem Vater 6—8 Millionen ererbte und durch die 
Geſchäfte ſeines Wechſelhauſes jährlich Hunderttauſende ge— 
wann, mußte er dennoch im Jahre 1824 Haus und Hof 
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verlaſſen, und flüchtete nach Paris, woſelbſt er bald dar⸗ 
auf ſein Leben endete. 

Dieſe Kataſtrophe führte den drei für die öſterreichi— 
ſchen Anleihegeſchäfte verbunden gebliebenen drei Häuſern 
Geymüller, Arnſtein und Eskeles, und Rothſchild den wiener 
Millionär und Bankier Baron Simon Georg Sina zu, und dieſe 
vier Häuſer ſetzten nun die Unterhandlungen der fortdauern— 
den öſterreichiſchen Anleihegeſchäfte mit der Regierung fort. 

Die Zwei der Gebrüder Geymüller, welche die Handlung 
gegründet, hatten bereits den Geſchäften entſagt und lebten 
von ihren beträchtlichen Kapitalien. Ihr bei ihnen erzoge- 
ner und als Sohn angenommener Neffe Falkner, ſpäter 
von Geymüller, blieb allein an der Spitze des Hauſes mit 
einem Fonds von 1 Million, der bald aufgezehrt war, 
worauf der Chef bei Nacht und Nebel davonging. Am 12. 
Februar 1843, 19 Monate nach ausgebrochenem Bankerott, 
erſchien unerwartet ein Steckbrief des wiener Kriminal- 
gerichts hinter dem Entwichenen, der ihn „des Verbrechens 
der Veruntreuung rechtlich bezichtigte.“ Auch die Gebrüder 
Schickh, Erben des Wechſelhauſes Steiner et Co., wurden 
gleichfalls ſteckbrieflich verfolgt, zur Haft gebracht, und 
zur Kriminalunterſuchung gezogen. 

Zu jener Zeit wurden faſt alle Handelshäuſer in ihren 
Grundfeſten erſchüttert; nur die Häuſer Rothſchild blieben 
unerſchütterlich und in Geldgeſchäften allmächtig. 

Außer dieſen Staatsgeldgeſchäften benützte das Haus 
Rothſchild zu Wien, an deſſen Spitze Salomon Rothſchild, 
der zweite Sohn des alten Mayer Amſchel Rothſchild, 
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bis zu ſeinem Tode ſtand, jede Gelegenheit zu ander 
weitigen gewinnreichen Unternehmungen; fo vermittelte es 
bedeutende Anleihen für den Fürſten Eſterhäzy und für 
andere große Häuſer der öſterreichiſchen hohen Ariſtokratie, 
wovon wir ſchon früher geſprochen; ferner gründete es 
u. a. eine Feuerverſicherungsanſtalt, deren Aktien es mit 
bedeutendem Vortheil verkaufte, die laufenden Wechſelge— 
ſchäfte ungerechnet, die es in einem Gaſthauſe trieb, das 
es 30 Jahre hindurch bewohnte, um in Oeſterreich nicht 
heimiſch zu ſein. 

Im Jahre 1836 übernahm das Haus Rothſchild von 
der öſterreichiſchen Regierung den Bau einer Eiſenbahn von 
Wien nach Bochnia, verkaufte die 12 Millionen Aktien 
derſelben, noch ehe eine Schaufel in Bewegung geſetzt war, 
mit 15 Prozent Agio und theilte den Nutzen mit ſeinen 
Geſchäftsverbündeten. Schon 1841 waren die Aktien von 
115 auf 62 gefallen, und die Regierung ſchoß der Bauge— 
ſellſchaft 5 Millionen vor zur Aushilfe, übernahm indeß 
Ende Dezember desſelben Jahres den Weiterbau der Bahn 
für ihre alleinige Rechnung. 

Wie in den übrigen Städten, wo Rothſchild's Ge⸗ 
ſchäftsetabliſſements ihr Domizil haben, ſo beherrſcht es 
auch hier in Wien die Börſe; es läßt alle Aktien und 
Papiere ſteigen und fallen; und damit hatte es hier fol— 
gende Bewandtniß unter dem Chef Salomon von Roth— 
ſchild. Während der Anweſenheit desſelben in Wien be— 
ſuchten ihn täglich die Koryphäen der Börſe, die um 12 
Uhr geöffnet und um 4 Uhr geſchloſſen wurde. Vor und 
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u. a. eine Feuerverſicherungsanſtalt, deren Aktien es mit 
bedeutendem Vortheil verkaufte, die laufenden Wechſelge— 
ſchäfte ungerechnet, die es in einem Gaſthauſe trieb, das 
es 30 Jahre hindurch bewohnte, um in Oeſterreich nicht 
heimiſch zu ſein. 

Im Jahre 1836 übernahm das Haus Rothſchild von 
der öſterreichiſchen Regierung den Bau einer Eiſenbahn von 
Wien nach Bochnia, verkaufte die 12 Millionen Aktien 
derſelben, noch ehe eine Schaufel in Bewegung geſetzt war, 
mit 15 Prozent Agio und theilte den Nutzen mit ſeinen 
Geſchäftsverbündeten. Schon 1841 waren die Aktien von 
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nach dieſer Zeit verſammelten ſich die Agioteure in dem 
von ihnen gepachteten und doch auch dem Publikum offen— 
geſtandenen ‚linzer Kaffeehaus‘ in der Grünangergaſſe, wo 
der Papierhandel ununterbrochen bis in die ſpäte Nacht 
fortgetrieben, das heißt wirkliche Geſchäfte abgeſchloſſen, 
der Kurs der verſchiedenen Staatspapiere und Aktien ſo 
wie an der Börſe beſtimmt, und die Spekulation ins 
Weite, ja bis ins Große getrieben wurde. Rothſchild hatte 
einen Großhändler zu fixem jährlichen Salär von 12.000 
Gulden außer bedeutenden Nebenſporteln in ſeinen Dienſten. 
Dieſer erſchien täglich früh Morgens bei Rothſchild, und 
beide verabredeten den Operationsplan des Tages. Der 
Großhändler hatte auf der Börſe und im ‚Panduren⸗ 
lager‘ feine Vertrauten, mit denen er Scheinkäufe und 
Verkäufe abſchloß; nebenbei hatte er auch einige Gallo- 
pins im Dienſt, die während der Börſenzeit zwiſchen ihm 
und Rothſchild hin- und herliefen, Verhaltungsbefehle nach 
Umſtänden einholten und brachten, um nach Konvenienz den 
Kurs ſteigen oder ſinken zu laſſen, wie es der für den 
Augenblick kombinirte Plan erforderte. Die in dieſe Pläne 
nicht eingeweihten Spekulanten und Börſenſpieler machten 
natürlich gar ſchlechte Geſchäfte. Die Familie dieſes Groß— 
händlers war zudem groß und ſtand bei Rothſchild in 
großer Gunſt; ein Glied derſelben war bei Rothſchild's 
Abweſenheit von Wien Prokuraführer des Hauſes und ſein 
Faktotum bei der Eiſenbahn; er war ein armer Mann, 
als er zu Rothſchild kam, und gehörte jpäter zu den 
Millionären. Alſo geregelt waren die Geſchäftsſpekulatio⸗ | 
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nen des wiener Hauſes Rothſchild unter ſeinem Chef, dem 
weiſen Salomon. 

Die von Jahr zu Jahr im Publikum ſteigende ‚Sucht, 
ſchnell reich zu werden, hat wie in anderen großen Re— 
ſidenz⸗ und Börſenſtädten, jo auch in Wien zu Zeiten merf- 
würdige Erſcheinungen dargeboten. So u. a. im Jahre 
1838, wo zu der großen Wien-Trieſter Eiſenbahn der 
Anfang gemacht wurde. Das Haus Sina in Wien gab 
im Frühjahr des genannten Jahres 5500 Stück Aktien, 
die ſogenannten Wien⸗Raaber aus, und es iſt zu bezwei— 
feln, ob je zu Law's Aktienſchwindelzeit zu Paris die die— 
ſerhalb berüchtigte Straße Quincampoir ein lebhafteres Bild 
der Aktienwuth dargeboten hat, als die Umgebung des 
fürſtlich ſchwarzenberg'ſchen Palais am Rennwege zu Wien. 
Dort fand nämlich die Unterzeichnung auf jene 5500 Stück 
Aktien ſtatt. Nicht nur war der Menſchenzufluß ſo enorm, 
daß neben Polizeiwachen zu Fuß und zu Pferde reguläre 
Infanterie und Kavallerie in geſchloſſenen Reihen den 
Sturm des Volkes kaum abzuhalten vermochte, ſondern es 
hatte ſich ein großer Theil der Menge ſchon Tages zuvor 
in der Nähe des Palais aufgehalten und die Nacht dort 
zugebracht, um des Zutrittes gewiß zu ſein. In jüngſter 
Zeit erlebte man dasſelbe bei den öſterreichiſchen Nati— 
onalanleihen und der wiener Kreditanſtalt für Handel und 
Gewerbe, deren Theilhaber das wiener Haus Rothſchild 
gleichfalls iſt. 

In faſt allen öſterreichiſchen Finanzoperationen hat 
dasſelbe eine hervorſtechende Rolle geſpielt; faſt alle Anlei⸗ 
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hen ſind zuerſt durch ſeine Hand gegangen, und es iſt auch 
nicht ſelten mit den Privatoermögensverhältniſſen der kaiſer⸗ 
lichen Familie betraut geweſen. Herr von Rothſchild hat Ein— 
tritt in das Kabinet der Miniſter. Der Hofrath im Finanz⸗ 
departement Brentano aus Frankfurt am Main war in ſeiner 
früheren Stellung als Kaufmann zu Trieſt Geſchäftsträger 
des frankfurter Hauſes für die Geldangelegenheiten im 
Orient. In Trieſt beeinflußt jetzt Rothſchild durch das 
dortige Haus Morpurgo den Geldmarkt wie überall, findet 
aber in dem dortigen Handelsſtande würdige Rivalen. 
Ebenſo übt es ſeinen Einfluß auf das Berg- und Hütten⸗ 
weſen. Bekanntlich hat Spanien an das Haus Rothſchild 
die Queckſilberwerke von Almadea verpachtet, mit welchen 
in Europa allein die öſterreichiſchen Gruben von Idria kon⸗ 
kurriren, welche jährlich eine Ausbeute von 3000 Zentnern 
gewähren. Infolge eines im gegenſeitigen Intereſſe ge⸗ 
ſchloſſenen Uebereinkommens ſind die Preiſe ſowohl von 
Queckſilber wie von Zinnober auf eine gleiche Höhe ge— 
ſtellt worden, woraus die vielfach verflochtenen Bezüge Roth⸗ 
ſchild's zur Genüge ſich ergeben. — Auch zur Stadt Wien 
ſteht das Haus in mehrfachen Beziehungen, und der Ma⸗ 
giſtrat der Reſidenz überreichte dem Chef des Hauſes im 
Jahre 1843 neben den öſterreichiſchen Staatsminiſtern 
Grafen von Kolowrat und Hardegg als Neujahrsgeſchenk 
das Diplom als Ehrenbürger der Stadt, deſſen Bürger er 
infolge ſeiner jüdiſchen Konfeſſion nicht werden konnte, „in 
Anbetracht ſeiner Verdienſte um die Monarchie im allge⸗ 
meinen wie in Anerkennung ſeiner lobenswerthen Beſtre⸗ 


Das rothſchild'ſche Haus in Wien. 69 


bungen um das ſtädtiſche Gemeinweſen insbeſondere, na⸗ 
mentlich auch wegen im Stillen wirkender Wohlthätigkeit 
allgemein geliebt und geachtet.“ 

Wie bereits früher erwähnt worden, ſchloß das Haus 
Rothſchild theils allein, theils in Kompagnie, ſeit dem 
Jahre 1820 mehrere Staatsanleihen mit Oeſterreich ab. 

Die erſte dieſer Anleihen, abgeſchloſſen im Jahre 1820 
mit David Pariſh und Rothſchild zu Wien im Betrage 
von 20,800.000 Gulden in Prämienſcheinen von 100 Gul⸗ 
den, von welchen je 260 eine Serie bilden, hatte einen 
regelmäßigen Verlauf; die Ziehungen folgten von Jahr 
zu Jahr, und das ganze Geſchäft erhielt ſeine Erledigung 
im Jahre 1840. Es hatte ſeinen großen Abſatz wegen 
der großen damit verbundenen Gewinne gefunden. 

Die zweite Anleihe erfolgte bei denſelben Häuſern im 
Jahre 1821 auf Höhe von 37% Millionen in Partialen 
zu 250 Gulden, deren Rückzahlung bis 1841 durch 14 
Ziehungen erfolgte. 

Ende 1823 eröffnete Oeſterreich eine Anleihe von 25 
Millionen bei Rothſchild, Gebr. Baring und Irwing & Co. 
in London, um die an England ſchuldigen Suſidiengelder 
zu erſtatten, welche es zum Betrage von 2% Millionen 
Pfund Sterling zur Vertheidigung Belgiens erhalten hatte. 

Ferner wurde laut Zirkulare vom 1. Dezember 1829 
zur Einziehung der Zentralkaſſen-Anweiſungen eine Anleihe 
von 25 Millionen bei Rothſchild, Geymüller & Co., Arn-⸗ 
ſtein & Eskeles und Sina abgeſchloſſen. 

Eine fernere Prämienanleihe ward im Jahre 1834 


70 Eilftes Buch. 


mit denſelben Häuſern und auf gleich hohe Kapitalſumme 
abgeſchloſſen; ihr folgte 1839 mit denſelben Bankiers noch 
ein Anleihen von 30 Millionen. Bei beiden waren die 
Bedingungen für den Staat günſtiger, als es bei den frü— 
heren der Fall geweſen, das erſte gegen fünf-, das zweite 
gegen vierprozentige Zinſen. 

Das letzte Anleihen, welches Rothſchild für Oeſter— 
reich vermittelte, erfolgte um die Mitte des Jahres 1842 
zur Summe von 40 Millionen; es geſchah in Gemein— 
ſchaft mit den mehrerwähnten Häuſern und warf für ſie 
4 Millionen Gewinn ab. 


Zwölftes Buch. 


Rothſchild's Betheiligung an Eiſenbahnen, induſtriellen 
Unternehmungen, Xreditanſtalten, Aktiengefellfchaften 
u. ſ. w. 


eG 


Mitt in 


Der Dampf und feine Einwirkungen auf die Geftal- 

tungen der Gegenwart. — Eiſenbahnen und induſtrielle 

Unternehmungen. — Banken. — Kreditanſtalten und 

Aktiengeſellſchaften. — Antheil und Gewinn RNoth⸗ 
ſchild's daran. 


Die Steinkohle iſt die größte Rebellin wider die bis- 
herigen Weltzuſtände, der Dampf ihr Revolutiousgenoſſe 
und durch ſie die Maſchine, die Seele aller Bewegung, 
die Beherrſcherin der Welt geworden. Die lebloſe Gewalt 
des Dampfes, das Erzeugniß der Steinkohle und des 
Waſſers, ſetzt die Maſchine in Bewegung, ſie herrſcht von 
Pol zu Pol, ſelbſt der entfernteſte Punkt der Erde bleibt 
von ihren Einwirkungen nicht verſchont; die Anwendung 
der Dampfkraft zu praktiſchen Zwecken iſt die größte Er— 
findung der Neuzeit; denn ſie iſt die Quelle der großartig⸗ 
ſten Umwandlungen und Neugeſtaltungen im Gebiete ſo— 
wohl des materiellen Verkehrs wie der geiſtigen Annähe⸗ 
rung; denn auf den Eiſenbahnlinien nähern ſich gleich⸗ 
falls die Geiſter, die Entfernungen zwiſchen den Ländern 
ſchwinden, die Völker treten nahe zu einander heran, und 
durch die elektriſchen Telegraphen bewegt ſich der Gedanke 
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auf Tauſende von Meilen weit von einem Orte zum aus 
deren mit der Schnelle des Blitzes. 

„Groß iſt unſere Zeit und kräftig, 

Und von edlem Drang geſchwellt. 

Der Gedanke zieht geſchäftig 

Als Geſandter durch die Welt.“ 
alſo ſang Viktor Hugo, Frankreichs großer Dichter. 

Die Größe dieſer Erfindung wird von der Gegen— 
wart augenblicklich nur nach ihren Erfolgen in Förderung 
der materiellen Intereſſen gewürdigt, und aus dieſem 
Grunde wendet die geldbeſitzende Macht, die mit dem 
Pfunde wuchert, ihr ihre beſondere Aufmerkſamkeit und 
Mittel in noch nie vorgekommener Weiſe und in beiſpiel— 
loſen Summen zu um materiellen Gewinn und Vortheil. 
Nur zu wenig erkennt man augenblicklich, daß die Dampf- 
kraft und der elektriſche Funke ebenſogut Lokomotiven 
der Intelligenz in Bewegung ſetzen, als Waggons 
zum Güter- und Perſonentransporte. Die Buchdrucker 
kunſt, der Kompaß und das Schießpulver, drei Erfindun— 
gen, faſt zu ſchwer für ein Jahrhundert, haben die Mittel 
zu allen den mächtigen, ſich drängenden Bewegungen, Um— 
geſtaltungen und Fortſchritten der folgenden drei Jahr— 
hunderte gegeben, die keine einzige Erfindung aufzuweiſen 
haben, welche jenen an Großartigkeit und Einfluß in ihren 
Wirkungen an die Seite geſetzt zu werden verdiente. Die 
Dampfmaſchine iſt die vierte Erfindung von welthiſtoriſcher 
Bedeutung, die Tochter unſeres Jahrhunderts, die Be— 
gründerin der Maſchinenmacht, die äußere Triebfeder einer 
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erſt im Beginn begriffenen Umwälzung, die von Gewerben 
und Erzeugung ſich auf das ganze geſellſchaftliche Leben 
ausdehnen wird. Neben ihr geht die Erfindung des elek— 
triſchen Telegraphen, welche den Gedanken und Gedanken— 
verkehr beflügelnd wie jene, Zeit und Kraft erſparend, den 
materiellen Verkehr beſchleunigt und die Entfernungen 
ſchwinden macht. Wie die Buchdruckerkunſt und die Tele— 
graphie die geiſtigen Errungenſchaften in ihrer Verbreitung 
von Land zu Land fördern, ſo die Dampfkraft die ma— 
teriellen; und Wort und Waare, Gedanke und That gehen 
mit Blitzesſchnelle von Pol zu Pol. 

Wenn auch die Dampfkraft bereits im vorigen Jahr⸗ 
hundert entdeckt wurde, ſo blieb ſie dennoch während desſelben 
ohne Einwirkung auf die Welt und die Weltgeſtaltungen. 
Das Jahr 1769 gilt als dasjenige, wo James Watt die 
erſte Dampfmaſchine aufſtellte; die erſte Lokomotive 
baute im Jahre 1778 der franzöſiſche Ingenieur Cugnot; 
die erſten wahren Dampfwagen aber bauten 1802 Tre— 
vithik, 1811 Blenkinſop, beide nach der unrichtigen Anſicht, 
daß ein glattes Rad auf glatter Schiene ſich nicht fort- 
bewege, weßhalb man die Erfindung bald zu den Fehl— 
geburten zählte. Nach einigen fruchtloſen Beſſerungsver— 
ſuchen löste Blacket 1814 das große Problem, wodurch 
Robert Stephenſon zum Bau der Lokomotive in ihrer 
heutigen Geſtalt geführt wurde. 

Dieſe Erfindung rief Eiſenbahnen und Dampfſchiffe 
ins Leben, und der daraus entſpringende allgemeine Nutzen 
beſteht darin, daß Perſonenverkehr und Gütertransport 
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auf das Schnellſte befördert und beſchleunigt, die Verbin⸗ 
dung zwiſchen entfernten Ländern und der Austauſch ihrer 
Produkte überhaupt erleichtert wird, indem man durch dieſe 
ſchnellen Bewegungsmittel nicht unbedeutende Erſparniſſe 
an Zeit und Geld macht. Sie ſind mithin im Intereſſe 
der Geſammtheit, und was im Intereſſe derſelben iſt, 
das iſt auch im Intereſſe der Mehrheit; nur muß man 
nicht verlangen, daß der Vortheil ſich augenblicklich an 
jedem Orte in gleicher Weiſe offenbaren ſoll. Die Nach⸗ 
theile, welche neue Erfindungen für Einzelne oder einzelne 
Klaſſen der Geſellſchaft jedesmal unausbleiblich im Ge— 
folge haben, geben ſich bei Anwendung der Dampfkraft 
als Bewegungsmittel in der gegenwärtigen Generation 
gleichfalls fühlbar zu erkennen, und erſt in den folgenden 
Generationen werden ſich alle dadurch entſtandenen nach⸗ 
theiligen Ungleichheiten und Konflikte allmälig ausgleichen. 

Durch die Verbreitung und Vervollkommnung aller 
Transportmittel infolge der Dampfſchifffahrt und Eiſen⸗ 
bahnen und der Ausdehnung des Eiſenbahnſyſtems ver— 
zinſt ſich der Zeitgewinn; denn wo Zeit und Arbeit er= 
ſpart wird, da tritt auch Erſparung des zum Handelsver— 
kehr erforderlichen Kapitals ein. Ueber die Vortheile, 
welche dieſe Steigerung der Transportmittel hervorbringt, 
herrſchen die verkehrteſten, widerſinnigſten Anſichten. Viele 
behaupten, daß durch Eiſenbahnen das Wohl der Völker 
durch Mehrung der ſogenannten Volkswohlfahrt ge 
fördert würde; hier iſt aber vor allem zu bedenken, daß 
die ſich ergebenden Vortheile unter der großen Zahl der 
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Bevölkerung faſt ausſchließlich nur Einzelnen aus einzelnen 
Klaſſen zugute kommen, z. B. dem größeren Kaufmann 
und Handeltreibenden, dem mit Produkten Handelnden, 
während dem Produzenten kaum irgend ein kleiner Vor— 
theil, dem Konſumenten aber nur Schaden erwächſt. Was 
dadurch möglicherweiſe bei anderer und fernerer Geſtal— 
tung der dadurch ſich bildenden Verhältniſſe und Bezüge 
zwiſchen jenen genannten drei verſchiedenen Klaſſen Gutes 
erwachſen könnte, wird im Augenblicke durch den Mis- 
brauch, der Platz gegriffen und ſich zu einer wahren Ei— 
ſenbahnbaumanie geſteigert hat, beinahe vollſtändig 
paralyſirt. 

Alles Gute kann misbraucht werden, wenn man in 
ſeiner Anwendung mit unvollkommenen Begriffen zu Werke 
geht, und eben dieſer Misbrauch iſt die Quelle des Uebels 
geworden, an dem unſere Generation leidet, woran ſie 
noch lange Zeit leiden wird, auch wenn man nicht fort⸗ 
fährt, das richtige Maß aus den Augen zu verlieren, ſon— 
dern es bei dem bewenden läßt, was bisher geſchehen iſt. 

Man hat hinſichtlich der Eiſenbahnen in vielen Län⸗ 
dern mehr unternommen, als man leiſten kann, namentlich 
in England, Frankreich und vor allem in Deutſchland. 
Unter dem unmittelbaren Einfluße dieſes Misbrauches in 
der Ausdehnung der Eiſenbahnnetze in allen drei Ländern 
zieht die unauf haltſame Tendenz des ſchwebenden Kapitals 
eine theilweiſe Umwandlung desſelben in ein fixes nach 
ſich, ſo daß folglich die disponible Quantität desſelben, 
ſo lange nämlich als die Vollendung der unternommenen 
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Eiſenbahnen nicht anfängt, reichhaltigen Erſatz zu geben, 
ſich vermindern muß und ſeiner gewöhnlichen Anwendung 
entfremdet wird. 

Betrachten wir zunächſt England. Hier gaben 1853 
die daſelbſt vorhandenen Eiſenbahnen nur einen Reiner⸗ 
trag von 3%], Prozent, ein wahrhaft erbärmlicher 
Gewinn für das dem Eiſenbahnbau zugewandte enorme 
Kapital. Wir ſind trotz aller ſtatiſtiſchen Schriften und 
Nachweiſen, womit der Buchhändlermarkt aller Länder in 
neuerer Zeit überflutet wird, außer Stande, Gewiſſes 
über die Koſtenverhältniſſe der Eiſenbahnnetze der Gegen— 
wart mitzutheilen, und müſſen daher — was unſerem 
Zwecke keinen Abbruch thut — mehr als ein Jahrzehend 
zurückgehen, wo wir ſichere ſtatiſtiſche Anhaltspunkte treffen 
Gehen wir daher bis zum Jahre 1844 zurück! 

In dieſem Jahre waren in England 69 Eiſenbahnen 
vollendet, deren Geſammtlänge aus 2069 engliſchen Mei⸗ 
len beſtand, und welche 64,238,600 Pfund Sterling koſteten. 
Dieſe Ausgabe iſt von dem Lande in einem Zeitraume von 
12 Jahren (vom 1. Januar 1833 bis Ende Dezember 1844) 
folglich mit einer Durchſchnittsſumme von 5,353,216 Pfund 
jährlich beſtritten worden. Die in der Parlamentsſitzung 
von 1844 genehmigten, aber erſt 1845 begonnenen Eiſen⸗ 
bahnen find auf 14,793,994 Pfund Sterling und die 1845 
gutgeheißenen auf 59,613,526 Pfund Sterling angejchla= 
gen; die Geſammtſumme beläuft ſich alſo auf 74,407.520 
Pfund, für 130 neue Bahnen, deren Geſammtmeilenzahl 
ſich auf 3543 erhebt. Zu obiger Summe von 74, 407.520 
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ſchlagen wir 29,763.008 als mögliche Misrechnung 
bei den Koſtenanſchlägen von nur 40 Prozent, (da in 
England Fälle vorgekommen, daß die wirklichen Koſten 
die Voranſchläge um 138, 159, ja wie bei der Bahn von 
London nach Briſtol um 166 Prozent überſtiegen,) hinzu, 
was für die ſeit 1845 im Bau begriffenen Bahnen eine 
Summe von 104,170.528 Pfund gibt. Dieſe auf die 4 
Jahre 1846—49 vertheilt, jo ergibt ſich im Durchſchnitt 
eine jährliche Summe von 26,042,632 Pfund, alſo weit 
über ein Drittel der Staatseinnahme Englands, deſſen Ei— 
ſenbahnen — aneinandergelegt — einen Eiſengürtel um 
den Erdball bilden. 

Es gehört zu einer der gewöhnlichſten und gröbſten 
Irrthümer der Gegenwart, wenn man vorausſetzt, daß ſo— 
lange das für die Eiſenbahnen ausgegebene Geld im Lande 
bleibt, es durchaus keinen Unterſchied mache, in weſſen 
Händen es ſich befinde; daß der Druck, den die große Aus— 
lage irgendwo erzeuge, durch den anderswo daraus entſte— 
henden Ueberfluß das allgemeine Gleichgewicht wieder her— 
ſtellen müſſe und keine Abnahme in dem Betrage des ſo 
zirkulirenden Kapitals hervorbringen könne. Dieſer Irr- 
thum beruht auf dem unvollkommenen Begriff, den man 
ſich gemeinhin von dem Worte: Kapital macht, ſobald man 
den Unterſchied zwiſchen firem und ſchwebendem Ka- 
pital überſieht. Alles was einen gewiſſen Ertrag, gewiſſe 
Zinſen gibt, z. B. Grund und Boden, Gebäude, Landſtraßen, 
Kanäle, Eiſenbahnen, gehört zu erſterem; der Ertrag, die 
Zinſen bilden das zweite, welches, manchfach angewandt, 
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ſeinen Eigenthümern mit dem gewonnenen Vortheile immer 
wieder zufließt, ſo lange es in Bewegung bleibt oder ſchwebt. 
Jenachdem nun ein Theil desſelben aus dieſem ewigen 
Kreislaufe heraustritt, ſich in neue Anlagen z. B. Eiſen⸗ 
bahnen ſteckt, verringert ſich das Maß ſeiner disponiblen 
Quantität. Die beim Eiſenbahnbau beſchäftigten Arbeiter 
konſumiren große Quantitäten heimiſcher Lebensmittel, ſie 
werden mit barem Gelde bezahlt; ſie ſind dazu der 
Landesinduſtrie während der Zeit ihrer Eiſenbahnarbeit 
entzogen, arbeiten und gewinnen, ohne irgendein unmit⸗ 
telbares, zum Handelsmarkte geeignete Produkt zu liefern; 
der Betrag des Arbeitslohnes für ſie muß aus dem ſchwe— 
benden Kapital beſtritten werden, und dieſer abgeſonderte 
Theil desſelben nimmt dann den Charakter eines fixen an. 
Steht der Bau der Eiſenbahnen im Verhältniß mit den 
natürlichen Kräften und Mitteln eines Landes, wie z. B. 
in Belgien, ſo iſt keine Geldklemme, kein Druck zu fürchten. 
Iſt man aber darüber hinausgegangen; ſo iſt Alles zu 
fürchten. Und in dieſem Falle befinden ſich ſowohl England 
wie Frankreich und Deutſchland. 

In Frankreich, wo 1851 bereits 500 Meilen Eifen- 
bahnen mit 107 Millionen Einnahme fertig waren, hat 
die Spekulationswuth auf den ſchlüpfrigen Boden großer, 
aber meiſt ſchlechtberechneter Eiſenbahnbauten geführt. Das 
Kapital zur Vollendung der von den Kammern genehmig⸗ 
ten Eiſenbahnen ſchätzte man am 1. Januar 1847 auf 
1.648,500.000 Franks; die wirklichen Koſten überſtiegen 
auch hier die Voranſchläge um ein Bedeutendes, ſo daß die 
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Geſammtſumme 1.908,500.000 Franks beträgt. Dieſe 
auf fünf Jahre vertheilt, jo kommt eine jährliche Durchs 
ſchnittsausgabe von 381,700.000 Franks.) 

In Deutſchland waren 1846 fertig 1763 Meilen 
Eiſenbahnen, deren Anlagekapital 616 Millionen Thaler 
betrug, mit einer Jahreseinnahme von 45 Millionen — 
nach Abzug von 23 Millionen Betriebsausgaben — 22 Mil⸗ 
lionen und einem Zinsbetrag von 3—13 Prozent, wäh⸗ 
rend — nach Reden — in England dasſelbe nur 3½ 
Prozent war. 

In Preußen waren am 1. Januar 1854 im Betriebe 
443 Meilen mit einem Baukapital von 198 Millionen, 
im Bau oder mit Konzeſſion verſehen 143 Meilen mit 50 
Millionen; und projektirte Eiſenbahnen von 195 Meilen 
mit 68 Millionen Baukapital, zuſammen 781 Meilen mit 
316 Millionen, alſo der dreifachen Einnahme eines einjäh— 
rigen Staatsbudgets. Bis zum 1. Januar 1855 waren 
bereits 270 Millionen für Eiſenbahnen verwandt. Am 
Schluſſe des Jahres 1854 waren im Betrieb 491 Meilen. 

In Oeſterreich waren 1853 247 Meilen Staats⸗ 
bahnen und 117 Meilen Privatbahnen theils im Bau, 
theils im Betriebe, mit einem Baukapital von etwa 150 
Millionen; der Umfang des Eiſenbahnbaues hat ſich ſeit 
dem daſelbſt ſo bedeutend vergrößert, daß man im Beginn 
des Jahres 1856 den Ausbruch einer Eiſenbahnbaukriſis 


) Nach einer zweiten Berechnung betrug das bis 1855 veraus- 
gabte Baukapital in Frankreich 2 Milliarden 177 Millionen, 
wovon der Staat 1 Milliarde 83 Millionen sa hatte. 
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— wenn auch noch zu voreilig — befürchtete. In Eug— 
land gab man die Geldkriſis und ihre drohenden Gefah— 
ren im Jahre 1847 hauptſächlich den ſo maßlos geſteiger⸗ 
ten baren Bedürfniſſen des Eiſenbahnbaues Schuld, und 
der Schatzkanzler motivirte dieſe Anficht auch in einem 
ausführlichen Vortrage in einer Unterhausſitzung am 
Schluſſe des Jahres. Er wies nach, daß die Ausga- 
ben für Eiſenbahnen, die in der erſten Hälfte des vorherge— 
gangenen Jahres 1846 9,815.000 Pfund Sterling, in 
der zweiten Hälfte dagegen 26,670.000 Pfund betragen 
hätten, in der erſten Hälfte von 1847 auf 25 Millionen 
geſtiegen, und wenn die projektirten Bahnen ausgeführt 
worden, in der zweiten Hälfte weitere 38 Millionen, alſo 
in einem Jahre 80—90 Millionen wegnehmen würden. — 

Rußland's erſte große Eiſenbahn, welche unter Niko⸗ 
laus J. von einem amerikaniſchen Ingenieur gebaut wurde, 
kommt erſt unter dem jetzigen Kaiſer dem Publikum nach 
und nach zu Nutze. Bei ihrer Anlage dachte die Regie⸗ 
rung nur an ſich. Als der Gar Nikolaus — jo erzählt 
der Moniteur — um die Richtung der Bahn befragt 
wurde, nahm er ein Lineal und zog auf der Karte eine 
gerade Linie von Petersburg nach Moskau. So geſchah 
es, daß Stationen und Brücken oft mitten in ſtillen Ein⸗ 
öden liegen und dem Publikum wenig nützen, da dasſelbe 
von den Ortſchaften oft weite Strecken bis zu den Stati⸗ 
onen zu machen hat, ehe es die Bahn erreicht. Eine klei⸗ 
nere Eiſenbahnſtrecke wurde im Jahre 1837 am 20. Okto⸗ 
ber eröffnet, zwiſchen Petersburg und Zarſkoje⸗Selo 
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und Pawlowsk, 3¼ͤ Meilen lang, von Privaten auf Af- 
tien erbaut. 

Die zweite Eiſenbahn iſt die zwiſchen Warſchau und 
Krakau, 1839 als Privataktienunternehmen begonnen, 1842 
als Staatsbahn vollendet, 41 Meilen lang. Ihre Ein⸗ 
nahme betrug 1851 546.721 Silber-Rubel, die Ausgabe 
392.783, alſo der Reinertrag 183.938 S. R.; ſie beför⸗ 
derte mit 24 Dampfwagen 393.448 Perſonen und 3,141.426 
Pfund Waren. 

Die eigentliche erſte ruſſiſche Staatsbahn iſt die zu- 
erſt erwähnte große Eiſenbahnſtraße von Petersburg nach 
Moskau, am 1. November 1851 eröffnet, 88 Meilen lang, 
in 20 Stunden zurücklegbar; ſie geht von Petersburg über 
Nowgorod, Waldai, Torjok und Twer. Das Anlagekapi⸗ 
tal ward auf 43,026.700 S. R. angeſchlagen, die geogra— 
phiſche Meile koſtet ſomit 520.000 Thaler; der Rohertrag 
war 5,751.000, die Ausgabe 3,150.000 S. R. oder 45 
Prozent der Roheinnahme, wornach der Reinertrag das 
Anlagekapital mit 6 Prozent verzinſen würde. 

Die Eiſenbahn von Petersburg nach Warſchau hat 
eine Länge von 144 Meilen und berührt die Städte Luga, 
Pskow, Dünaburg, Wilna, Grodno und Bialiptock. Das 
Anlagekapital war auf 12 Millionen S. R. berechnet. — 

Die außerordentliche Kapitalauslage, welche die Aus⸗ 
führung der Eiſenbahnbauten erheiſcht, erhebt ſie zum 
großen Drehpunkte der Geldverhältniſſe unſerer Zeit, denen 
dadurch Eine Richtung gegeben wird, die alle Kapitalien 
in Anſpruch nimmt. Dadurch leiden alle Erwerbszweige 

8* 
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ohne Ausnahme, die nicht mit dieſer ausſchließlichen Rich- 
tung in Zuſammenhang ſtehen. Der Eiſenbahnſchwindel 
hat bereits in vielen Orten Kriſen hervorgerufen; den 
Ausweg zu entdecken, der aus dem Labyrinth der heutigen 
Geldverhältniſſe führt, iſt zur Zeit unmöglich; der geſun⸗ 
den Vernunft bietet ſich indeß ein Mittel dar: rückwärts 
zu gehen, wo man zu weit gegangen oder ſich zu tief ver⸗ 
ſtiegen hat. In England war bereits im Jahr 1847 das 
Parlament ernſtlich damit beſchäftigt, mit der Ertheilung 
neuer Eiſenbahnkonzeſſionen einzuhalten, die Ausführung 
mehrerer Eiſenbahnbauten auf längere Zeit zu vertheilen 
und ſomit die Erfüllung der eingegangenen Verpflichtun⸗ 
gen zu erleichtern; auch in Frankreich machte man wenig⸗ 
ſtens Miene zu ähnlichen Vorkehrungen, gleichwie Oeſter⸗ 
reich in der jüngſten Zeit mit großer Beſonnenheit und 
gerechter Würdigung des jeweiligen Bedürfniſſes bei Er⸗ 
theilung von Konzeſſionen zu neuen Eiſenbahnlinien ver⸗ 
fährt. Nur in Deutſchland allein geht der ſinnloſe Eiſen⸗ 
bahnbauſchwindel ſeinen Weg nach wie vor fort; eine neue 
Eiſenbahn wird nach der anderen angelegt, manche von 
Krähwinkel nach Schöppenſtädt und wiederum von Schöp⸗ 
penſtädt nach Krähwinkel, oft nebeneinander her, ſo daß 
eine die andere — ſobald ſie fertig — brachlegen wird. 
Daher kommt denn auch die ſo äußerſt geringe Rentabili⸗ 
tät ſo mancher deutſcher Eiſenbahn, deren viele kaum 
die geringſten Zinſen, weit unter dem landesüblichen Zins⸗ 
fuß, einbringen, die Aktionäre alſo auf immer in ihrem 
Einkommen benachtheiligen, da das bedeutende, zum Bau 
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einer Eiſenbahn angelegte Kapital nie wieder flüſſig zu 
machen und anderen Unternehmungen zuzuwenden iſt, in- 
dem es in den Schwellen und Schienen ſteckt. — 
„Rothſchild iſt der Chef der Eiſenbah⸗ 
nen den Regierungen gegenüber. — Eine Er⸗ 
findung, wie ſie nur alle Paar Jahrhunderte in der Ge— 
ſchichte erſcheint, taucht auf einmal auf in Europa. Dieſe 
Erfindung der Dampfkraft droht Europa wieder in den 
Individualismus zurückzuwerfen und den Staat in lauter 
iſolirte Geſellſchaften aufzulöſen. Da wo ſonſt nur eine 
ſtarke Fauſt herrſchte, herrſcht jetzt eine Geſellſchaft, eine 
Korporation, und dieſe Geſellſchaften alle ſtehen unmill- 
kürlich unter einem Chef, weil dieſes Haupt, wenn es will, 
die anderen alle zerſtören kann. Und dieſer Chef iſt Roth— 
ſchild!“ Das ſagte A. Weil in ſeiner Flugſchrift über Roth— 
ſchild im Jahre 1844; und heute im Jahre 1857 iſt es 
ungefähr noch dieſelbe Wahrheit, beſonders ſolange als die 
Eiſenbahnen in den Händen von Geſellſchaften ſind. Solche 
Aktiengeſellſchaften ſind Handels- und Geſchäftsinnungen, 
die nicht aus Patriotismus, ſondern aus Egoismus, aus: 
Geldgier verfahren. In guten bevölkerten Gegenden, wo 
viel Verkehr und viel zu gewinnen iſt, legen dieſe Geſell— 
ſchaften Bahnen an; bei weiten Strecken, durch unbeſuchte, 
ſchwach bevölkerte Gegenden, wo ſie gerade am nöthigſten 
wären, hüten ſie ſich, ſie mit Eiſenbahnen zu verſehen. 
Denn der Hauptzweck der Geſellſchaften und Aktionäre 
iſt perſönliches Intereſſe und Gewinn. Worauf erſtrek⸗ 
ken ſich alſo ihre Förderungen? Sie wollen Privilegien 
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und Monopole haben. Was bieten ſie aber dem Staate 
dafür? Sie wollen ſichere Prozente haben, garantirte Ak— 
tien auf der Börſe ausſchreien, die Sicherheit, daß ſie nie 
unter 4 Prozent kommen, wird ſie über alle Erwartung 
durch die Agiotage heben, und ſo gewinnen ſie Millionen 
bei ſicheren Eiſenbahnen, die der Staat zur Hälfte für fie 
gemacht hat. 

Was ſich in Frankreich — wie Lamartine im Jahre 
1842 in der franzöſiſchen Deputirtenkammer gethan — 
ſagen läßt und in die eben angeführten Worte zuſammen⸗ 
gedrängt iſt, das paßt ſich alles noch mehr in Deutſch⸗ 
land in Bezug auf Rothſchild. Selten haben ſich Geſell⸗ 
ſchaften gebildet ohne ſeine Gönnerſchaft, und bilden ſie ſich 
doch und er läßt ſie allein walten, ſo iſt ſicher nicht viel 
daran zu verdienen. Durch Geſellſchaften bekommen wir 
Eiſenbahnſtrecken, nie Eiſenbahnen; denn ſie beißen 
nur da an, wo ein fetter Brocken ift. “) 

Charakteriſtiſch ſind bei den Eiſenbahnen auch die ver⸗ 
ſchiedenen Klaſſen und Preiſe und die offenen Wagen: 
alle dieſe Einrichtungen ſind einzig und allein aus der Geld— 
gier der Eiſenbahngeſellſchaften hervorgegangen: Staats- 
poſten kennen ſolche Unterſchiede nicht. England, wo Frei⸗ 
heit herrſcht, wo aber das Volk elend, arm und roh iſt, 
ging mit dem Beiſpiele voran; der ganze Kontinent folgte 
ihm. Eigentlich hätte man adelige, bürgerliche und bäue⸗ 
riſche Abtheilungen machen ſollen; aber die Eiſenbahn 


) A. Weil's Rothſchild und die europäiſchen Staaten. Stuttgart 
Franckh. 1844. 
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iſt nicht ſo ariſtokratiſch, wie ſie ausſieht; es war ihr nicht 
um die Sache, ſondern um das Geld zu thun: wer viel 
bezahlt, wird wie ein König empfangen, wer wenig, wird 
wie ein Kalb, das zur Schlachtbank geht, auf den Wagen 
geworfen. Der elegante Müßiggänger glaubt ſich über den 
fleißigen Bauer und unbehandſchuhten Arbeiter erhaben, 
und würde um keinen Preis in der Welt neben ihm 
fahren. Wir haben in allen unſeren öffentlichen Gebäu⸗ 
den Abtheilungen der Plätze. Aber wenn eine Privatge— 
ſellſchaft ein Theater baute und die Plätze ſo einrichtete, 
daß es hinein regne oder ſchneie, damit die Leute den 
zweiten ſtatt den dritten vor Regen und Schnee gejchüß- 
ten Platz einnähmen, das würde die Polizei kaum bei 
einer Meßbude dulden; wohl aber duldete ſie es bei der 
Eiſenbahn. Die Eiſenbahnſpekulanten machten die Beob⸗ 
achtung, daß viele Leute ohne Vorurtheile lieber den wohl- 
feilen als den theueren Platz wählen würden trotz der ge- 
miſchten Geſellſchaft; da dachten ſie: dieſe Humanität 
wollen wir euch ſchon vertreiben und den Platz ſo einrich⸗ 
ten, daß kein Hund es drei Stunden darauf aushält. 
Bei ſchönem Wetter wird man vom Staub und Kohlen⸗ 
abfall gefreſſen, bei regneriſchem, Schnee- oder Hagel— 
Wetter iſt's gar nicht zum Aushalten: übrigens müſſen 
die Aerzte auch leben. Es gibt ja Menſchen genug, und 
die Aktien ſtehen 7 Prozent. So dachten ſie und — 
thaten, denn eine Aktiengeſellſchaft hat weiter nichts im 
Auge als Prozente: die ganze Welt darf untergehen, wenn 
ſie nur ihre Prozente erhält; die ganze Vergangenheit und 
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Zukunft der Geſchichte iſt ihr für ein Achtel Prozent feil. 
Daher die menſchen feindlichen Eiſenbahnwa⸗ 
genklaſſen! — 

Schildern wir des Hauſes Rothſchild Betheiligung 
an den Eiſenbahnen näher! — 

„Als in den letzten Jahren — ſagt der mehrerwähnte 
Artikel in der augsburger allgemeinen Zeitung vom Jahre 
1843 — der Spekulationsgeiſt ſich den indruſtriellen Un⸗ 
ternehmungen zuwendete, und die Eiſenbahnen ein Bedürf— 
niß des Kontinents wurden, ergriffen die Rothſchilde aber- 
mals die Initiative und ſtellten ſich an die Spitze der Be— 
wegung. Die verſailler Bahn am rechten Ufer der Seine 
iſt ihre Schöpfung, und in Oeſterreich gaben ſie durch den 
Bau der großartigen Nordbahn den erſten Anſtoß zu Un⸗ 
ternehmungen dieſer Art.“ 

Die Bahn von Paris nach Verſailles iſt des pariſer 
Hauſes Rothſchild ‚Schöpfung.‘ Es war der Stifter der 
Compagnie und Aktiengeſellſchaft, eine ſolche iſt ein Kol⸗ 
lektivungeheuer, ein Drache mit tauſend Schweifen, wie ſie 
die Fabel ſchildert. In den konſtitutionellen Staaten, in 
dieſen Eldorado's der Bankiers, haben die Deputirten, 
beſonders die viel Geld beſitzen, bedeutenden Einfluß auf 
die Miniſter. Es geſchah nun, daß, nachdem Rothſchild 
die Bahn von Paris nach Verſailles anlegte, Herr Fould 
eiferſüchtig darauf gleichfalls eine Bahn haben wollte. 
War er doch Deputirter und im Beſitze von Millionen. 
Mitten in dem Unternehmen ſtockte die Arbeit, die Regie⸗ 
rung gab alsdann Geld dazu her, und die Bahn wurde 
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vollendet. Mit ihr ward das Unglück vieler Familien ein⸗ 
geweiht. 

Wer erinnert ſich nicht der furchtbaren Kataſtrophe 
des 5. Mai 1842, verderblich und gräßlich ohnegleichen, 
wo mehrere hundert Paſſagiere auf dieſer Bahn lebendig 
geſotten und gebraten wurden. Nicht ein Zufall rief 
dasſelbe ins Leben; denn die Unglücklichen, die verſtüm⸗ 
melte Opfer des Unglücks geworden, — nur eine Stimme 
— gaben allein der Konkurrenz und der unverzeihlichiten 
Nachläſſigkeit der Geſellſchaft die Schuld. „Der Name 
Fould war in dem Munde der Sterbenden — erzählt 
ein Augenzeuge des namenloſen Unglücks — und nicht 
Verzeihung war ihr letztes Wort. Aber, wird man ſagen 
— fährt er fort — die Gerechtigkeit wies ja die Klagen- 
den ab. Ich erwiedere hierauf, daß außerhalb der 
Jury Frankreich die am wenigſten Lob verdienende Ma⸗ 
giſtratur hat, ebenſo wie die Verwaltung. Zahlreiche Prozeſſe 
gegen Beide beweiſen das. Ich wage es zu behaupten, und 
ich weiß es aus Erfahrung, daß die franzöſiſche Juſtiz die 
beſtechlichſte in ganz Europa war mit wenigen Ausnahmen. 
Und wißt ihr denn, ob nicht jene Richter zufällig ſelbſt 
Aktionäre der Bahn waren? Ich ſage nicht, daß ſie es 
ſind, glaube es auch nicht; aber es iſt doch möglich, und ſo 
kann es kommen, daß der ehrlichſte Richter in ſeiner eigenen 
Sache richten ſoll. Einen Konflikt mit dem eigenen Gewiſ— 
ſen hält ein ziviliſirter Menſch ſchon aus, aber etwas An“ 
deres iſt es, wenn er mit dem eigenen Intereſſe in Streit 
kommt: es iſt dieß wenigſtens ein kitzliches Ding.“ — 
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Das Haus Rothſchild bildet gegenüber den Eiſenbah⸗ 
nen keine Sozietät; ſubmiſſionirt es die Konzeſſion einer 
Bahn, ſo iſt jede Betheiligung, die jenes Haus einzelnen 
Perſonen gewährt, eine Vergünſtigung, ja — ein Geldge⸗ 
ſchenk, welches es ſeinen Freunden angedeihen läßt. Die 
eventuellen Aktien, die ſogenannten Promeſſen des Hauſes 
Rothſchild, ſtehen nämlich ſchon mehrere hundert Franks 
über pari, und wer daher ſolche Aktien al pari von Roth⸗ 
ſchild begehrt, bettelt im wahren Sinne des Wortes. 
Daraus erhellt die Ueberlegenheit und Gewalt Rothſchild's 
in allen ſeinen Unternehmungen, deren glückliche Reſultate 
— mit nur geringen Ausnahmen — allein in ſeinen 
Händen ruhen. 

Die Uebernahme der Eiſenbahn nach Belgien war 
eins der lukrativſten Geſchäfte für Rothſchild; man erzählte 
— wie ein gewiſſenhafter Gewährsmann Depping berichtete 
— in Paris unerhörte Dinge, fabelhafte Zahlen von dem 
unermeßlichen Gewinn, den dasſelbe abgeworfen. — Die 
Millionen laufen in die Hunderte hinein. 

Im Jahre 1854 wurde zwiſchen der franzöfiichen Re⸗ 
gierung einerſeits, und Rothſchild und der Société gene- 
rale pour favoriser l' industrie de Belgique andererſeits am 
19. Auguſt ein Vertrag über den Bau einer Eiſenbahn 
von der belgiſchen Grenze bis Hautmont abgeſchloſſen, mit 
der Verpflichtung, ſie in 2 Jahren zu vollenden; ſie ſchließt 
ſich an der Grenze an die von Mons kommende Bahn an, ver⸗ 
folgt das Flamennethal, mündet in die Eiſenbahn von S. 
Quentin nach Erquelino und an die Sambre in der Gegend 
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von Hautmont, und bildet jo einen Theil der von den Unter: 
nehmern herzuſtellenden Verbindungsbahn zwiſchen Mons 
und dem franzöſiſchen Eiſenbahnnetze. — Wie in Frank⸗ 
reich, jo hat auch in Oeſterreich das Haus Rothſchild mehr 
rere Eiſenbahnen theils allein, theils unter Theilnahme 
öſterreichiſcher Bankierhäuſer übernommen, die Nordbahn 
war die erſte, und über die letzte berichteten die Zeitungen 
im verfloſſenen Jahre, daß zwiſchen der k. k. Finanzverwal⸗ 
tung und der Geſellſchaft Rothſchild, Tarabot und Lainz 
wegen Ueberlaſſung der italieniſchen Eiſenbahnen abgeſchloſſen, 
und der Vertrag die Sanktion des Kaiſers erhalten habe. 
Alle jene Eiſenbahnunternehmungen des Hauſes Roth— 
ſchild waren vom glücklichſten Erfolge. Namentlich war es 
wie geſagt die franzöſiſche Eiſenbahn insbeſondere; von den 
400.000 Aktien derſelben, welche ihm und ſeinen Gefell- 
ſchaftern Lafitte-Blount und Hottinger gehörten, behielt er 
102.000, der zweite 78.000 und der letztgenannte 22.485. 
Die Aktien waren zu 500 Franks berechnet; das Geſchäft 
geſtaltete ſich aber ſo gut und genoß eines ſo plötzlichen 
Kredits, daß die bloßen Promeſſen auf 900 Franks ſtiegen. 
Hat Rothſchild — wie zu erwarten ſteht — zur rechten Zeit 
losgeſchlagen, ſo hat er mit einem Schlage vierzig 
Millionen verdient; veräußerte er fie nur zum Kurſe 
von 700, ſo waren es immer noch 20 Millionen. — 
Anderweitige bedeutende Gewinne erwachſen dem Hauſe 
Rothſchild nicht minder durch feine Betheiligung an ſon⸗ 
ſtigen Unternehmungen, namentlich bei Gründung von Kre- 
ditanſtalten, Aktiengeſellſchaften, induſtriellen Unternehmun⸗ 
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gen, u. ſ. w. Hier arbeitet ihm die Zeit und ihre Beſtrebungen 
und Richtungen in die Hände: die Gegenwart mit ihren ab- 
ſonderlichen Spekulationen und tollen Schwindeleien geht mit 
ihm Hand in Hand dabei, und häuft ſchnell und leicht den klin— 
genden Gewinn in koloſſalen Summen in feinen Beſitz. Die Er- 
folge, welche das Haus Rothſchild durch feine Theilnahme an 
Eiſenbahnen und ſonſtigen Geldgeſchäften gegenwärtig erzielt, 
übertreffen die früheren, durch die Vermittlung von Staatsanlei⸗ 
hen gewonnenen Reſultate bei weitem, und man ſagt nicht 
zu viel, wenn man behauptet, daß ein Zeitraum, innerhalb 
deſſen das Haus eine halbe Milliarde gewann, gegenwär— 
tig einen doppelten Millionenertrag ihm gewiß zuführt. 

Die Raſerei der Spekulation unſerer Zeit, welche den 
Vereinigten Staaten Nordamerika's für ihr Eiſenbahnnetz 
allein aus Europa über 500 Millionen Dollars wegen 
des hohen Zinsfußes zugeführt hat, wofür die Stocks in 
europäiſchen Händen kurſiren, welche eine doppelte Zahl 
von Millionen bei Zettelbanken, Aktiengeſellſchaften für 
Bergwerks- und Hüttenbetrieb u. dergl. gezeichnet hat, ver⸗ 
ſteigt ſich zu den bodenloſeſten Schwindeleien. Wo irgend 
nur dabei ſich eine Ausſicht auf Gewinn öffnet, da iſt 
auch Rothſchild's Feder zum Zeichnen mit ſeinen Milli⸗ 
onenſummen in Bewegung oder zur Unterſchrift, die den 
Kontrakt zur Errichtung eines ſolchen Unternehmens voll 
zieht. Alle dieſe Geſellſchaften und Banken und Kreditan- 
ſtalten emittiren Werthpapiere: ſchon am 1. Jänner 1856 
waren zur Ausgabe autorifirt reſp. in Zirkulation: 
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ei 165,096,454 Thaler, 
5 in Großbritanien 249914 

3. in den Vereinigten Stuten 
236,210.00 
29 6,915.354 WW 
Z u. 72709 ,4.048.150.2081 5 


wovon faſt 400 Millionen auf Deutſchland kommen 
— eine Erſcheinung, die nur zum — Verderben Deutſch— 
lands führen kann. 

Schon ſeit beinahe zwei Jahren wird dieſer Zuſtand 
ſtets fühlbarer, ſtets drückender; im Augenblick klopft der 
Geldmangel bereits mit geſpenſtiſcher Hand überall an. 
Man klagte ſchon lange über die Vorgänge auf dem 
Geldmarkt; in allen größeren Städten bildet die Börſe den 
Gegenſtand des Haupttagesgeſprächs. Was man ſchon 
vor Jahresfriſt von Paris aus ſchrieb, wiederholen ſeitdem 
alle anderen Städte rückſichtlich der Kreditanſtalten und 
ihrer Papiere. Schon jetzt werden allüberall die Vor- 
wehen geſpürt; in Deutſchland werden bereits die Staats- 
regierungen um Unterſtützungen und Vorſchüße in dieſer Geld— 
noth — aber vergeblich und das mit Recht — angerufen. 
Wehe aber allen frivolen und leichtſinnig übertriebenen 
Spekulationen, wenn die eigentlichen Wehen eintre⸗ 
ten und ihnen die Nachwehen folgen, die ſchmerzhafte⸗ 
ſten notoriſch ſelbſt bei naturgemäßen Geburten, um wie 
viel mehr bei Fehl⸗ und Todtgeburten. — 

Man kann annehmen — ſchrieb man kurz vor Grün⸗ 
dung der wiener Kreditanſtalt aus Paris — daß der 
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größte Theil des baren Vermögens von Frankreich in 
Geldpapieren verſteckt iſt. Die Induſtrie, der Handel und 
der Grundbeſitz haben einen bedeutenden Theil ihres Ka- 
pitals in ſolche verwandelt; fie täuſchten ſich in der Hoff— 
nung, ſie jeden Augenblick verwerthen und Gewinn daraus 
ziehen zu können. Der Credit mobilier, der gegenwärtige 
Hauptfaktor der pariſer Börſe, wird bereits vom Publikum 
angeklagt, die Fonds hoch hinauf getrieben zu haben und 
die Ankäufer jetzt ſitzen zu laſſen. Ueberall dazu Schwin⸗ 
del, draußen und drinnen, oben und unten in ganz Paris. 
Der Geldmangel daſelbſt hatte Rückwirkungen auf alle 
Börſen, beſonders in Wien, wo man eben mit Gründung 
einer ähnlichen Kreditanſtalt umging, die ſpäter bekannt⸗ 
lich zur Unterſtützung des Handels und der Gewerbe da— 
ſelbſt wirklich ins Leben getreten iſt. — 

Auch induſtrielle und Fabrikunternehmungen nahm in 
letzter Zeit das Haus Rothſchild ſelbſt in die Hand, indem 
es u. a. im Jahre 1856 das bekannte Etabliſſement St. 
Leonard bei Lüttich käuflich erſtanden hat, um daſelbſt eine 
Maſchinenfabrik en gros wie die zu Seraing zu etabliren. 

Selbſt nach Spanien hinüber erſtreckt ſich der Unter⸗ 
nehmungsgeiſt Rothſchild's; den unter der Firma: Banco 
Eſpanol de San Fernando vereinigten Banken war es im 
Jahre 1847 unmöglich geworden, die mit der Regierung 
geſchloſſene Pachtung der Queckſilberbergwerke von Alma⸗ 
den länger zu behalten. Die Agenten des Hauſes Noth- 
ſchild in Madrid übernahmen nun die Queckſilberberg⸗ 
werke zur Ausbeutung derſelben für das Haus; augenblick⸗ 
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lich ſtieg dort der Preis des Queckſilbers und in ganz 
Europa ſtellte ſich ſofort ein höherer Preis auf den Märf- 
ten feſt. i 

Ob das Haus Rothſchild gegenwärtig noch den An— 
tiken⸗ und Raritätenhandel, ſowie den An- und Verkauf 
alter Münzen ſeines Gründers Amſchel fortſetzt, darüber 
fehlt es uns an zuverläſſiger Nachricht. Von Zeit zu Zeit 
lieſt man indeß in öffentlichen Blättern von der Acquiſi— 
tion eines ſeltenen Stücks durch Rothſchild. So theilten 
vor kaum Jahresfriſt die Zeitungen mit, daß er durch ſeinen 
Geſchäftskommiſſionär in Königsberg einen koſtbaren alten 
Schrank, 30.000 Thaler an Werth, von einer Witwe für 
2500 Thaler habe aufkaufen laſſen, was die Blätter der 
Tagespreſſe beſonders betonten. 

„Wo ein wahrhaft nationales Werk begonnen werden 
mag“ — ſagt der oft zitirte Artikel der augsburger all— 
gemeinen Zeitung — „darf man auf die Mitwirkung der 
Kapitalien Rothſchild's rechnen.“ Mit dieſen Worten ſchlie— 
ßen wir dieſes zwölfte Buch, ohne einen Kommentar zu 
dieſer Stelle zu liefern. 
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Preußen, fein Staatsſinanzweſen und feine Bezüge zum 


Haufe Rothſchild. 


Das Haus Rothſchild. U. 7 


e Min nd 


Anfänge Preußens, feines Staatsfinanz⸗ u, Steuer- 
wejens. Gründung durch ein Bankiergeſchäft und Fi⸗ 
nanzſpekulation. Niedel's verſuchte Widerlegung dieſer 
allgemeinen hiſtoriſchen Annahme. Wachsthum Preu⸗ 
ßens durch fait fünfthalb Jahrhunderte. Staats: und 
Kronvermögen, Staatsbudget, Staatsſchulden und 
Staatsſteuerweſen von den älteſten Zeiten bis zur Ge⸗ 
genwart. Volksgeſchichte der preußiſchen Finanzen 
und ihrer Steigerung bis zur Höhe des letzten Staats⸗ 
budgets von 118 Millionen. Erſte und fernere Staats⸗ 
anleihen. Bezüge zu Nothſchild. Freiwillige Anleihen. 


„Preußen — ſagt Droyſen in ſeiner Geſchichte der 
preußiſchen Politik“) — umfaßt nur Bruchtheile deutſchen 
Volkes und Landes; aber zum Weſen und Beſtand dieſes 
Staates gehört jener Beruf für das Ganze, deſſen er fort 
und fort weitere Theile ſich angegliedert hat: in die⸗ 
ſem Berufe hat er ſeine Rechtfertigung und ſeine Stärke. 
Er begann, als den Hohenzollern das Regiment der Mar- 
ken übergeben ward, eine Verbindung, die weder durch Erb— 
rechte des Hauſes, noch nach Wahl des Landes, weder 


) Erſter Theil: die Gründung. Berlin 1855. 
7* 
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durch Eroberung und nach dem ſtolzen Rechte der Waffen, 
noch durch innere Umwälzung und Selbſthilfe herbeige— 
führt, ſondern in Ausführung eines politiſchen Gedankens 
vollzogen ward.“ 

„Wie ein Rom hat ſich Preußen gebildet!“ ſagt Franz 
von Sonnenberg, und in der That — die Geſchichte der 
preußiſchen Monarchie iſt die eines Reiches, welches — nach 
Lord H. Brougham“) — durch Verleihung, Kauf, Ver⸗ 
pfändung, Betriebſamkeit, Tauſch, Eroberung, Erbſchaft und 
Diplomatie von den Nachbarſtaaten unter eine Dynaſtie 
zuſammengebracht iſt. 

Preußens Anfänge datiren von einer Finanzſpe⸗ 
kulation; ein Nachkomme jenes Friedrich aus dem Ge— 
ſchlechte der Zollern oder Hohenzollern in Schwaben, den 
Graf Rudolf von Habsburg, als er römiſcher Kaiſer ge— 
worden, zu ſeinem Burggrafen in Nürnberg erhob, war 
der Spekulant, der den glücklichen Wurf gethan. Das 
Burggrafenamt ward erblich in der Familie, und die Burg⸗ 
grafen von Nürnberg erſtarkten durch kluge Wirthſchaft, 
Heirat und Güterkauf bald zu einem anſehnlichen Ge— 
ſchlechte im Frankenlande. Ein Sproſſe dieſes Geſchlech— 
tes, gleichfalls Friedrich mit Namen, ſchwang ſich im Ver⸗ 
laufe von 7 Jahren, von 1411 — 1418, zum Markgrafen 
von Brandenburg, Kurfürſten, Statthalter und Verweſer 
des deutſchen Reiches empor. Ein glückliches Bankier⸗ 
geſchäft gab dazu die Veranlaſſung. 

) Die Staatsmänner während der Regierungsepoche Georg's III. 

Deutſche Ausgabe. Pforzheim 1839, I. S. 331. 
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Nach der übereinſtimmenden Darſtellung aller preußi⸗ 
ſchen Geſchichtſchreiber von der älteſten Zeit bis auf unſere 
Tage iſt der Kurhut von dem erſten Hohenzoller für ein 
Kapital, welches er dem römiſchen Könige Sigismund nach 
und nach dargeliehen, erworben. König Sigismund — 
alſo lautet die überall aufgezeichnete übereinſtimmende Er⸗ 
zählung — war dem Burggrafen Friedrich von Nürnberg 
ſchon im Jahre 1411 die Summe von 100.000 Gulden 
(nach Anderen Mark) ſchuldig. Ohne Mittel, die Schuld 
zu verzinſen, geſchweige denn abzutragen, verſetzte er dem 
Gläubiger für dieſelbe die Hauptmannſchaft der Mark 
Brandenburg. Da König Sigismund auch nach dieſer Zeit 
fortwährend in Geldverlegenheit war, fo ſtreckte der Burg⸗ 
graf, der ſtets Geld in Fülle beſaß, dem Könige bald dar⸗ 
auf noch 50.000 Gulden, und zu Anfang des Jahres 
1415 abermals 250.000 Gulden vor, um dem Könige 
ſeinen auf dem Konzil zu Konſtanz beſchloſſenen Zug nach 
Spanien möglich zu machen. | 

Bei dieſem letzten Darlehen ſtellte Burggraf Friedrich 
indeß ſeinem königlichen Schuldner die Bedingung, für den 
Geſammtbetrag der alſo auf 400.000 Gulden angewach⸗ 
ſenen Schuldforderungen des Burggrafen ihm und ſeinen 
Erben die Mark Brandenburg mit allen Rechten, Einkünf⸗ 
ten, Ehren und Würden als Unterpfand zu verſchreiben. 
Bei fortdauernden Geldnöthen des Königs, die der Burg- 
graf ſtets dazu benutzte, ihn mehr und mehr in ſeine Schuld 
zu bringen, mußte Sigismund im Jahre 1417 endlich ſo⸗ 
gar auf das ihm bis dahin vorbehaltene Auslöſungsrecht 
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hinſichtlich Brandenburgs verzichten. Um der zu einer für 
ihn untilgbaren Höhe angewachſenen Schuld an den Burg⸗ 
grafen ſich zu entledigen, verlieh er dieſem daher das Kur⸗ 
fürſtenthum Brandenburg nunmehr ohne weiteren Vorbe⸗ 
halt, wogegen der Burggraf ſeine geſammten Schuldforde⸗ 
rungen an den König ſchwinden ließ. 

An dieſer ganzen Darſtellung iſt nach der neueſten 
Forſchung und Schrift des geheimen Archivrathes Riedel 
in Berlin kein wahres Wort. Dieſer Geſchichtforſcher hat 
außer den Archiven des preußiſchen Staates auch die öſter⸗ 
reichiſchen, böhmiſchen, mähriſchen, ſächſiſchen, hannoverſchen, 
braunſchweigiſchen wie die anderer Nachbarſtaaten ſorgſam 
durchſucht, ohne die geringſte Spur von irgendeinem Dar⸗ 
lehen oder Kaufgeld zu entdecken, welches der Burggraf 
dem Könige für die Mark gegeben hätte. Dagegen ſeien 
noch eine Menge von Urkunden vorhanden zum ſattſamen 
Beweiſe, daß der Erſtere nie in der Lage geweſen wäre, 
Summen der fraglichen Art auszuthun. 

Vielmehr ſei er vom Haufe aus jo wenig „begütert 
geweſen, daß ſeine Feinde — man leſe wohl: Feinde — 
ihm vorgeworfen, er ſei an den Hof des Königs von Un⸗ 
garn gezogen, um ſich von dieſem ernähren zu laſſen. Ja, 
er wußte nicht, wie er die Kleinodien ſeines Hauſes, welche 
den nürnberger Juden verpfändet waren, wieder einlöſen 
ſollte. Was er zu ſeinem unbedeutenden Erbbeſitz hiezu 
erworben, verdanke er eben jenem König Sigismund, der 
ihm ein Jahrgehalt von 4000 Gulden ausgeworfen und 
„die Hand ſeiner Freigebigkeit,“ wie es in der Urkunde 
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heiße, „ihm ein wenig öffnete.“ Aus vielen Thatſachen 
erhelle, daß Friedrich völlig außer Stande geweſen, Sum⸗ 
men herzugeben, die ſich ſchon im Jahre 1415 auf 400.000 
Goldgulden beliefen, nach heutigem Gelde die in jenen 
Zeiten ungeheuere Summe von 1,125.865 Thaler Gold. 

Nach dem weſentlichen Inhalte des Buches beruht 
die eingewurzelte irrige, in allen Büchern über Preußens 
Geſchichte aufgetiſchte Erzählung von dem Bankiergeſchäft, 
An⸗ und Verkauf auf einem Mißverſtändniſſe. Allerdings 
— lautet die Deduktion im Buche Riedel's — hat es ſeine 
Richtigkeit, daß dem Burggrafen die bekannten Summen 
auf die Mark angewieſen wurden, in der Art, daß die Lu⸗ 
remburger ihr Erbland nicht anders, als gegen deren Aus⸗ 
zahlung, wieder an ſich nehmen konnten. Aber daraus 
folgt keineswegs, daß Friedrich jene Summen dem geldbe- 
dürftigen Kaiſer bar vorgeſtreckt habe. Die nämlichen 
Urkunden, welche jene Geldverſchreibung enthalten, geben 
uns auch an, wofür und unter welchem Titel ſie dem 
Burggrafen ausgemacht wurden. Die Abſicht war eine 
doppelte: erſtlich, demſelben eine Entſchädigung zu ſichern 
für die Müh' und Sorge und die Auslagen, welche ihm 
die Wiederherſtellung von Ruhe und Ordnung in der ganz 
verwilderten Mark Brandenburg verurſachen mußte, dann 
aber auch und ganz beſonders, um den Burggrafen für die 
vielen und großen Dienſte zu belohnen, welche er dem Kö— 
nige geleiſtet habe und noch künftig leiſten ſolle. 

Der umſichtige, im Felde wie in der Unterhandlung 
gleich ausgezeichnete Hohenzoller war es nämlich geweſen, 
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welcher feinem Verwandten Sigismund die römiſche Kö⸗ 
nigswürde verſchafft hatte und, als der perſönlich ausge⸗ 
zeichnetſte der damaligen Reichsfürſten, ihn bei allen welt⸗ 
lichen und geiſtlichen Angelegenheiten mit Rath und That 
unterſtützte und ſeine rechte Hand war. Friedrich ſtand 
deßhalb in der lebhafteſten Gunſt Sigismund's, der bei 
manchen Schwächen ſich doch durch Erkenntlichkeit und frei⸗ 
gebige Dankbarkeit für geleiſtete Dienſte auszeichnete. Die 
Beſitzungen, welche unter Sigismund's Szepter vereinigt 
wurden, waren ſo weitläufig, daß der Gedanke nahe lag, 
die von ſeinen übrigen Ländern entlegene Mark Branden⸗ 
burg, wo das fürſtliche Eigenthum größtentheils verpfän⸗ 
det oder gar veräußert war, und von dem er feinen ande- 
ren Ertrag hatte, als Klagen und Beſchwerden ohne Ende 
über den Straßenraub des Adels und die verheerenden 
Einfälle der Nachbarn, dieſe unglückliche Mark einem that⸗ 
kräftigen Manne anzuvertrauen, an dem er zugleich eine 
Stütze im Reich hätte. So groß war ſeine Vorliebe für 
Friedrich oder deſſen Unentbehrlichkeit, daß Sigismund 
1418, als er nach Ungarn ging, dieſen zum Reichsverweſer 
ernannte und, ehe er ſpäter mit ihm zerfiel, ſich lange mit 
dem Gedanken trug, Friedrich die ſorgenvolle römiſche Kö— 
nigswürde zu verſchaffen, während er ſelbſt ſich mit dem 
Glanz der Kaiſerwürde begnügte. Wie anders würde das 
Schickſal des deutſchen Reiches geweſen ſein, wenn ein 
kräftiges Herrſchergeſchlecht es vor der Zerſplitterung be⸗ 
wahrt hätte! 

Die Kölniſche Zeitung beſprach ſeinerzeit die riedel'⸗ 


| 
l 
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ſche Schrift in einem ausführlichen Leitartikel und ſchloß 
mit folgenden Worten: „Wir müſſen es der hiſtoriſchen 
Kritik überlaſſen, die Ergebniſſe dieſer offenbar mühevollen 
und ſorgfältigen Unterſuchungen zu prüfen. Wenn ſie ſich 
bewähren ſollten, ſo hat der Verfaſſer ſich offenbar kein 
geringes Verdienſt um den Glanz des zollern'ſchen Hauſes 
erworben, indem er die über das Aufſteigen desſelben ein- 
gewurzelten irrigen Meinungen widerlegte und die Erwer— 
bung der Kurwürde zurückführte auf die perſönlichen Ver⸗ 
dienſte des Gründers des brandenburgiſchen Herrſcherge— 
ſchlechtes. Preußen iſt ungleich weniger als Oeſterreich 
und andere Staaten (2) durch Erbgang und andere Gunſt 
der Umſtände emporgekommen. Es verdankt ſeine bedeu— 
tendſten Fortſchritte der raſtloſen Thätigkeit und dem Un⸗ 
ternehmungsgeiſte ausgezeichneter Herrſcher. Ohne Glück 
— ſo ſagt ſelbſt Cäſar — vermag der Sterbliche nichts 
auszurichten. Aber durch entſchloſſene und kühne Benutzung 
der günſtigen Umſtände find die Hohenzollern emporgejtie- 
gen, und, wie der alte Römer ſchreibt: Eine Herrſchaft 
wird durch dieſelben Mittel erhalten, durch welche ſie er— 
worben ward.“ 

Bei dem Intereſſe des zur Sprache gebrachten Ge— 
genſtandes und der Wichtigkeit desſelben, wie der in der 
Schrift niedergelegten, neuen, der bisher als hiſtoriſch gel— 
tenden Anſicht entgegengeſetzten Behauptung, iſt es an der 
Zeit, hier noch näher darauf einzugehen und dem Gange 
der riedel'ſchen Unterſuchung zu folgen. Wir find dazu 
um ſo mehr verpflichtet, als es von vornherein unſere 
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Abſicht iſt, „Aufſchlüſſe und Enthüllungen zur Geſchichte 
des Staats finanzweſens“ zu geben. - 

Die riedel'ſche Beweisführung ) iſt nun folgende: 
Durch bündige Verſchreibung vom 22. Mai 1388 (im 
Archiv der mähriſchen Landſtände) war die Mark Bran⸗ 
denburg von Sigmund, dem damaligen Kurfürſten von 
Brandenburg, für die Summe von 565.263 Gulden an 
die Markgrafen Jobſt und Prokop von Mähren bereits mit 
Stipulation des Auslöſungsrechtes nach 5 Jahren verpfän- 
det, widrigenfalls das Pfandſtück den Pfandbeſitzern und 
ihren Erben als Eigenthum zufiel. Die Auslöſung erfolgte 
nicht, und Markgraf Jobſt ward am 3. April 1397 zu 
Prag mit der Mark Brandenburg belehnt. Jobſt ſtarb zu 
Brünn am 17. Jaͤnner 1411 und die Mark Brandenburg 
fiel wieder an Sigmund, der mittlerweile zum Kaiſer — 
beſonders durch die Theilnahme und Bemühungen des Burg— 
grafen Friedrich — gewählt war, als rechtmäßigen Erbherrn 
zurück, der Friedrich zum oberſten Hauptmann und Ver⸗ 
weſer der Mark beſtellte mittelſt Urkunde vom 8. Juli 1411 
„wegen ſeines manchfaltigen Verdienſtes um den König und 
das Reich.“ Zugleich mit dieſer Landes verweſung verſchrieb 
Sigmund ihm und ſeinen Erben 100.000 rothe ungariſche 
Gulden, wofür die Mark dergeſtalt pfandweiſe haftete, daß 


) Zehn Jahre aus der Geſchichte der Ahnherren des preuß. 
Königshauſes. Das Aufſteigen des Burggrafen Friedrich VI. 
von Nürnberg zur kurfürſtlichen Würde und zur Reichsſtatt⸗ 
halterſchaft in Deutſchland. Von A. F. Riedel. Berlin: Gro⸗ 
pius'ſche Buch⸗ und Kunſthandlung 1851. 
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ſie nur dann dem burggräflichen Hauſe wieder entzogen 
werden dürfe, wenn dieſem jene Summe bar ausgezahlt 
worden. Friedrich erhielt nach dem Patente dieſe Summe 
als „Hilfe und Zuſteuer, ſowie auch wegen ſeiner nützlichen 
und getreuen Dienſte, die er uns manchfaltig getreulich und 
köſtlich geleiſtet hat, täglich leiſtet und auch ferner zu lei⸗ 
ſten treulich und ernſt entſchloſſen iſt.“ Einen Monat dar⸗ 
auf erhöhte man die Summe um 50.000 unter dem Vor⸗ 
wande einer Mitgift für den damals noch nicht 7 Jahre 
alten Sohn des Burggrafen im Falle ſeiner Heirat. Die 
Hauptabſicht dieſer Verſchreibungen war aber jedenfalls, 
für den Fall des Ueberlebens König Wenzel's, des Bru— 
ders Sigmund's, den Beſitz der Mark dem burggräflichen 
Hauſe zu ſichern. Die wirkliche Belehnung mit der Mark 
Brandenburg ſeitens Sigmund's an Friedrich erfolgte zu 
Konſtanz am 18. April 1417, und am 2. Oktober 1418 
ernannte der König ihn zum Reichsſtatthalter. 

In einer Gegenerklärung auf die Verſchreibung vom 
30. April 1415, worin die Summe von 100.000 Gulden 
auf 400.000 im Falle der Auslöſung erhöht wurde, ge— 
lobte der Burggraf, dafür zu jeder Zeit die Mark wieder 
abzutreten; würde er aber Kaiſer werden, ſo wolle er ſie 
unentgeldlich vejtituiren. 100 ungariſche Gulden kommen 
281 Thalern 14 Gr. in Friedrichsd'or gleich, mithin belief ſich 
die Summe von 400.000 ungariſchen Gulden, für welche das 
Kurfürſtenthum Brandenburg zur Wiedererwerbung feilſtand, 
etwa auf 225.173 Stück Friedrichsd'or. Hinwiederum über: 
nahm der Burggraf die Mark mit einer großen Zahl von 
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Verpfändungen einzelner Städte und Vogteien, mußte Jahr⸗ 
gelder und Renten an Einzelne zahlen; er kam allen dieſen 
Verpflichtungen, die eine Summe von beiläufig 240.000 
ungariſchen Gulden betragen haben mögen, getreulich nach, 
weßhalb die Erhöhung der urſprünglichen Summe von 
100.000 auf 400.000 ſpäter ſtipulirt wurde. 

Der Zeitgenoſſe und Biograph Sigmund's, Win⸗ 
deck, ſpricht ausdrücklich für die Verpfändung der Mark, 
indem er ſagt Kap. XXII (in Mencken's Scriptores I, 1089): 
„So ſait König Sigmund vor burggraff Fridrich 
von Nurnberg hundert tauſent gulde in auff 
der mard zu Brandenburg zu geben und (ihn) 
machet zu Furmunder des landes: und er es auch bleip, 
alſo du es hernach geſchriben findeſt.“ Mencken überſetzt 
die Stelle: „jo ſait er vor“ mit lait das heißt leiht, borgt. 
Riedel bemüht ſich einer anderen Interpretation Eingang 
zu verſchaffen, um die ihm mißliebige Verpfändung auf die 
Seite zu ſchieben, indem er ſagt: „vor“ werde häufig von 
Windeck ſtatt „vorher“ gebraucht; „ſait“ ſei nichts als 
eine in der damaligen Ausdrucksweiſe übliche Konſtruktion 
des Wortes „ſagt“, wie geſait für geſagt. Daß das Wort 
ſagen — fährt er fort — aber für zuſagen gebraucht wird, 
iſt eine zu häufig in den alten Schriften vorkommende Re- 
defreiheit (2), als daß es hier einer ausführlichen Beweis⸗ 
führung bedürfe. Demnach heißen obige Worte Windeck's 
in heutiger Mundart nichts anderes als: „Ingleichen ſagte 
er auch vorher dem Burggrafen Friedrich 100.000 Gulden 
auf die Mark Brandenburg zu geben zu.“ 
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Der Geſchichtſchreiber Pommerns, Kanzow, in der er- 
ſten Hälfte des 16. Jahrhunderts, und der berliner Chro— 
niſt M. Petrus Hafflitius (Hafflitz) zu Ende desſelben Jahr⸗ 
hunderts berichten die Erwerbung der Mark übereinſtim⸗ 
mend als einen Kauf, indem der Erſtere ſagt: „Im Jar 
hiernach 1416 avergaf ock de Keiſer Sigismund Fridrich 
Burggrafen von Norenberg die Marcke zu Brandenburg, 
wie man ſagt, vor zweihundert tauſend Gulden“, und Haff— 
litz berichtet in ſeiner Chronik beim Jahr 1415: „Auf dem⸗ 
ſelbigen Concilio zu Coſtnitz hat Keyſer Sigismundus mit 
ſeinem Bruder Wenceslaw, Könige in Behmen, hochgedach— 
tem H. Fridrichen Burggraffen die Brandenburger Marcke 
erblichen verkaufft mit ſolcher Condition“ u. ſ. w. 

Wie immer auch der durch Riedel's Forſchungen nicht 
zur Genüge aufgeklärte Sachverhalt ſein mag, die Folge 
desſelben iſt und bleibt ein wunderſames Ereigniß 
in der Weltgeſchichte, das die Nachkommenſchaft eines ſchwä— 
biſchen Adelsgeſchlechtes zum preußiſchen Königsthrone ge— 
führt hat! 

Pommerns Erwerb war die zweite Vergrößerung des 
Ländergebietes der Nachkommenſchaft des nürnberger Burg- 
grafen: als neuer Kurfürſt griff — ſagt Friedrich der Große 
— er die Herzoge von Pommern an, ſchlug fie bei Anger- 
münde und vereinigte mit der Mark eine Provinz, welche 
ſeit undenklichen Zeiten dazu gehört hatte. Friedrich's des 
Kurfürſten Sohn und Erbe erwarb die Niederlauſitz, Kur⸗ 
fürſt Joachim IL durch die Reformation — nach des kö— 
niglichen Geſchichtſchreibers Worten — „durch die Kommu⸗ 
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nion unter beiderlei Geſtalten die Bisthümer Brandenburg, | 
Havelberg und Lebus, welche er der Mark inkorporirte.“ 
Dadurch, daß Preußen, jenes Beſitzthum einer ritterbürti⸗ 
gen, ſpezifiſchen Adelsmacht an den Küſten der Oſtſee, nach⸗ 
dem ſich die liefländiſchen Schwertbrüder mit den deutſchen 
Ordensrittern fuſionirt hatten, zu einer Macht geſtiegen 
war, die bis an die Oder und bis zu der Stelle reichte, 
wo heute Petersburg ſteht, mit dem für jene Zeit bedeu⸗ 
tenden Einnahmebudget von jährlich 800.000 Mark und 
dieſes der geiſtlichen Obherrſchaft unterworfene Land i. J. 1525 
in ein weltliches Herzogthum verwandelt und dem damali⸗ 
gen Hochmeiſter Albrecht von Brandenburg vom Könige 
Sigismund von Polen zu Lehen gegeben ward, erweiterte 
ſich die junge preußiſche Macht bedeutend. Der weſtfäli⸗ 
ſche Friedensſchluß brachte 1648 Hinterpommern, Magde⸗ 
burg, Halberſtadt, Minden und Kamin hinzu. Die Erwer⸗ 
bungen des „großen Kurfürſten“, Königs Friedrich I. in 
Preußen und ſeiner fünf Nachfolger auf dem Königsthrone 
beſchloſſen durch Eroberungen, Erbſchaften, Käufe, Ab⸗ 
tretungen und Friedensſchlüſſe die Erweiterung und Bil⸗ 
dung des Ländergebietes, welches, gegenwärtig unter dem 
preußiſchen Königsſzepter vereinigt, die zweite Großmacht 
Deutſchlands bildet. — 

Nach dieſer kurzen Skizze über Gründung und Fort⸗ 
gang des preußiſchen Staates bis zur Gegenwart gehen 
wir zu den finanziellen Subſiſtenzmitteln, zum Staats- und 
Kronvermögen, zum Staatsbudget, zum Staatsfinanz⸗, 
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Staatsſchulden⸗ und Steuerweſen in Preußen durch alle 
ſeine verſchiedenen Zeitabſchnitte fiber. 

Das Staats- und Kronvermögen und das Verhältniß 
beider zu einander ergibt ſich deutlich aus der nachfolgen- 
den überſichtlichen Darſtellung. Es beſtehen J. Thron⸗ 
lehen. Zu dieſen Thronlehen gehören die von der Krone 
Böhmens früher reſſortirenden ſchleſiſchen Fürſtenthümer 
Sagan, Oels, Troppau und Jägerndorf (vom letzteren ge— 
hört die Hälfte zu Oeſterreich), ferner das Fürſtenthum 
Croſchyn im Großherzogthum Poſen, mit welchem im Jahre 
1815 der Fürſt von Thurn und Taxis wegen des an Preu— 
ßen abgetretenen Poſtregals beliehen worden. Endlich ges 
hören hierzu die Lehen der mediatiſirten Fürſten und Gra⸗ 
fen: Stolberg, Wittgenſtein, Hohenſolms, Solms brauns— 
feld und Wied. — Die Bortheile der Krone beſtehen hier— 
bei lediglich in dem eventuellen Heimfallsrechte, und in 
den von dem Lehensträger bei Lehenserneuerungen zu ent— 
richtenden Rekognitionsgefällen. Eine Ausſicht auf baldi— 
gen Heimfall iſt wohl nur beim Fürſtenthum Oels vor— 
handen. — 

Es beſtehen ferner II. Staats lehenz; dieſe zerfal⸗ 
len in zwei Kategorien, nämlich in ſolche, welche von dem 
Staate als ſolchem urſprünglich verliehen worden, und in 
ſolche, welche derſelbe als Nachfolger aufgehob ener Korpo⸗ 
rationen erworben. Solcher Lehen beſtehen noch viele in 
den verſchiedenen Provinzen, und zwar ſowohl Ritter- als 
Bauernlehen. Die dem Staate hieraus zufließenden Vor⸗ 
theile ſind außer dem eventuellen Heimfallsrechte: die Kon⸗ 
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ſensgebühren, die ſogenannten Lehensvorne und die Allo- 
dikationszinſen. 

Es beſteht III. der Kronfideikommißfondz; dieſer 
bildet die aus den Geſammteinkünften der Staatsdomänen 
vorab zu entnehmende jährliche Rente von 2½ Mill. Thlr., 
aus welcher ſämmtliche Bedürfniſſe des königlichen Hauſes, 
die Apanagen, der Unterhalt der königl. Schlöſſer und Gär⸗ 
ten beſtritten werden (auch ſeither jene der königl. Theater). 
Eine Sonderung des eigentlichen Krongutes von den Staats— 
domänen hat bis jetzt noch nicht ſtattgefunden, es iſt aber 
unzweifelhaft, daß ein bedeutendes Krongut wirklich vor— 
handen ſei; die Mark Brandenburg ſelbſt iſt von dem 
Hauſe Hohenzollern käuflich erworben worden. — Die 
ſämmtlichen Staatsdomänen mit Einſchluß der darunter 
begriffenen oder damit vermiſchten Krongüter ſind den 
Staatsgläubigern verpfändet, es iſt aber bei dieſer Ver— 
pfändung dem ſogenannten Kronfideikommißfond der unge- 
ſchmälerte Genuß jener Rente von 2½ Millionen aus⸗ 
drücklich vorbehalten worden. (Geſetz vom 17. Januar 
1820). — Bis zum Jahre 1819 entnahm das königliche 
Haus ſeine geſammten Bedürfniſſe aus den Revenüen der 
Staatsdomänen und nur der Ueberſchuß wurde in die 
Staatskaſſe verſirt. Durch die Beſtimmung einer ſixen 
Summe hat dieſe gewiſſermaßen die Form einer Zivillifte. 

Es beſteht IV. der Krontreſor; dieſer iſt gebildet 
aus den Erſparniſſen Friedrich Wilhelm III., durch de⸗ 
ren Kapitaliſirung und Ausleihung an Bankiers, entſtan⸗ 
den, und war im Jahre 1840 zu einer Höhe von bei— 
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läufig 5 Millionen Thlr. angewachſen. Der König hatte 
nämlich während der Kriegsjahre 1806 und folgenden die 
Ausgabe der ſogenannten Privat⸗Chatouille ſehr beſchränkt, 
und demnach aus den Revenüen der Staatsdomänen eine 
bedeutende Summe weniger, als unter dieſem Titel her— 
kömmlich, entnommen. Als nun aber infolge des pa— 
riſer Friedens die Staatskaſſe aus der den Franzoſen auf— 
erlegten Kontribution einen namhaften Zuwachs erhielt, 
und den Beamten infolge deſſen die ſogenannten Bons 
ausbezahlt werden konnten, hielt man auch deu König be— 
fugt, ſich aus derſelben Quelle dasjenige, was er während 
der Kriegsdrangſale freiwillig entbehrt hatte, erſetzen zu 
laſſen. — Derſelbe ließ aber die ihm ſolchergeſtalt erftat- 
teten Summen, welchen ſpäterhin der Ueberſchuß der ſeit 
dem Jahre 1819 auf eine fire Summe von 2½ Mill. 
Thlr. geſetzten ſogenannten Kronfideikommißrente hinzutrat, 
abgeſondert verwalten, und machte den dadurch gebildeten 
Fond zum Gegenſtand einer teſtamentariſchen Verfügung, 
wonach: 

a. der Nachfolger in der Regierung über eine Summe 
von 3 Millionen frei zu verfügen befugt, dagegen 

b. eine fernere Summe von 3 Millionen einen ſo⸗ 
genannten eiſernen, und nur in Fällen der Noth angreif— 
baren Beſtand bilden ſoll. 

Der Mehrbetrag des Krontreſors, aus den ferneren Er— 
ſparniſſen der auf 2 Millionen firirten jährlichen Rente 
entſtanden, iſt durch das Teſtament Friedrich Wilhelm III. 
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zu einem Fideikommißfond für nachgeborne königliche Prin⸗ 
zen mit eventuellem Rückfall an bie Krone beſtimmt worden. 

Endlich V. beſteht noch das königliche Haus 
fideikommiß; es beruht auf einer teſtamentariſchen 
Verfügung Friedrich Wilhelm 1. vom Jahre 1733, und 
umfaßt mehrere Güter, von welchen der Stifter verſicherte, 
daß er ſolche mit vielem ſauren Schweiß käuflich er⸗ 
worben habe! Dieſes Fideikommiß beſteht zunächſt zum 
Vortheil des Nachfolgers in der Regierung, dann aber auch 
zum Vortheil der nachgebornen Prinzen mit eventuellem 
Heimfall an erſteren. Der Heimfall hat im Jahre 1843 
durch den Tod des Prinzen Auguſt ſtattgefunden. Es ſind 
aber die betreffenden Güter nicht zu den Staatsdomänen 
gezogen, ſondern als Privateigenthum des königlichen Haus 
ſes betrachtet worden. 

Die aus dem Staatsvermögen, den Staatsdomänen 
und Staatslehen herrührenden Einkünfte bilden in Verbin⸗ 
dung mit den von den Staatsbürgern zu zahlenden Steuern 
und Abgaben die Staats einnahme; die zu den Staats⸗ 
bedürfniſſen erforderlichen Ausgaben bilden die Staats- 
ausgabe; beide zuſammen machen in ihrer Zuſammenſtel⸗ 
lung das Staatsbudget aus. 

Ueber das Staatsbudget Preußens oder vielmehr der 
einzelnen Länder und Landestheile, welche im Laufe von faſt 
440 Jahren, jeit der Burggraf von Nürnberg aus Hohen— 
zollern mit der Mark Brandenburg belehnt ward, zu dem 
gegenwärtigen Königthum Preußen gleichſam zuſammen⸗ 
wuchſen, in den verſchiedenen Jahrhunderten zuverläſſige 
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Nachrichten zu erhalten und ſichere Mittheilungen zu ma⸗ 
chen, würde zu den ſchwierigſten Aufgaben gehören, zu deren 
vollſtändiger Löſung nicht einmal die Geſtattung der Ein— 
ſicht der Staats⸗ und Probinzialarchibe führen würde, in- 
dem die darin befindlichen Akten und Urkunden für meh⸗ 
rere Perioden, beſonders für die älteren, keine vollſtändige 
Auskunft geben. Was darüber annähernd aufzufinden ge— 
weſen, wird hier nicht vorenthalten werden. 

Wir trennen zunächſt in unſerer geſchichtlichen kurzen 
Zuſammenſtellung der Staatsfinanzverhältniſſe und ihrer 
Geſtaltungen zwei Hauptperioden: die vorkönigliche 
und königliche Zeit. 

Als Friedrich von Hohenzollern das Regiment in der 
Mark Brandenburg übernahm, waren die ſozialen und po— 
litiſchen Zuſtände in dieſem, 463 Quadratmeilen umfaſſen⸗ 
den Lande ein chaotiſcher Wirrwarr. Die Städte waren 
zu kleinen Republiken erwachſen, und während ſich zwiſchen 
Bauer und Landesherr die gutsherrliche Gewalt einge— 
ſchoben, war dem letzteren das ſtädtiſche Weichbild geſperrt. 
Dieſe Selbſtherrlichkeit der einzelnen Individuen und Kör— 
perſchaften ging durch alle Schichten und überwucherte der- 
artig die öffentlichen Zuſtände, daß die landesherrliche Ge— 
walt in die tiefſte Ohnmacht verſunken war, und Recht⸗ 
loſigkeit, Vergewaltigung und Verwilderung herrſchten. Die 
Mark hatte ihre Nebenlande eingebüßt, und einzelne Theile 
derſelben waren die Beute benachbarter Fürſten geworden: 
die märkiſchen Biſchöfe, einige Klöſter, die mächtigeren 
Städte und ein Theil des Adels hatten die Reichsun— 
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mittelbarkeit erlangt. Ein Erzbiſchof von Magdeburg, ein 
Herzog von Mecklenburg übten ungeſtraft Gewaltthaten ge— 
gen ſie. Einige Familien mächtiger Junker waren im Beſitz 
von mehr als zwanzig feſten Schlöſſern und übten, an 
der Spitze reiſiger Gefolge, die von Schutz- und Löſegel⸗ 
dern ernährt wurden, eine das fürſtliche Anſehen uſurpi⸗ 
rende Gewalt. Heute ſah man einen Quitzow, Kökeritz oder 
Itzenblitz vor einer Stadt, die ſich ſeinem Schutze anver— 
traut, mit Saitenſpiel und Feſtlichkeiten empfangen und 
heim zu ſeinem Schloſſe geleitet; morgen aber glaubte ſich 
derſelbe, weil ihm das Schutzgeld nicht bezahlt worden, 
berechtigt, das ſtädtiſche Vieh von der Gemeindeweide zu 
treiben; die ihm nachſetzenden Bürger ſprengte er ausein- 
ander und warf die Angeſehenſten in ſeine Kerkerthürme. 
Raub und Krieg waren die Regel, Friede und Vertrag die 
Ausnahme. Daher war der Hohenzoller ſehr unwillkom— 
men: die Nachbarfürſten wie die Stände der Mark ſelbſt 
waren entſchloſſen, ihre Uſurpation gegen die wiederherge— 
ſtellte kurfürſtliche Autorität mit Gewalt zu behaupten. 
Gelang es, „den Tand von Nürnberg“ fernzuhal⸗ 
ten, oder ihm die Luſt zu Heldenthaten in der Mark zu 
verleiden, ſo gingen die Dinge ihren „naturwüchſigen“ 
Gang weiter, und jeder nahm, was er faſſen konnte. 
Aber Friedrich von Hohenzollern, ein kluger und kräf— 
tiger Mann, ſiegte alsbald nach allen Seiten hin, insbe— 
ſondere über die uſurpirten Gewalthaber im Lande, indem 
er die Mauern ihrer Schlöſſer, Burgen und Veſten mit 
ſchwerem, aus Kirchenglocken gegoſſenem Geſchuütz nieder— 
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ſchmetterte; war der Feind im Innern beſiegt, ſo gab ſich 
das Uebrige, und wirklich konnte er nach einigen Jahren 
den Landfrieden verkündigen. Er, wie ſeine beiden, ihm 
auf dem Kurfürſtenſtuhle folgenden Söhne Friedrich II. 
und Albrecht Achilles gemahnen an die ſagenhaften Heroen 
des Alterthums. 

Ihre Nachfolger ein Jahrhundert nach ihnen ſtanden 
den Stiftern der neuen Macht an perſönlicher Befähigung 
wie an großen Erfolgen nach; ihnen gebrach es an jener 
Energie, wodurch ihre Vorgänger reuſſirten, bis zu jenem 
ſchwachen Fürſten, Georg Wilhelm, (1619 1640) hinun⸗ 
ter, der unter dem Einfluſſe eines Miniſters und ſeiner 
Kreaturen, einer Kamarilla, lebte und dadurch das Land 
an den Rand des Verderbensabgrundes brachte. Aus den 
Händen ſeines Vaters empfing er vergrößerte Länder, weiſe 
Staatsdiener und tüchtige Unterthanen, er hinterließ da— 
gegen ſeinem Nachfolger öde Wüſteneien. 

Der Genius feines großen Sohnes, des „großen 
Kurfürſten“ (1640 — 1688) hob das Land aus Jam— 
mer und Noth empor; er gründete auf dem Schutte, auf 
Trümmern und Ruinen, die morſchen Säulen des alten 
Gebäudes niederreißend, einen neuen Staat. Der Tag 
bei Fahrbellin (18. Juni 1675) war der ſtrahlende Juwel 
im Diademe ſeines Feldherrnruhmes; unter feiner Regie- 
rung wehte die ſchwarz-weiße Flagge auf preußiſcher Kriegs- 
flotte an Afrika's Küſte und auf der dort erbauten Veſte 
Friedrichsburg. Ein vergrößertes Reich, in allem gefürs 
dert, ein barer Staatsſchatz von 600.000 Thalern trotz 
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ſchwerer Kriegsbedrängniſſe und bedeutenden Ausgabe-Etats 
zur Förderung des Volkswohles, und ein geübtes Heer von 
28.000 Mann waren die Erbſchaft, die er ſeinem Sohne 
hinterließ. Mit dem großen Kurfürſten ſchließt die erſte 
Periode des Regiments des hohenzollern'ſchen Geſchlechtes, 
die kur fürſtliche, die vor königliche Herrſcherzeit, fie 
währte vom Jahre 1417 bis 1688, 271 Jahre. 

Mit ſeinem Sohne und Nachfolger beginnt der zweite 
Zeitabſchnitt, die königliche Zeit. Er war der Gründer 
des preußiſchen Königthums, welches nunmehr über andert— 
halb Jahrhunderte Beſtand gehabt hat. Sechs Regen- 
ten aus hohenzollern'ſchem Geſchlecht führten bis heute das 
preußiſche Königsſzepter. 

Wir gehen nunmehr zur Charakteriſtik und geſchicht⸗ 
lichen Darſtellung des Staatsfinanz-, Staatsſteuer⸗ und 
Staatsſchuldenweſens von den älteſten Zeiten bis zur Gegen— 
wart über, welches, ſoweit es die frühere Zeit betrifft, nur 
ſkizzenhaft, fragmentariſch und in Hauptumriſſen zur Anſchau⸗ 
ung gebracht werden kann. Erſt im Fortgange des Staates 
fließen die Quellen, welche insbeſondere während der vor— 
königlichen Periode unergiebig ſind, reicher, und liefern von 
Jahrzehend zu Jahrzehend mehr ein Material, welches ſelbſt 
den Anforderungen eines Schriftſtellers genügt, der für 
den Sach- und Fachverſtändigen eine umfaſſende Finanzge⸗ 
ſchichte Preußens zu liefern beabſichtigt, um wie viel mehr 
nur bei unſerer nicht ſo weit greifenden Abſicht. 

Seit mehr denn 130 Jahren hat in Preußen bereits 
ein regelmäßiges und wohl zuſammenhängendes Steuer⸗ 
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ſyſtem beſtanden. Die ältefte und Hauptabgabe war die 
Akziſe, die bereits im Mittelalter in Frankreich zuerſt 
vorkam und auf dem Verbrauche von Lebensmitteln be— 
ruhte; denn da der Hinterſaſſe den Boden nicht ver- 
ſteuern konnte, weil er ihm nicht gehörte, ſo zahlte er Ak— 
ziſe ſtatt der Grundſteuer. Was nun die Geſchichte der 
Akziſe in den preußiſchen Staaten betrifft, ſo legte zuerſt 
Kurfürſt Albrecht 1472 auf jede Tonne Bier einen 
Groſchen Akziſe, und dies iſt der erſte Beginn des Akzis— 
weſens in der Mark Brandenburg. — Im Jahre 1478 
wurden auf einem Landtage für die Dauer von 7 Jahren 
12 Pfennige auf die Tonne bewilligt, und zwar 8 für die 
Kurfuͤrſten als Staatsſteuer und 4 Pfennige für die Städte 
als ſtädtiſche Steuer. Im Jahre 1513 wurde ſie unter 
Joachim J. wiederum erneuert, und zwar auf die ganze 
Regierungszeit des Kurfürſten. 1521 wurde ein Hu fen⸗ 
ſchoß (Grundſteuer) ausgeſchrieben, wonach jede Hufe 
Landes 8 gute Groſchen zahlte; 1550 ward dieſe Grund- 
abgabe aufs neue von den Landſtänden auf 14 Jahre und 
ſo bewilligt, daß jeder Hufener 1 Gulden, jeder Koßate 
„ Gulden betragen ſollte. Zu gleicher Zeit wurde der 
Giebelſchoß d. h. die Hausſteuer eingeführt, und die Rit⸗ 
terſchaft verpflichtete ſich, von jedem Lehnpferde 20 Gul— 
den zu geben. Im Jahre 1549 bewilligte die Stadt Berlin 
dem Kurfürſten eine neue Bierakziſe auf 8 Jahre zu 8 
Groſchen für die Tonne, Brandenburg ebenſo auf 14 Jahre. 
1592 ward beſtimmt, daß von jedem Scheffel Roggen zu 
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Brot und von jedem Scheffel Gerſte zu Schrot (Mehl- 
und Brauſteuer) 1 Groſchen gezahlt werden ſollte. 

Während des dreißigjährigen Krieges unter der unſe⸗ 
ligen Regierung des Kurfürſten Georg Wilhelm ſtieg 
die Bierabgabe bis auf 4 Thaler zum Brauen, und als 
König Guftav Adolf von Schweden im Jahre 1631 mo⸗ 
natlich 30.000 Thaler zur Unterhaltung feines Heeres for— 
derte, wurde außer der auf dem Getreide liegenden Akziſe 
noch von jedem Scheffel 1 Groſchen, von jedem Pfund 
Fleiſch 1 Pfennig und von jedem Eimer Wein 6 Groſchen 
erhoben. Im Jahre 1636 wurde die erſte Kriegsſteuer 
unter dem Namen Kriegsmetzen eingeführt, die darin be— 
ſtand, daß von jedem Scheffel Brotkorn außer dem Mahl- 
metzen noch ein Metzen abgegeben ward, ſowie von jedem 
Gebräu ein Scheffel Malz. 

Als 1640 der große Kurfürſt zur Regierung ge— 
langte, war es ſeine erſte Sorge, dem zerrütteten Zuſtand 
des Landes und der Finanzen wieder aufzuhelfen und durch 
eine wohlgeübte, Achtung gebietende Armee ſein Land ge- 
gen Einfälle und Verwüſtungen feindlicher Mächte zu 
ſchützen. 

Die Lage Brandenburgs, gleichſam eingekeilt zwiſchen 
Polen und dem ſchwediſchen Beſitzthum, zwang den großen 
Kurfürſten zur Stellung eines ſtehenden Heeres behufs Be- 
hauptung ſeiner Macht. Die Staatseinnahme mußte deß⸗ 
halb erhöht und auch der Adel dazu herangezogen werden: 
nach Vorgang Englands und Hollands ward eine ſtehende 
indirekte Verzehrſteuer, die Akziſe, wiederum einge⸗ 
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führt und ſchon 1641, definitiv aber von 1684 an, erhoben, 
an die Stelle der ſehr drückenden, auf die Häuſer ge— 
legten Kriegsſteuer, der ſogenannten Kontribution. Sie 
ward auf alle bedeutenderen Verbrauchsgegenſtände ge— 
legt. Vor dem Frieden zu S. Germain 1678 hatten die 
geſammten Steuern in Brandenburg nur 653.000 Thaler 
betragen; beim Tode des Kurfürſten, 10 Jahre ſpäter, 
waren fie bis über 1,700.000, nach Anderen bis zu 2 / 
Millionen Thaler hinaufgetrieben. Die Verwaltung der Akziſe 
führte der geheime Rath General von Grumbkow, gegen 
den das Volk ſehr erbittert war, und ihn und den Kommiſſär 
Wilmann, der den Tarif gemacht hatte, in Berlin inſul⸗ 
tirte; in mehreren kleinen Städten entſtanden Tumulte: 
die ſtehenden Truppen erzwangen die neue Ordnung. Im 
Jahre 1688 betrug das Staatseinnahmebudget 2½ Milli⸗ 
onen Thaler: die Domänen brachten das Uebrige außer 
den Steuern ein. Das Hofbudget, einſchließlich der Zivil-, 
Juſtiz⸗ und einiger Militärbeamten betrug im Jahre 1674 
150.000, ſtieg aber am Ende der Regierung des Kurfürſten 
auf 226.000 Thaler; die Armee koſtete ſchon damals über 
1 Million von einer Geſammteinnahme von 2% Millionen, 
und war zuletzt 24 — 28.000 Mann ſtark. 

Der „neuen Akziſe- und Steuerordnung“ vom Jahre 
1641, die auf dem vorjährigen Landtage genehmigt wor- 
den und unter andern Abgaben auch ein neueingeführtes 
Kopfgeld oder eine Klaſſenſteuer, zu der jeder Tags 
löhner monatlich 3 Groſchen zahlte, einführte, folgte 1684 
die „revidirte Generalſteuer- und Konſumtions-Ordnung für 
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die Kurmark.“ Sie iſt als die eigentliche Baſis des ganzen 
Steuerweſens in Preußen zu betrachten, und beſteuerte be⸗ 
reits die erſten Lebensbedürfniſſe, Getreide, Bier, Vieh und 
Holz. 

Schon der große Kurfürſt führte mittelſt Edikts vom 
15. Juli 1682 eine Stempelſteuer ein, wonach der 
Szepterſtempel 4, der Adlerſtempel 18 Pfennige und 3 Gro⸗ 
ſchen nach Verhältniß und der Kurhutſtempel 12 Groſchen 
betrug. Der erſtere ward zu Geſuchen, Quittungen, Wech⸗ 
ſeln, Päſſen u. |. w. erforderlich, der Adlerſtempel zu allen 
Reſkripten, gerichtlichen Verhandlungen, Lehnbriefen, Teſta⸗ 
menten, der dritte Stempel aber zu allen Beſtallungen, 
Begnadigungen, Privilegien. Das Stempelweſen ward „zur 
Erleichterung der Kontributionslaſt“ eingeführt. Unter 
Friedrich, dem Erſten Könige in Preußen (1688 — 1713) 
fanden fortwährend Steuererhöhungen aller Art ſtatt. Die 
neue Königswürde ſeit Erhebung des Staates zum König- 
reiche und die Hinneigung der neuen königlichen Herren zu 
Pracht und Pomp, ſowie der große Aufwand, den der neue 
Königshof veranlaßte, mußten durch neue Steuern gedeckt wer⸗ 
den. Um die Zuſtimmung der Landſtände zu umgehen, bediente 
man ſich der indirekten Steuern, namentlich der Akziſe, dazu, 
die in den 15 Jahren von 1690— 1705 von ungefähr 
60.000 auf 170.000 Thaler ſtieg. Man führte eine 
Kleiderſteuer ein; wer Gold und Silber an feinen Klei⸗ 
dern tragen wollte, zahlte jährlich einen Thaler. Ihr folgte die 
Perückenſteuer im Jahre 1698. Eine fremde franzö⸗ 
ſiſche Perücke entrichtete eine Steuer von 25 Prozent, 
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eine einheimiſche nur von 6 Prozent ihres Werthes; ſie 
ward 1701 einem franzöſiſchen „Perückeninſpektor,“ Elie 
Papus de Laverdage in Pacht gegeben: ſämmtliche Pe— 
rücken mußten mit ſpaniſchem Lack der Kontrole halber ge— 
ſtempelt werden; indeß hinderte dieſe Maßregel die 
vielen Unterſchleife und Intriguen nicht, obwohl man die 
Perückenträger ſehr chikanirte, ſie auf den Straßen nach ihren 
Erlaubnißſcheinen fragte, und Perſonen, die ſie nicht auf— 
weiſen konnten, die Perücke vom Kopfe ſtieß. Deßhalb ward, 
„da die dazu erforderten allzu genauen Viſitationen 
nicht geringen Verdruß nach ſich zogen,“ die Perückenpacht 
wieder aufgehoben und 1702 anderweit verordnet: Hof— 
und Staatsdiener bis zum Generalmajor ſollten von jeder 
Perücke jährlich 2% Thaler, die übrigen bis zum Major 
2 Thaler, bis zum Sekretarius hinab 1 Thaler, die nie— 
deren Beamten, Kammerdiener, Kaufleute und Bürger 16 
Groſchen, Handwerksgeſellen, Lakeien und alle Uebrigen ‘|, 
Thaler entrichten. Frei waren Prediger und Schullehrer, 
Schüler und Kinder unter 12 Jahren. Eine fernere Steuer, 
die eingeführt wurde, war die Karoſſenſteuer; jener 
Perückeninſpektor war zugleich auch Karoſſeninſpektor. „Wer 
eine Karoſſe, zellen'ſchen Wagen oder Chaiſe gebrauchte, 
durch welche das koſtbare Pflaſter der Reſidenz verdorben 
werde,“ zahlte 12 Groſchen bis 1 Thaler, ſpäter 3 Thaler 
jährlich. Ferner ward eine Fontangenſteuer eingeführt, 
welche die Damen für ihren Kopfputz zahlten, jährlich 1 Thaler; 
eine Strumpf⸗, Schuh-, Stiefel⸗, Pantoffel- und 
Hutſteuer, für jedes Stück dieſer Fuß- und Kopf-Beklei⸗ 
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dungsgegenſtände einen Groſchen. Wer Kafé, Thee oder 
Chokolade trinken wollte, zahlte für das Jahr 2 Thaler. 

Am läſtigſten war die Kopfſteuer, niemand davon 
ausgeſchloſſen, ſelbſt der Hof nicht, wie noch heutzutage 
in England. Der König entrichtete für ſeinen Kopf 4000, 
die Königin 2000, der Kronprinz 1000, die königlichen 
Brüder 600, 400 und 300 Thaler. Das Heer, vom Ge— 
neralfeldmarſchall bis zum Stabsoffizier, zahlte einen Mo⸗ 
natsſold. Das Meiſte brachten aber die unteren Stände 
ein, jeder Geſelle 12 Groſchen, jeder Bauer 8— 12, ſelbſt 
jede Taglöhnerin 4 Groſchen. 

Eine Jungfernſteu er ward von jeder Unverehlichten, 
die 20 Jahre alt geworden, gefordert; ſie mußte bis zum 
40. Jahre einen Thaler zahlen. Sogar ein Schwein bor⸗ 
ſtenhandelsmonopol für den Staat ward eingeführt, 
und allen Unterthanen bei Feſtungsſtrafe befohlen, alle Borſten 
unentgeldlich abzuliefern. Auch die Salzſteuer mußte 
als Mittel zum Zweck: Geld zu erhalten, dienen. 

Bedeutend waren die Ausgaben für den ſehr vermehrten 
Hof⸗, Staats- und diplomatiſchen Etat Königs Friedrich 
J; unter feinem Vorgänger auf dem Thron betrugen fie 
2½, unter ihm 4 Millionen Thaler. Die Ausgaben für 
den Hofſtaat ſtellten ſich auf 820.000 Thaler, darunter 
für die Chatouille des Königs 55.000, für den Kronprinzen 
38.000, für den Hofſtaat und die Hofrentei 453.000; 
die Ausgaben für den Staatsetat betrugen 830.000 
Thaler, die Geſandtſchaftskoſten im Jahre 1712 bereits 
gegen 215.000, der Militäretat im Jahre 1706 ſchon 
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2,100.000 Thaler. Trotz der guten Staatswirthſchaft des 
Finanzminiſters von Kraut deckte die Einnahme nicht die Aus- 
gabe; Schulden mußten kontrahirt werden und der Kredit 
des Königs ſank; zuweilen trat Geldmangel ein, wo dann 
der „Hofjude,“ Joel Liebmann aushelfen mußte; da es mit 
der Goldmacherkunſt, wozu der König ſeine Zuflucht nahm, 
nicht vorwärts wollte und er den Adepten Don Dome— 
nico Manuel Caetano Conte de Ruggiero aus Neapel 
am 23. Auguſt 1709 in einem Kleide von Flittergold an 
einem vergoldeten Galgen in Berlin hängen ließ. Beim 
Tode des Königs betrug das Heer 30.000 Mann, unter 
ſeinem Nachfolger gleich 45.000, im Jahre 1725 ſchon 
64.000 und bei deſſen Tode faſt 90.000 Mann. 
Friedrich Wilhelm J., der zweite König in 
Preußen, (1713— 1740) der hausväterliche, haushäl⸗ 
teriſche Regent, in deſſen „arbeitſamem Leben — wie ihn 
ſein Sohn, Friedrich der Große, charakteriſirt — und weiſen 
Anordnungen man die Quelle des Glücks ſuchen muß, 
deſſen das Königshaus ſich erfreut“, unähnlich ſeinem ver— 
ſchwenderiſchen prunkliebenden Vater, ſparſam und überſtreng, 
ein genaurechnender Finanzier mit Ausnahme der großen 
Ausgaben für ſein einziges Steckenpferd, die Liebhaberei 
für große Soldaten, führte ſchon in feinem achten Lebens- 
jahre ein Ausgabebuch mit der Aufſchrift: „Rechnung uber 
meine Dukaten.“ Die Abweichung ſeines Syſtems von dem 
ſeines Regierungsvorgängers war radikal, echt ſoldatiſch 
und bürgerlich zugleich. Wie unter ſeiner Regierung der 
alte Deſſauer den eiſernen Ladſtock und den Gleichſchritt 
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der Kolonnen im Heere einführte, jo führte der König 
auch ein eiſernes, gleichſchrittmäßiges Regiment in allen 
Zweigen der Staatsverwaltung ein. Er ſtellte an die 
Spitze ſeiner neuen Hofrangordnung nicht wie früher einen 
Höfling, ſondern den erſten Soldaten, den Generalfeldmar- 
ſchall; er verkaufte die tauſend Pferde aus dem Haushalte 
ſeines Vaters, wie er. den ganzen Höflingstroß desſelben 
„zum Teufel jagte,“ und bezahlte ehrlich die väterlichen 
Schulden. 

An die Spitze des Finanzdepartements ſtellte er 1723 
das neugeſtiftete General- Finanz- Kriegs- und Domänen⸗ 
Departement; es war gewiſſermaßen das Miniſterium der 
Finanzen, des Innern und Krieges in eins verbunden; es 
war der Herr des Staates; durch das ſelbe kam Ordnung 
und Klarheit in die ganze Staatswirthſchaft, während in 
den übrigen Staaten Deutſchlands noch ein vollkommen 
egyptiſches, geheimnißvolles Dunkel darüber herrſchte. Der 
König war ſelbſt Präſident dieſes vereinigten Departements. 
Im Sitzungsſaale ſtand die Göttin Juſtitia, auf der einen 
Wagſchale das Wort: Kriegskaſſe, auf der anderen das 
Wort: Domänenkaſſe. Unter dem Generaldirektorium ſtanden 
die Ober-Kriegs- und Domänen-Rechenkammer, bei der alle 
und jede Staatsrechnung abgelegt wurde, und die Kriegs— 
und Domänenkammern in den Provinzen. Man gewinnt 
eine richtige Anſicht von dieſem Könige, wenn man Zim- 
mermann's Aufzeichnung in ſeinen „Fragmenten über Fried— 
rich den Großen“ berückſichtigt, wo er erzählt, daß ihm der 
Geheimrath von Schlieben in Braunſchweig, bei der Er⸗ 
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öffnung des Teſtaments Friedrich Wilhelms I. als Kom— 
miſſarius ſeines Hofes gegenwärtig, mitgetheilt habe, daß 
ſich in deſſen letztem Willen folgende Stelle gefunden habe: 

„Mein ganzes Leben hindurch fand ich mich genöthigt, 
um dem Neide des öſterreichiſchen Hofes zu entgehen, zwei 
Leidenſchaften zur Schau zu tragen, die 
ich nicht hatte: die eine war ungereimter Geiz 
und die andere ausſchweifende Neigung für große 
Soldaten. Nur wegen dieſer ſo ſehr in die Augen 
fallenden Schwächen vergönnte man mir das Sammeln 
eines großen Schatzes und die Errichtung eines ſtarken 
Heeres. Beide find da, und nun bedarf mein 
Nachfolger weiter keiner Maske.“ 

Zuweilen waren 800 — 1000 Werber für den König 
auf dem Fang; er bezahlte für „jeden nackenden langen 
Kerl“ 30 Thaler an den Markgrafen von Anſpach; ſonſt 
war der gewöhnliche Preis des Handgelds eines „lan— 
gen Kerls“ von 5 Fuß 10 Zoll rheiniſch 700, für einen 
von 6 Fuß 1000 Thaler. Der iriſche Rekrut Kirkland 
koſtete ihm faſt 9000 Thaler, alles mit eingerechnet; ja 
er legte gleichſam ein Geſtüt zur Erlangung großer Sol— 
daten an, indem er recht lange potsdamer Leibgardiſten 
mit hochgewachſenen Frauenzimmern zuſammengab. Das 
große Königsregiment, 3000 Mann ſtark, koſtete an Un⸗ 
terhalt jährlich 300.000 Thaler. Herrſchte in dieſer koſt— 
baren Liebhaberei die Verſchwendung des Königs, ſo galt 
in allem Uebrigen die äußerſte Sparſamkeit, von der Tas 
baksſtube und den abendlichen Zuſammenkünften darin bei 
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Bier und Tabak bis zu den größten Hofluſtbarkeiten. Er 
war es, der zuerſt den Adel beſteuerte und ihn zwang, 
ſich der mittelalterlichen Taxenfreiheit zu begeben; er ſetzte 
die Beſteuerung der „Junkers“ durch mittelſt Verſilberung 
der Ritterpferde gegen Allodifikation der Lehngüter, und 
„ſtabilitirte die Souverainität wie einen Rocher (Felſen) von 
Bronce.“ 

Sein Erſtes und Letztes war — Geld; nächſt der 
ſouverainen Macht waren die Finanzen ſein Hauptab⸗ 
feben. Er brachte die Landeseinnahme von 4 bis auf 7¼ 
Millionen Thaler, wovon er jährlich 1,300.000 Thaler in 
den Schatz legte, und daß der jährliche Zufluß aus der 
ſogenannten Rekrutenkaſſe in den Schatz noch weit größer 
geweſen ſei, behauptete ein preußiſcher, eingeweihter Mini⸗ 
ſter — nach Zimmermann. Der Schatz enthielt nach 
ſeinem Tode faſt 9 Millionen. Außer barem Gelde ver- 
ſchaffte ſich der König auch Domänen, und kaufte für 5 
Millionen neue Krondomänen und für 2 Millionen Grund⸗ 
beſitz für die nachgeborenen Prinzen. 

Eine Hauptquelle der Staatseinnahme war unter 
ſeiner Regierung die Akziſe: in dem neuen Tarif für 
die Stadt Berlin wurden die früheren Sätze auf das Dop⸗ 
pelte bis Zwölffache erhöht, dem Adel ward ſehr geſchickt 
nach und nach die Akziſefreiheit, wie die Steuerfreiheit ab- 
manöorirt, die Lehne ſeit 1717 in den Marken allodifizirt 
gegen eine Abgabe von mehr als 300 Thalern jährlich. 
Auch Aemterverkauf trieb der König, wofür die Gelder in 
die Rekrutenkaſſe floſſen, ebenſo warfen die Titelverleihungen 
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Sporteln ab und mehrten die Staatseinnahme. Durch 
ein genaues Akziſereglement vom 24. November 1733 be⸗ 
ſtimmte er den Wirkungskreis eines jeden Steuerbeamten 
und brachte alſo feſte Ordnung in den Geſchäftsgang. 

Seines Nachfolgers Finanzmaßnahmen haben ſich, 
wie ſehr ſie ſich auch in der Praxis bewährten und die 
außerordentlichen Reſultate hauptſächlich mit herbeiführten, 
wodurch dieſes Königs Regierung ausgezeichnet war, des 
Beifalls unſerer Finanztheoretiker, beſonders der Gegenwart, 
nicht zu erfreuen gehabt; ſie erheiſchen daher umſo mehr einer 
ausführlichen Schilderung, da es ihm, geſtützt auf ſein 
Staatsfinanzprinzip, allein möglich wurde, jene Stellung 
zu erreichen, die er ſeinem Staat unter den Mächten Eu⸗ 
ropa's ſchuf. 

Friedrich der Große (1740—1786) veröffent⸗ 
lichte in feinem Erlaſſe vom 2. Juni 1740 ſeine Regierungs- 
grundſätze, die er auch ſeinen Staatsminiſtern in den Wor⸗ 
ten einſchärfte: „Unſere Meinung iſt nicht, daß 
ihr Uns ins künftige bereichern und Unſere 
armen Unterthanen unterdrücken ſolltet, ja 
des Landes Vortheil muß den Vorzug vor 
Unſerem eignen beſonderen haben, wenn ſich 
beide nicht mit einander vertragen.“ Das 
war ſein, ſein ganzes Leben, ſeine ganze 46jährige Regie- 
rungszeit hindurch feſtgehaltenes Prinzip, wie Geiſtes-, Glau— 
bens- und Gewiſſensfreiheit andererſeits fein Schiboleth war 
neben der von ihm ſanktionirten, faſt uneingeſchränkten 
Rede⸗, Gedanken⸗ und Preßfreiheit. „Ich und alle Preußen 
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denken ganz laut,“ und „Gazetten müſſen nicht genirt wer⸗ 
den,“ waren ſeine Ausſprüche, obwohl er Voltaire's 
Schmähſchrift auf den Präſidenten der berliner Akademie im 
Jahre 1752 auf den Hauptplätzen der Reſidenz öffentlich 
durch den Henker verbrennen ließ. 

Das Verdienſt der Finanzverwaltung Friedrich's war 
hauptſächlich die genauere Verbindung im Ganzen derſel⸗ 
ben; er vollendete hier, was ſein Vater begonnen. Die 
Staatseinnahme hob er von 7¼ zu 24 Millionen Thaler 
und hinterließ 72 Millionen bar im Staatsſchatze; jähr⸗ 
lich nach dem Kriege erſparte er 8 Millionen, gab aber 
5—6 Millionen zu Verbeſſerungen und Abhilfe von Un⸗ 
glücksfällen ab, und förderte ſeines Landes und Volkes 
Wohl, obwohl er, der neuern Nationalökonomie fern, nicht 
die Anſicht theilte, daß ein großer Schatz, unthätig in den 
Kaſſen ruhend, das Königreich arm mache, der Handel 
ohne wechſelſeitigen Gewinn nicht beſtehen könne, Privile⸗ 
gien und ausſchließliche Berechtigungen die Induſtrie hem⸗ 
men, mit einem Worte, der Reichthum eines Souverains 
in dem Wohlſtande ſeines Volks beſtände; nur die letz⸗ 
tere Anſicht war auch die Friedrich II. 

Während der ſchleſiſchen Kriege hatte England jähr⸗ 
lich an Preußen 670.000 Pfund Sterling, etwa 4—5 
Millionen gutes Geld gezahlt. Daraus ließ der König 10 
Millionen ſchlechtes Geld mit dem Bildniß des Königs 


von Polen und Fürſten von Bernburg ſchlagen. Zuletzt 


galt, was ſonſt fünf Thaler galt, fünfzehn. Das Geſchäft 
ging durch den Juden Ephraim, dem er die Münze in | 
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Sachſen mit 8 Prozent Gewinn verpachtete. Man exe⸗ 
krirte den König und ließ Spottmünzen auf ihn prägen, 
wo er Ephraim ſtreichelnd ausruft: „Seht hier den gelieb⸗ 
ten Sohn, an dem ich mein Wohlgefallen habe.“ 

Es wurden Drittelſtücke geprägt, die ſehr ſchön weiß 
geſotten waren. Der Volksreim darauf: 

Von außen ſchön, von innen ſchlimm, 

Von außen Friedrich, von innen Ephraim! 
kurſirte durch ganz Deutſchland, und man nannte dieſe 
ſächſiſchen Achtgroſchenſtücke: Ephraimiten, Schinderlinge, 
Blechlappen. An manchen Orten galt ein Dukaten 9 Tha⸗ 
ler; die Noth zwang den König zu dieſer „Induſtrie“, wie 
er es nannte, da er neue Steuern ſeinen Unterthanen nicht 
zumuthete und ſie während des ganzen Krieges nicht erhöhte; 
ja in den 23 Jahren ſeit dem Frieden bis zu ſeinem Tode 
hat er nach genauer Berechnung des Miniſters Herzberg 
über 24 Millionen von den Privaterſparniſſen aus der 
Chatouille unter ſämmtliche Provinzen vertheilt. 

Von den jährlichen Zivilliſte, die König Friedrich II. 
für ſich auf die Höhe von 1,200.000 Thaler feſtgeſetzt hatte, 
verwendete er für ſeine Privatbedürfniſſe nie mehr als 
220.000 Thaler, wie er ſelbſt in ſeinem Teſtamente ver⸗ 
ſichert; die Königin hatte 41.000 Thaler. 

Des Königs Heer beſtand ſeit Erwerbung Weftpreu- 
ßens aus 200.000 Mann; ihr Unterhalt koſtete 13 Mil- 
lionen, über die Hälfte der ganzen Staatseinnahme; je— 
der Kopf der 5 Millionen Zivilbevölkerung brachte durch- 
ſchnittlich 4 Thaler Steuer ein; der 27te Einwohner 


0 * 
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Preußens war Soldatz frei waren nur von der Wehrpflicht Adel 
und Standesperſonen, die Beſitzer eines Kapitals von 6000 
Thaler, die königlichen Diener, einzelne Gewerbe als: 
Bergleute und Tuchweber, die Erben einer bäuerlichen Bes 
ſitzung, die Neubauer, Juden und Menoniten und gewiſſe 
Provinzen und Städte, wie Cleve und Oſtfriesland, Ber⸗ 
lin, Potsdam, Breslau u. ſ. w. In dem Steuer- und 
Abgabenſyſtem ſeines Vaters änderte ſein Nachfolger wäh— 
rend der erſten 25 Jahre ſeiner Regierung nichts; in 
Schleſien hingegen ordnete er das Steuerweſen ein durch 
Einführung einer Grundſteuer, die auf gleiche Weiſe die 
Güter des Klerus, des Adels und des Bauern umfaßte, 
der erſtere zahlte 50, der zweite 28 und der Bauernſtand 
33 Prozent vom Reinertrage. Nach dem 7jährigen Kriege 
beſchloß der König eine Aenderung in der Akziſe behufs An⸗ 
ſammlung eines neuen Staatsſchatzes, zu welchem Zwecke 
das Land 2 Millionen aufbringen ſollte. 

Das ganze Finanzſyſtem Friedrich's des Großen beruhte 
darauf, daß ſchon im Frieden alle Kräfte zuſam⸗ 
mengenommen wurden und jeder ſodielleiſtete, 
als er vermochte, damit aus den angeſammelten 
Ueberſchüſſen alle außer ordentlichen Bedürf⸗ 
niſſe, namentlich die Koſten für etwaige Kriegs⸗ 
führung, beſtritten werden konnten. Dieſe Ueber⸗ 
ſchüſſe wurden in den „großen“ und „kleinen Schatz“ gelegt. 

Im Beginn ſeiner Regierung trug die Domänenkaſſe 
3,300.000, die Generalkriegskaſſe 4 Millionen, nach dem 
Etat von 1741 die Summe von 5, 226.437, 1742 von 
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6,034.64 1, 1743 von 5,727.825, 1744 von 5,804.023, 
1745 von 6,133.192, 1746 von 5,927.488, 1747 von 
5,862.7 22, 1748 von 5,833.468, alſo nahe an 6 Millio⸗ 
nen. Schleſien hatte einen beſonders verrechneten Einnahme- 
ertrag von 3½ Millionen, und mit der Einnahme von 
Oſtfriesland und dem Einkommen der Banken belief ſich 
im Jahre 1752 die Geſammteinnahme über 12 Millionen. 
Die Ueberſchüſſe betrugen 1744 die Summe von 300.000 
und 1750 von 700.000 Thalern. Das erneuerte und be- 
ſtimmte Stempel⸗ und Karten⸗Edikt vom 13. Mai 1766 
erhöhte das Stempelſteuer⸗Einkommen bis auf 600.000 
Thaler. 

Dagegen war Friedrich für ſeine Perſon ſparſam im 
Ausgeben und ſammelte auch aus der für ſich beſtimmten 
Zivilliſte keine Summen für das Hausvermögen an, er 
nahm vielmehr nur 220.000 Thaler zu ſeinem jährlichen 
Bedarf: den Reſt ſeiner Zivilliſte verwendete er zum Beſten 
der Provinzen. b 5 

Die Staatseinnahme betrug an Grundſteuer gegen 
ſieben Millionen, die Regie ſammt den Zöllen gegen ſechs, 
und die Domänen und Forſte trugen zehn Millionen ein. 
Ebenſoviel etwa gibt der König ſelbſt gelegentlich im gan⸗ 
zen an, indem er in ſeinen nachgelaſſenen Werken ſagt, 
daß bei feines Vaters Tode die Staatseinkünfte 7,400.000 
Thaler betrugen, Schleſien die Einnahme um 3, 600.000 
vermehrt und die Einkünfte (Schleſien und Oſtfriesland 
nicht gerechnet) im Jahre 1756, ohne irgendeine Erhö— 
hung der Auflage ſich um 1,200 000 vergrößert: hätten, 
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daß Weſtpreußen 2, die Bank, Akziſe und Tabakmonopol 
über 3, das Salzmonopol 1,540.000 und Oſtfriesland et⸗ 
was über 300.000 Thaler eingetragen habe, was überhaupt 
etwas über 19 Millionen macht. 
Der Ertrag der einzelnen Provinzen war folgender: 

1. Oſt⸗ und Weſtpreußen 4, 000.000 Thaler. 
2. Schleſien, außer den etatsmäßigen 

3,600.000 Thalern noch 1,3 400.000 

unter verſchiedenen Rubriken, alſo über⸗ 


haut 1 Hu, RER 
3. Brandenbuu g 23,300.000 „ 
4. Halberſt adde 84 
5. Geldern d ee. 
6. Tecklenburg und Singen. er 
7. Minden und Ravensberg. . 182.178 „ 


Der Ertrag der Kontributionsrevenuen war nach dem 
Etat von 1775 — 1776 folgender: 


Oſtpreußen und Lithauen .. 900.141 Th. 13 Gr. 5 Pf. 
Weſtpreu ßen a8 
Pommeen 2396.24 «8 
Nru mak 2050s d, 
Kurmark . 1,1816005 6 
Magdeburg und Mansfeld 526.314 %s ic—iy 


Halberſtadt und Wernigerode. . 201.203 „ 9 „ 8 
Hohnſtein „ eee 
Minden und Ravrriböerg . 210.405 „ 1% 
Tecklenburg und Lingen.. 42.144 „ 11 „ 2 
Oſtfriesland „ eee u BB Fe 
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Mark. 136.048 Thl. 11 Gr. — Pf. 


Ge net Nee, n d en eee 
19.124 „ 18 e 
SGeld en 70.407 M 6 
Schleſe sn ma Sun 94058 „ 9 „ — 


Lehen⸗ und Ritter⸗Pferdegelder .. 65.000 „ 
Zuſammen 6,897.064 Thl. 13 Gr. 6 Pf. 
Das Einnahme⸗Budget für 1778 auf 1779 betrug: 
1. Direkte Abgaben, Grundſteuer uſw. . 5,000.000 Thaler. 


2. Domänenkaſſen 9,068.812 „ 
N 4855.99 9 „ 
4. General⸗Akziſe und Zollgelderüber⸗ 

ſchuß an die Dispoſitionskaſſe. . 375.422 „ 
5. Ueberſchuß von der Regie . 1,000.000 „ 
G Derſanſſf ee 1,338.966 „ 
7. Forſtkaſſe Puder BABES 5) 
8. Nusbohadminiftration eee 
N. ein: = 1417.37 „ 
10. Poſtkaſſe Jad % 884 ax 
11. Berg⸗ und Hüttentaffe . „ 1 279.6464 
12. Münzkaſſe A int Oe 
13. Tabatsabmimiſtration „ae „ 1,200,000 
44% Bankekaſſce . 137.000 „ 
15. Seehandlungskaſſe 200.000 „ 
16. Porzellankaſſe 50.000 „ 
17 Panstofsſſe 128.743 „ 


18. Fabrikenſteuerkaſſe 179.555 „ 
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19. Ueberſchuß aus allen General, Do: 
mänen,⸗ Kriegs⸗ und Bergwerks— 


kaſſen Bl: . 81 % ũʒ 266 
20. Stempelkaſſe 0. W. 306.392 73 
21. Akziſe, Kaſſen⸗, Plombage- und Zet⸗ | 

telgelder „. 00. BEHELBETHEN = 3 DE Te 


Zuſammen 26,256.965 Thaler. 

Nachdem Friedrich der Große eine lange Reihe von 
Jahren das Staatsfinanzweſen, wie es ihm von ſeinem 
Vorſitzer auf dem Thron überkommen war, hatte ungeän⸗ 
dert beſtehen laſſen, hielt er es an der Zeit, zu bedeuten⸗ 
den Reformen zu ſchreiten. In einem Miniſterconſeil, welches 
er im Jahre 1766 in Charlottenburg hielt, fragte er, wie 
eine Erhöhung der Staatseinnahme, die nothgedrungen er⸗ 
forderlich, zu bewirken ſei. Der Miniſter von Maſſow, 
damals der älteſte unter den Miniſtern, verſicherte, daß das 
Land durch den ſiebenjährigen Krieg und durch die Herabſez⸗ 
zung des während des Krieges geprägten, minderhaltigen. 
Geldes ſo erſchöpft ſei, daß man an eine Abgabenerhöhung 
nicht denken könne. Der König, unwillig hierüber, fragte, 
wieviel Kafe im Lande verbraucht werde, und da das 
Miniſterkollegium die Frage nicht ſogleich zu beantworten 
wußte, erklärte er, ein neues für ſich beſtehendes Akziſedepar⸗ 
tement errichten zu wollen. 

Helvetius, der bekannte Philoſoph und General- 
pachter in Frankreich, welches er wegen einer Schrift ge- 
gen den Klerus verlaſſen mußte, beſuchte den König zu 
Potsdam, und erzählte ihm von dem dortigen Akziſeweſen. 
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Da er als Generalpachter ſeine Stelle niedergelegt und den 
Ruf eines ehrlichen Mannes bewahrt hatte, ſetzte der Kö 
nig großes Vertrauen in alles, was er ſagte. Er beſchloß 
die Einführung einer Regie wie in Frankreich; der Mar⸗ 
quis d' Argens, an den er ſich wandte, empfahl ihm ſechs 
Männer als Regiſſeurs, die dort in der Regie angeſtellt 
geweſen; der König nahm ſie in ſeine Dienſte und ließ 
durch ſie 500 franzöſiſche Regie-Unterbeamte engagiren. In 
der Kabinetsordre vom 9. April 1766 ſagte er, daß er in 
Rückſicht, daß bei der Akziſeverwaltung ſoviel Unordnung 
vorgekommen, veranlaßt ſei, die Regie einzuführen, weßhalb 
er, den bisherigen Zollunterſchleifen zu ſteuern, Beamte aus 
Frankreich habe kommen laſſen, welche die Adminiſtration 
vom Juni an übernehmen ſollten. Da dieſe Beamten der 
deutſchen Sprache nicht mächtig waren, ſo ernannte er eine 
Kommiſſion aus preußiſchen Beamten, welche jene unter⸗ 
ſtützen und alle einleitenden Maßregeln treffen mußte. 
Nichtsdeſtoweniger hatten ſie mit Schwierigkeiten 
aller Art zu kämpfen, denn Volk wie Behörden waren 
ihnen im höchſten Grade abgeneigt. Wo nur irgendeiner 
einem Franzoſen Verdruß machen konnte, geſchah's, und der 
Unterſtützung ſeiner Landsleute war er gewiß: man nannte 
ſie nur die franzöſiſchen Blutegel. Nur ein König, 
im Beſitze ſolcher Geiſtesüberlegenheit wie er, konnte es 
wagen, eine ſolche Einrichtung durch Fremde, die der Na⸗ 
tion in ſo hohem Grade verhaßt waren, in ſeinem Staate 
zu gründen. Dieſer Haß wurzelte mit den Jahren tiefer: 
alles Uebel, was geſchah, ward den Franzoſen aufgebürdet, 
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ſelbſt die Einführung der verhaßten neuen lutheriſchen Ge⸗ 
ſangbücher in den Kirchen. Dieſer Haß mehrte die Luſt zu 
Defraudationen und zugleich die Sicherheit, da man ſie 
als ein gottgefälliges Werk anſah, und niemand einen 
Schmuggler den franzöſiſchen Beamten verrieth. 

Der König hatte mit ihnen einen Vertrag auf ſechs 
Jahre bis zum 1. Juni 1772 geſchloſſen, in welchem er 
ihnen zuſammen 60.000 Thaler jährlich bewilligte, alſo 
jedem der ſechs Oberbeamten 10.000 Thaler, während ein 
Miniſtergehalt nur die Hälfte betrug. Der Prafident von 
der Horſt wurde zum Miniſter und Chef des neuen Akziſe⸗ 
departements und fünf Regiſſeure zu Geheimräthen ernannt; 
le Haye de Lannay war der erſte unter ihnen, der zuletzt 
15.000 Thaler Gehalt und oft noch 6—8.000 Thaler 
Remiſen bezog, da ihnen 5 Prozent von allem bewilligt 
ward, was die Einnahme gegen früher mehr betrug. In 
den erſten ſechs Jahren hatte die Regie gegen früher 
882.350 Thaler Mehreinnahme, die Remiſen betrugen davon 
44.000 Thaler. 

Im Juli 1766 wurde ein neuer Vertrag geſchloſſen 
auf abermals ſechs Jahre, wornach ihnen die Verwaltung 
aller Akziſe, Zölle, Schleuſen, Agio, Tranſito und Lizent 
übergeben ward, ferner alle Gewalt über alle Akziſe⸗ und 
Zollbeamte gegen ein Geſammtgehalt von 60.000 Thalern 
und 5 Prozent von der Akziſegeldereinnahme über den Etat 
von 1765-66. 

Dieſe neue Steuereinrichtung erregte in ganz Europa 
die größte Senſation: die europäiſche Handelswelt wollte 
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in Preußen keine Geſchaͤfte mehr machen, und die einhei⸗ 
miſche Kaufmannſchaft verlor den Muth, ſo daß aller Han⸗ 
delsverkehr faſt ganz darniederlag. Die Klagen der Unter⸗ 
thanen über Bedrückung und Eigenmacht der fremden Zoll⸗ 
bedienten nahmen kein Ende. Mit dem 1. Juni 1772 wurde 
de Lannay alleiniger Generalregiſſeur mit 15.000 Thaler 
Gehalt ohne Remiſen, die in den letzten Jahren faſt eben⸗ 
ſoviel betragen hatten; außer ihm wurden zwei Franzoſen, 
jeder mit 4000, und zwei Deutſche, jeder mit 3000 Tha⸗ 
lern als Regiſſeure angeſtellt. Für die Prozeſſe in Steuer⸗ 
ſachen ward ein Oberregiegericht gebildet, deſſen Chef der 
Juſtizminiſter ſelbſt war: vier Räthe bearbeiteten in der 
Appellationsinſtanz die ihnen aus den unteren Inſtanzen 
zugehenden Prozeſſe; das Verfahren war das allgemeine des 
preußiſchen Prozeſſes. Auf dieſem Fuße blieb die Regie von 
1772 bis 1786 zum Tode des Königs. 

Das Fleiſch war mit 1 Pfenning vom Pfunde außer 
dem alten Akziſeſatze belegt, die Steuer vom Wein mit 5 
bis 20 Groſchen — je nach der Qualität — erhöht; ſtatt 
der Mahlſteuer eine Abgabe von 18 Groſchen auf die Tonne 
eingeführt und auf jedes Quart inländiſchen Branntweins 
1 Groſchen gelegt. Außerdem mußten die Weinhändler von 
jedem Eimer Wein nach dem Verhältniſſe von 5 Prozent 
des Werthes desſelben und die Branntweinbrenner von jedem 
Eimer Branntwein 10 Groſchen entrichten. 

Die Regieeinnahme ſtieg von Jahr zu Jahr, bis ſie 
in den Achtziger Jahren faſt die Summe von 6 Millionen 
nach Abzug aller Ausgaben jeder Art erreichte, und das 
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Geſammtreſultat derſelben war während ihrer 21jährigen 
Dauer eine Mehreinnahme von 27,670.989 Thaler, 
alſo in jedem Jahre mehr 1,317.666 Thaler, der Erfolg 
eines Steuerſyſtems, welches fünfhundert Franzoſen ins 
Land rief, die, zum Verdruße der Eingeborenen von 
oben bis unten angeſtellt, ihren ganzen Geſchäftsgang 
in einem deutſchen Lande franzöſiſch führten, einen 
Staat im Staate bildeten, der ſeine eigenen Sitten und 
Gebräuche, ſeine eigenen Geſetze und Sprache hatte und 
dabei überall der befehlende Theil war. 

Das Gewerbe der Unterthanen war durch die engen 
Feſſeln des Regieſyſtems ſehr geſunken und der Handel 
ungemein durch die Operationen der Zoll- und Tranſito⸗ 
Partei heruntergebracht. De Lannay ſandte 500.000 Thaler 
als ſeinen rechtmäßigen Erwerb nach Frankreich. 

Von der Regie völlig unabhängig war die Kafeé⸗— 
ſteuer, die der König nach dem Vorbilde der britiſchen 
einführte, wo ſie bedeutende Summen einbrachte. Während 
des ſiebenjährigen Krieges war der Kafe ein Lieblings⸗ 
getränk des Volkes geworden. 

Allein in den öſtlichen Provinzen (Brandenburg, Pom⸗ 
mern, Preußen, Schleſien, Magdeburg und Halberſtadt) 
wurden jährlich 1,200.000 Thaler dafür nach den See— 
plätzen geſandt. Der König wollte das Volk von die— 
ſem Genuße entwöhnen. Das Pfund Kafe koſtete 6 Gros 
ſchen, wozu 2 Groſchen Thorakziſe kamen; dieſe ward auf 
4 Groſchen erhöht, und, um zugleich das flache Land zu 
beſteuern, an der Landesgrenze beim Eingang noch zwei 
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Groſchen von jedem Pfunde erhoben. Durch dieſe hohe Beſteue— 
rung wurde der Schmuggel allgemein, und weil er ſehr loh— 
nend war, geſchah er ſogar mit gewaffneter Hand. Der 
König, verdrüßlich über die infolge des Schmuggels ſtatt— 
findenden Beeinträchtigungen der Staatseinnahme, ſetzte 
auf den Rath des Generalregiſſeurs die Prämie herab, und 
ſiehe — die Einnahme des nächſten Jahres betrug 60.000 
Thaler mehr. Indeß wurde noch immer fortgeſchmuggelt, 
da die Kafeftener doch noch drei Groſchen aufs Pfund be— 
trug. Mit dem Gedanken beſchäftigt zur Auffindung eines 
Mittels gegen Verminderung der Unterſchleife wurde dem 
Könige von einem Kupferſchmied in Potsdam ein Plan 
überreicht, der, geprüft und zweckmäßig befunden, alsbald 
zur Ausführung gelangte. In jeder Provinz ward eine 
Hauptniederlage von Kafé und mehrere Nebendepots an— 
gelegt, in den öſtlichen Provinzen zuſammen 21 an der 
Zahl. In Berlin war ein Hauptmagazin von rohem Kafe 
und eine große Hauptbrennerei, ebenſo in den Provinzen. 
Der Kafe ward auf Koſten des Staates gebrannt und ges 
mahlen, in blecherne Büchſen zum Gewichte von 24 Loth 
ſtatt eines Pfundes gepackt und dieſe verſchloſſen; man 
mußte für jedes Stück außer dem Kafepreiſe von 10 Gro⸗ 
ſchen noch 4 Groſchen für die Büchſe zahlen. Den Kafe 
lieferte die Seehandlung für 6 Groſchen. Alle Unkoſten mußten 
von der Kafkadminiſtration gezahlt werden, deren Beamten 
es im ganzen Staate 504 Perſonen gab. Alle Beamten, 
ſowie Honoratioren in den Städten genoßen die Vergün— 
ſtigung, ihren Kafebedarf ſelbſt zu brennen, gegen eine Ab- 
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gabe von 1 Groſchen für je 10 Pfund; alle Uebrigen 
durften nur den Regiekafé gebrauchen, wovon jährlich für 
1½ Millionen Thaler verkauft wurden, was einen Rein⸗ 
ertrag von 150 — 160.000 Thaler gab. Auch gegen dieſe 
Kafeſteuer war man ſehr erbittert, und bekannt iſt die 
Anekdote, wornach eine Karikatur —der König auf einem kleinen 
Stuhle ſitzend, mit einer Kafemühle zwiſchen den Beinen 
und mahlend, abgebildet — an einer Straßenecke in der Nähe 
des Schloſſes angeklebt war, vor welcher ſich eine große 
Volksmaſſe verſammelt hatte. Der vorbeireitende König er⸗ 
kundigte ſich nach der Urſache; man zeigte nach dem Pasquill; 
er ritt näher, betrachtete es und ſprach im Wegreiten: „Hängt's 
niedriger, damit ſich die Neugierigen die Hälſe nicht ausrecken!“ 

Neben dieſem Kafeverka ufsmonopol führte der König 
im Jahre 1767 auch das Tabaksmonopol ein, indem 
er dem Italiener Calfabigi die Tabakspacht für 1,100.000 
Thaler überließ; dieſer verband ſich mit dem Baron Knyp⸗ 
hauſen, man errichtete eine Aktiengeſellſchaft, deren Theil⸗ 
nehmer an der Pacht partizipirten Indeß kam die Sache 
in Verwirrung, und der König verband die Tabaksver⸗ 
waltung mit ſeiner Regie. Nach vorhandenen Notizen brachte 
das Tabaksmonopol im Jahre vor des Königs Tode die 
Summe von 1,286.289 Thaler ein, die in den Staats⸗ 
ſchatz floßen; nach anderen Nachrichten ſoll dasſelbe gar 
2,800.000 Thaler ergeben haben. — Ueber den Staats- 
ſchatz König Friedrich's II. ſind verſchiedene Berechnungen 
vorhanden. Nach Einigen betrug er unter anderen im Jahre 
1744 6,200.000 Thaler, im Jahre 1752 7 Millionen, 
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und die Staatsverwaltung war ſo eingerichtet, daß jährlich 
2 Millionen hinzukamen, ſo daß der Schatz 1754 gegen 
11, 1756 gegen 15, 1758 gegen 19 Millionen hätte be⸗ 
tragen müſſen. Beim Tode des Königs ſollen ſich nach den 
variirenden Angaben 50—70 Millionen bar darin vorge⸗ 
funden haben, während andererſeits dieſes aus dem Grunde 
beſtritten wird, weil der König nur 20 Jahre Zeit zu ſeiner 
Anſammlung gehabt habe, nämlich von 1766—1786. Da 
alle Einnahmen etatsmäßig wieder in Ausgabe gekommen, 
ſo ſei für den Schatz nichts übrig geblieben als die Mehr⸗ 
einnahme, welche die Regie gegen die ältere Akziſe einge⸗ 
bracht und die bis zur erſten Theilung Polens jährlich nur 
800.000 Thaler betragen habe. Nach dieſen Zahlenangaben 
habe der vorgefundene Schatz Friedrich's des Großen nur 
40 bis 45 Millionen ſein können. Uebrigens beſtand der 
Staatsſchatz aus dem großen, der in Berlin lag, und dem 
kleinen in den einzelnen Provinzialhauptſtädten, in Mag⸗ 
deburg 900.000, in Breslau 4, 200.000 Thaler u. ſ. w., wie der 
König ſelbſt angegeben. Beide zuſammengerechnet ergab ſich 
die obige Summe. Seit Heinrich's IV. von Frankreich Tode 
im Jahre 1610 war Friedrich der letzte Sammler eines 
beträchtlichen Schatzes! — — 

Theilen wir zum Schluße hier noch das Reſultat der Aus⸗ 
übung des Münzregals durch dieſen König mit. Vom Jahre 
1764 bis 1786 ließ Friedrich II. in Gold, Courant und Schei⸗ 
demünze überhaupt nur 971 Millionen prägen und zwar *): 


) Vgl. des Staatsraths Hoffmann Mittheilungen in der Staats- 
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an Friedrichsd'ors für . . 29,599.482¼ Thaler 

an ganzen, halben und Vier⸗ 

tel⸗Thalerſtücken . . 15,875.874½ „ 

an ½ Thalerſtücken. . 9,114.554 5 

an / „ „„. 10,065.069 5 
ne 5 

an / u % „ 08 aun bintz yy 873 1 
ARnes gs 
army eee . 92,8085 „18 Gr. 9 Pf. 
an Provinzial-Scheide⸗ 

münzen in 300 0 51950 100 
an Kupferge® . . . 265.898 „ „ee, 


Ueberdieß ½¼ Million Bankopfunde a ¼ Friedrichs⸗ 
d'or d. h. 5% Thaler, den Friedrichs d'or zu 5 Thaler 
Silbergeld gerechnet. — — 

Von der Zirkulation derjenigen 4 bis 5 Millionen, 
welche er aus engliſchen Subfidiengeldern weit unter dem 
Nennwerthe während der ſchleſiſchen Kriege prägen ließ, 
erhob er gleichſam ein Anleihen, indem er jene Münzen 
ſpäter wiederrief und ſie nicht mehr zu dem Kurſe an⸗ 
nahm, zu welchem ſie ausgeprägt worden. Trotz der be— 
deutenden Staatsausgaben und Kriegsbedürfniſſe war 
Preußen unter Friedrich II. ſchuldenfrei, freilich durch 
nothgedrungene Finanzmaßnahmen des Königs, beſonders 
durch Prägung geringhaltiger Münze, ein — wie er ſelbſt 


zeitung 1830 Nro. 205 — 210, auch beſonders abgedruckt in 
Raumer's hiſtoriſchem Taſchenbuch 1830 S. 420. 
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ſagt — ebenſo gewaltſames wie ſchädliches Mittel, aber 
das einzige zur Erhaltung des Staates unter jenen ſchwie— 
rigen politiſchen Konjunkturen, ſowie durch Eröffnung der 
mannigfaltigſten finanziellen Hilfs- und Einnahmequellen. 
Da ſaß der alte Meiſter in ſeinem Sansſouci voll Sorgen 
und Gedanken, und rechnete von früh bis ſpät, und ſah 
nach, daß die Zähne des künſtlichen, vielfach abgeſtuften 
Räderwerks vollkommen in einander griffen, daß die Rei⸗ 
bung nicht zu ſtark würde, oder wohl gar die Zapfen aus 
den Löchern wichen. Immer half er Stockungen nach, än— 
derte aber im Weſentlichen nichts; denn er würde das 
Ganze vernichtet haben, was noch Dauer verſprach, ſondern 
ſuchte nur noch die Bewegung zu erleichtern und zu be— 
ſchleunigen, ohne doch die Federkraft zu erhöhen, denn 
dieſe war aufs Aeußerſte geſpan nt. 

Friedrich II. hatte alle Staatsorgane in ſeinem Reiche 
geſtört und die Kabinetsregierung begründet: er war Al- 
lein⸗ und Selbſtherrſcher: ſeine Miniſter führten nur ſeinen 
Willen aus in allen Staatsgeſchäften. In dieſer ein- 
ſeitigen Behandlung der Staatsgeſchäfte und in ſeinen Fi⸗ 
nanzeinrichtungen lag für ſeinen Nachfolger — als nach ſei— 
nem Tode ſein Geiſt und Scharfblick fehlten — der dem 
Ausbruche nahe Keim eines Krebsſchadens, der das Le— 
bensprinzip des Staates vernichten mußte. Durch ihn 
hatte Preußen ein Anſehen und eine Stellung errungen, 
die ſeine Kräfte weit übertrafen und ſeiner Lage wie ſeinen 
Verhältniſſen unangemeſſen waren; es war ihm ergangen, 
Das Haus Rothſchild. I. 10 
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wie es allen Staaten ergehen muß, welche große Geiſter 
zu Regenten haben. 

Bei ſeinem Hinſcheiden hatte ſich Preußens Umfang 
von 2300 Quadratmeilen mit 2 Millionen Einwohnern 
zu 3600 Quadratmeilen mit 6 Millionen Einwohnern er⸗ 
hoben; der Staatsſchatz betrug zwiſchen 40 —70 Millionen; 
das Heer war von 76.000 Mann auf 200.000 geſtiegen, 
und ſtatt 12 Millionen wies das Staatseinnahmebudget 
faſt 27 Millionen nach. 

Das waren die Reſultate ſeiner ſechsundvierzigjähri⸗ 
gen Regierung: er, der ganz Europa in Bewegung geſetzt, 
ſtarb einſam in feinem Lehnſeſſel. — — 

Des Nachfolgers Friedrich's II., des neuen Königs 
Friedrich Wilhel m's II., (1786—1797) Wille war 
anfänglich auf Verbeſſerungen des Finanzweſens im Sinne 
Mirabeau's gerichtet. Die unter dem Namen Regie ein⸗ 
geführte franzöſiſche Verwaltung der indirekten Zölle ward 
aufgehoben; an ihre Stelle trat ein beſonderes Departe⸗ 
ment zur Direktion des Afzife,- Zoll, Fabriken⸗ und Hand⸗ 
lungsweſens mit deutſchen Beamten unter Leitung des 
Miniſters von Werder, nachdem der Chef der Regie de 
Launay und die franzöſiſchen Beamten entlaſſen worden. 
Darauf folgte mittels Patents vom 6. Januar 1787 die 
Aufhebung der beiden Monopole des Staats, der General⸗ 
Tabaksadminiſtration und der Kafebrennerei-Anftalt. Zur 
Deckung des durch Aufhebung beider Monopole entſtehen⸗ 
den Ausfalls in den Staatseinkünften ward mittelſt desſel⸗ 
ben Patents eine neue „Mahl⸗-Akziſe“, eine Tabaks⸗Akziſe, 
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eine Zucker⸗ und Syrup⸗Akziſe, eine Nachſchuß-Akziſe von 
1 Groſchen für jeden Thaler, eine Erhöhung der Waizen— 
Akziſe und eine erhöhte Stempelſteuer eingeführt und außer— 
dem noch eine vom flachen Lande aufzubringende Abgabe 
in Ausſicht geſtellt. Außer dieſen Maßnahmen beſchränkte 
ſich die Reform des Finanzweſens auf die Freigebung des 
bis dahin von einer berliner Handlung ausſchließend be— 
triebenen Zuckerſiedens, auf Verminderung der Durchfuhr- 
zölle und einige Erleichterungen des Meßverkehrs für Frank— 
furt a. d. Oder. Zur Förderung des Kredits und Geld— 
umlaufs erhielt Weſtpreußen, wie früher ſchon Schleſien, 
die Mark und Pommern, ein landſchaftliches Kreditſyſtem. 
In den letzten Monaten der Regierung Fiedrich Wilhelm's II. 
wurde der Tabakshandel als Monopol wieder eingeführt. 

Das ſind kurz zuſammengeſtellt die Finanzmaßnahmen 
in Preußen während der Regierung Friedrich Wilhelm's II. 
rückſichtlich der indirekten Beſteuerung des Landes. Voll der 
beſten Vorſätze für das Wohl ſeines Volkes hatte er den 
Thron beſtiegen: der Haß des Volkes gegen das Ausſauge— 
ſyſtem der franzöſiſchen Beamten hatte ihm nicht entgehen 
können; deßhalb führte er ſofort ein neues Afzijejteuer- 
ſyſtem ein, und am 1. Juni 1787 erſchienen die neuen Ab 
ziſe⸗ und Zolltarife für jede Provinz, darauf die Afzifere- 
glements, welche die Verwaltungsvorſchriften für die Ak— 
ziſebeamten enthielten, ein Geſetz wegen Beſtrafung der 
Akziſevergehen und endlich ein Reglement rückſichtlich der 
Mahl,⸗ Schlacht, Brau⸗ und Brennakziſe. Dieſe neue 
Einrichtung blieb von da an bis zum Jahre 1818, wo 

10* 
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unter der Regierung ſeines Nachfolgers Friedrich Wil— 
helm's III. das allgemeine Verbrauchsſteuerſyſtem eingeführt 
wurde, welches die Erhebung der Zölle und der Konſum⸗ 
tionsſteuern an die Grenzen des Landes verlegte und den 
ganzen inneren Verkehr freigab. Auch die Tabaksadmini⸗ 
ſtration und das Kafemonopol wurden aufgehoben; indeß 
wurde ſchon Ende 1788 die Tabaksſteuer erhöht, 1797 das 
alte Monopol wiederum ins Leben gerufen, wobei noch 
alle bei der Aufhebung desſelben erforderlichen Konſum— 
tionsſteuern beſtehen blieben aller vielfachen Proteſte, 
die von allen Provinzen dagegen laut wurden, ungeachtet. 
Der Beginn des Regierungsantrittes dieſes Königs war 
günſtig, die materiellen Zuſtände des Landes gut, der Schatz 
gefüllt, das Staatsbudget angemeſſen und Preußen in kei— 
nen Kampf mit einem äußeren Feinde verwickelt. Gar bald 
aber im Laufe weniger Jahre trat eine gewaltige Umgeſtaltung 
der Dinge zum Schlechten ſtatt, trotzdem daß nach einem Ver⸗ 
trage mit der britiſchen Krone Preußen zur Mobilmachung 
einer Armee von 60.000 Mann für England und Holland 
gegen einen Subſidiengelderbetrag von 300.000 Pfund 
Sterling nebſt einem monatlichen Zuſchuße von je 50.000 
Pfund und am Schluße des Feldzugs eine Entſchädigung von 
100.000 Pfund erhielt. Wie der König die ihm verwandte 
Familie des Prinzen von Oranien zu retten und die Würde 
des Erbſtatthalters und Generalkapitäns der holländiſchen 
Republik zu feſtigen wähnte, ſo wollte er auch an den 
Ufern der Seine einen morſchen Königsthron mit den Waffen in 
der Hand und an der Spitze eines Heeres von kaum 
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50.000 Mann befeftigen. Das Kriegsglück lächelte ihm 
nicht; Schatz und Staatshilfsmittel waren erſchöpft, das 
Heer konnte nicht nach dem Kriegsfuße beſoldet werden; 
da ſchloß er am 5. April 1795 mit Frankreich den baſe— 
ler Frieden. Im nämlichen Jahre half er, unbeſorgt um 
Rußlands Fortſchritte, an den Ufern der Weichſel einen 
Königsthron zertrümmern, der die Scheidewand zwiſchen 
jenem Reiche und dem übrigen europäiſchen Kontinente 
war. Durch jenen Friedensſchluß und ſeine Folgen ward 
Frankreichs Grenze bis zum Rhein, durch Polens Thei— 
lung die ruſſiſche Grenze bis zur Weichſel vorgerückt. 
Alſo ward Preußen zwiſchen beide mächtige Nachbarn ein— 
geklemmt, und dadurch bereitete ſich die unglückliche Kata 
ſtrophe des Jahres 1806 vor. Am 16. November 1797 
ſtarb, 54 Jahre alt, der König mit Hinterlaſſung von 48 
Millionen Thaler Schulden, der volle Schatz ſeines Vor— 
fahren geleert bis auf den letzten Heller, bei ſeinen Günſt— 
lingen in dankbarer Erinnerung für die großen Wohltha— 
ten, Beförderungen und Schenkungen der polniſchen Staas— 
domänen, während die Nation im Vertrauen auf ſeinen 
Nachfolger, mit welchem es nach des Schickſals Fügung 
Leid und Freud zu theilen berufen ward, beſſerer Tage 
entgegenharrte. — 
Der ſiebenundzwanzigjährige Friedrich Wilhelm 
III. (1797 — 1840) beſtieg den preußiſchen Königsthron; 
unter dem merkwürdigſten Wechſel des Glücks und Un— 
glücks erlebte er die tiefſte Erniedrigung Preußens und 
ſah es auf dem höchſten Gipfel ſeiner Macht; während 


150 Dreizehntes Buch. 


eines Zeitraums von noch nicht einem halben Jahrhundert 
liegt die Geſchichte ſeiner Regierung zwiſchen den Grenzen 
der äußerſten Extreme, der größten Macht und dem tief— 
ſten Falle des politiſchen Lebens, und der ſeltſamſten, 
wechſelndſten Geſtaltungen, wie ſie die Annalen keines 
Staates der Welt aufzuweiſen haben. Ihm war von ſei⸗ 
nem Vater ein geleerter Schatz und ein verſchuldeter Staat 
überkommen. Man griff zum erſtenmale in Preußen 
nach dem Aushilfsmittel der Finanznoth, dem Papier- 
geld, das am 1. Juni 1806 kurz vor dem Ausbruche des 
Krieges gegen Frankreich im Betrage von fünf Millionen 
ausgegeben ward, welche ſpäter auf zehn erhöht wurden. 
Dieſe Treſorſcheine waren des Staatsminiſters vom Stein 
finanzielle Erfindung. 

„Habt Ihr andere Mittel bei Krebs und Brand als 
Schnitt, Schierling und Höllenſtein, ſo nennt ſie! Wollt 
Ihr ſie mit Froſchlaichpflaſter heilen?“ waren ſeine Worte. 
Eine Karrikatur ließ nicht auf ſich warten: ein kranker 
Adler, vom Miniſter von Schulenburg mit Papier genu⸗ 
delt, welches ihm als Papiergeld wieder abging und vom 
Miniſter vom Stein ſorgfältig geſammelt ward. Es war 
ein Mittel zur Selbſterhaltung in der furchtbar⸗ 
ſten Geld- und Finanzklemme, dem Hauptſchlüſſel zu dem 
Gange der Politik Preußens vom baſeler Frieden bis zu 
allem ſpäteren Zögern und Schwanken des preußiſchen 
Kabinets. Prinz Louis nannte den König, als er ſeine 
Büſte im Muſeum in der Nähe der Büſte des Kriegsgot— 
tes Mars antraf, den „Gott Halt“; man wähnte hie 
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und da: Hochverrath ſei im Kabinette thätig. Engliſche 
Subſidiengelder hätten zumtheil aushelfen können; aber 
Napoleon's Argliſt hatte 1806 Preußen mit England in 
Krieg verwickelt; die Ebbe in den Gewölben des Schatzes 
und den Staatskaſſen war der Hemmſchuh aller kriegeri⸗ 
ſchen Bewegungen. 

Die Feldzüge am Rhein von 1792 bis 1795 hatten 
nicht nur ſchnell die Staatserſparniſſe aufgezehrt und zu 
Anleihen genöthigt, ſondern auch die neuen Gebietserwer— 
bungen in Polen veranlaßten, ſtatt eine Beihilfe zum 
allgemeinen Staatsbedürfniſſe zu gewähren, noch die Ver⸗ 
wendung der Ueberſchüſſe aus den alten Provinzen dort⸗ 
hin, wo nach langer Anarchie faſt alles neuzuſchaffen war, 
was der Kulturſtand des Zeitalters erforderte. Dadurch 
waren alle Geldvorräthe gänzlich erſchöpft. Die Staats⸗ 
einnahme Preußens vor dem luneviller Frieden war: 

I. Aus den alten Provinzen: 


JJ ðͤ 36, 000.000 Thaler 
en enen 8,500.000 „ 
11 000.000 „ 
⸗.lj ͤ ˙ 2,000 000 
2,000 000 „ 
6. Berg⸗ und Hüttenweſen . 1,200.000 „ 
Go uSteninehrenenden., n 1, 500.000 „ 
8. Chargen jura 300.000 „ 
9. Konzeſſionsjura und Snafgelder 100.000 „ 
/ /o 500.000 „ 


don ER 500.000 „ 
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12. Seehandlungsgewinn . 650.000 Thaler 
13. Müngvaneentiine nn 300.000 „ 
14 Sees eee 
II. Aus den neuen Moine nach dem Frieden: 
1. Baiteuti h ai 
2. Paderborn ua nat; 500.000 „ 
3. Eichsfeld, Erfurt u. f.w. . .. 400.000 „ 
A: DREHTE OR NEN SALE 70.000 „ 
3. ODesHeiie ieteine. One UTC 500.000 „ 


39,020.000 „ 
Die Staats aus gabe betrug 


1. Königliches Hausetat . . . 2,000.000 „ 
2. Militar etage. EEE UN 
3. Ztvilea all ER RE e 
4. Uebrige Ausgaben „ 

35,000.000 „ 
Ueberſchuß zum Schatz .. 4, 020.000 „ 


39,020.000 „ 
bei einer Bevölkerung von zehn Millionen auf 5610 Qua⸗ 
dratmeilen. Nach dem tilſiter Frieden betrug das Staats- 
budget in Einnahme nur 22 Millionen. 

Infolge des luneviller Friedensſchlußes vom 9. Februar 
1801 erhielt Preußen für die jenſeits des Rheins abge— 
tretenen Landestheile im Umfange von 42 Quadratmeilen 
mit 172.147 Einwohnern und faſt 600.000 Thalern Ein⸗ 
nahme eine Entſchädigung dießſeits des Rheins von 241 
Quadratmeilen mit 600.000 Einwohnern und 1,430.000 
Thaler Einnahme. 
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Infolge des Friedens zu Tilſit vom 7. Juli 1807 
ward Preußen die Entrichtung einer Kriegskontribution 
an Frankreich von 146 Millionen Franks auferlegt, und 
ſeine Macht von 5610 Quadratmeilen mit mehr als zehn 
Millionen Einwohnern auf einen Flächenraum von 2618 
Quadratmeilen mit fünf Millionen Einwohnern reduzirt; 
bis die Kriegsſteuer gezahlt worden, blieb Preußen von 
einer franzöſiſchen Heeresabtheilung beſetzt. Mittelſt Kon— 
vention vom 8. September 1808 ward die Landesräumung 
bis zum 15. November zugeſagt, wenn die Kontribution 
zur Hälfte in 20 Tagen nach erfolgter Ratifikation theils 
bar, theils durch angenommene Wechſel zu ſechs Milli— 
onen Franks, jeder einen Monat nach Sicht, erfolgt ſein 
würde; die zweite Hälfte ſollte auf die Staatsdomänen 
eingetragen werden, bis zur Abtragung der ganzen Summe 
jedoch die Feſtungen Stettin, Küſtrin und Glogau mit 
10.000 Mann beſetzt bleiben. Kurz darauf wurden zwan⸗ 
zig Millionen Franks erlaſſen und für den Reſt von 126 
Millionen 36 von Monat zu Monat laufende Friſten be— 
ſtimmt, jo daß monatlich 3 Millionen zu entrichten waren; 
Die Hälfte dieſer Summe übernahm der Staat aus den 
Domänen zu tilgen, die andere Hälfte mußte das Volk 
aufbringen. Im Mai 1812 war die ganze Kriegsſteuer be- 
reits berichtigt, und Preußen hatte gegenſeits ſchon eine 
Forderung von 94 Millionen an Frankreich für geleiſtete 
Mehrlieferungen. 

Daru's, des franzöſiſchen Gouverneurs blutſaugende 
Beamte blieben bis 1809 Verwalter der preußiſchen Fi— 
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nanzeinkünfte. Er ſelbſt ſagt, er habe 513,744.000 Franks 
zu fordern gehabt, wovon bis Ende 1808 474,352.650 
Franks bezahlt ſeien. Dazu ſchlägt er noch 90 Millionen 
hinzu: für Naturalverpflegung 55 Millionen, für die Ho— 
ſpitäler 18 Millionen, für Einquartirung 7 Millionen, 
für Pferde 6 Millionen, für Artilleriebedürfniſſe eine Mil⸗ 
lion u. ſ. w. 

Abgeſehen von dieſer enormen an Frankreich zu entrichten⸗ 
den Kriegskontribution betrugen die ſonſtigen Anforderungen 
an den preußiſchen Staat 54,419.149 Thaler. Beſchwert mit 
dieſer Schuldenlaſt trat die Regierung in den düſteren Zeit⸗ 
raum vom Anfange des Jahres 1807 bis zu Ende des 
Jahres 1812. Während dieſer ſechs Jahre entſtanden neue 
und ſchwere Schulden und Rückſtände, deren Betrag auf 
77,346.87 Thaler ermittelt worden. Zur Tilgung der 
Staatsbedürfniſſe eröffnete Preußen bis 1806 zwölf ver⸗ 
ſchiedene Staatsanleihen, von welchen nur drei gefüllt wurden. 
Sein erſtes Anlehen machte es in Holland im Jahre 
1793 auf 5 Millionen Gulden; es ward als Kurioſität 
allgemein begehrt und war an einem Tage vergriffen. 
Sodann folgten zwei kleine zu 1½ und ½ Million Gulden 
Reichswährung, die ohne Benutzung des gewöhnlichen Geld— 
marktes von einem einzelnen Darleiher übernommen wurden; 
von den Übrigen ward noch nicht ein Sechstel ſubſkribirt, 
von einem nur etwa 1. Schon 1795 hatte man 6 Prozent 
Zinſen zahlen müſſen. Ende 1805 wollte man in Amſterdam 
nur auf ſolche Bedingungen eingehen, daß die Anleihe dem 
Staate auf mehr als 7 Prozent zu ſtehen gekommen ſein 
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würde: Anleihen zu billigen Bedingungen wurden zwar 
von neuem immer verſucht, fanden aber keine Betheiligung. 

Gegen das Ende des Jahres 1807 erhielt Niebuhr 
zu Memel den Auftrag, behufs Zahlung der franzöſiſchen Kriegs— 
kontributionen im Auslande ein Geldanlehen zu negsoziiren. 
Daß Napoleon nicht bezahlt ſein wollte, war bekannt; er 
wollte nur einen Vorwand zur Verlängerung der Okkupa— 
tion Preußens durch franzöſiſche Truppen. Vom Staats- 
kredit konnte mit Bezug auf Preußen augenblicklich keine 
Rede ſein. Ende März 1808 eröffnete Niebuhr dem Hauſe 
Hope et C. in Amſterdam das Projekt eines Anlehens von 
25 Millionen holländiſcher Gulden. Der Antrag ward abgelehnt. 
Darauf ſchloß er mit Jan Valckenaar eine Punktation, wor⸗ 
nach der Nominalbetrag der Anleihe auf 32 Millionen 
Gulden zu 5 Prozent beſtimmt ward, worauf 62 Prozent 
oder 20 Millionen bar eingezahlt und 12 Prozent in 
ſchleſiſchen Obligationen, aus einem früheren mit Holland 
von Oeſterreich geſchloſſenen Anlehen herrührend, eingelie— 
fert werden ſollten. Seitens Preußens erfolgte die Ratifi— 
kation des Projekts, am 1. März 1810 ward das Anle— 
hen wirklich eröffnet, und das Geſchäft dem Hauſe W. Überfeld 
und Serrmier übergeben. Es wurden darauf bis Anfang 
1812 etwa 3½ Millionen Gulden Realwerth, (5,300.000 
Nominalkapital) gezeichnet. 

Ein Zwangsanlehen von 1 Millionen, welches auf 
ſämmtliche Provinzen Preußens durch das Edikt vom 12. 
Februar 1810 ausgeſchrieben ward, wurde nur allmälig 
und mit Hilfe von freiwilligen patriotiſchen Beiträgen ges 
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füllt. Zudem wurde in aller nur erdenklicher Weiſe zu Er⸗ 
ſparungen geſchritten, Oper, Ballet und Gnadengehalte 
beſchränkt, der Hiſtoriograph Johannes Müller auf halben 
Gehalt geſetzt, zuläſſige Abzüge bei der Kavallerie gemacht, 
alle Gehalte vermindert, die höheren bis auf die Hälfte 
reduzirt. Der König ging mit dem Beiſpiele perſönlicher 
Opfer voran; er entſagte den Chatouillegeldern, beſchränkte 
den Hofhalt, ließ aus dem goldenen Tafelſervice Friedrichs— 
d'ore prägen u. ſ. w., die Prinzen verzichteten auf ein Drittel 
ihrer Apanagen — kurz Beſchränkungen aller Art fanden ſtatt. 

Aber nicht die Staatsanleihen und übrigen Mittel 
genügten; es mußte auch das Volk ſelbſt herangezogen 
und die Staatsfinanzverhältniſſe des Landes geordnet, neue 
Steuern und Auflagen eingeführt werden. Das geſchah 
durch das Edikt vom 27. Oktober 1810 über bie Finanzen 
und die neuen Einrichtungen wegen der Abgaben, ferner durch 
das Edikt vom 28. Oktober 1810, wodurch eine Konſum⸗ 
tion⸗ und Luxusſteuer eingeführt wurde, endlich durch das 
Stempelgeſetz vom 20. November 1810, durch Einführung 
einer Einkommenſteuer u. ſ. w. 

Indeß hat die Noth ihre eigene Kraft wie ihr eige— 
nes Recht, und nur dadurch wird es begreiflich, wie 
Preußen bei dieſen Zuſtänden vom Anfang 1813 die 
Mittel auffinden konnte, ein Heer von mehr als einer 
Viertelmillion aufzuſtellen, in erſter Reihe mit den größ- 
ten Mächten Europa's einen verzweifelten Kampf faſt 
vor den Thoren feiner Hauptſtadt und im Herzen Schleſiens 
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zu beſtehen, und den Sieg von Leipzig bis in das Herz 
Frankreichs zu verfolgen. 

Endlich am Schluße des Jahres 1815 im vertrags— 
mäßigen Beſitze ſeines gegenwärtigen Gebietes war es des 
Königs Friedrich Wilhelm III. Aufgabe, alles neu zu ordnen 
und vor allem die Finanzzuſtände auf einen leidlichen Stand 
zu bringen. Zuvörderſt galt das Staatsſchuldweſen einer 
vorzugsweiſen Berückſichtigung. Am Ende des Jahres 1806 
ꝑZ ĩ᷑ ĩ e . Achaler 
Staatsſchulden vorhanden; 
vom 1. Januar 1807 bis Ende 


1812 
waren hinzugekommen 77,346.187 „ 
es 383,483. 425 „ 


217,248.762 

welche vom Staate am 17. Januar 1820 anerkannt wurden. 

Zuerſt verwandte die Regierung die 157 Millionen 
921.786 Franks Kriegskontribution, welche Preußen als 
ſeinen Antheil von Frankreich erhielt und die 42 Millionen 
Thaler betrugen, zur Bezahlung der laufenden Schulden. 
Hierauf wurde 1818 ein Anlehen von 30 Millionen in 
England gegen 5 Prozent Zinſen und im Durchſchnitts— 
preiſe zu 72 abgeſchloſſen, welches 22 Millionen betrug. 
Sodann eröffnete die Regierung ein Anlehen von 30 Mil⸗ 
lionen in Staatsſchuldenſcheinen im Jahre 1820, mit einer 
Prämienlotterie verbunden, welches Rothſchild und einige an— 
dere Bankhäuſer übernahmen mit der Verpflichtung, jährlich 
zehn Millionen zu berichtigen. Dieſe drei außerordentlichen 
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Staatseinnahmen betrugen zuſammen 84 Millionen; womit 
die laufenden Schulden berichtigt wurden. Da unter den 
217 Millionen 11 Millionen Treſorſcheine und 26 Millionen 
Provinzialſchulden, die unter Gewähr des Staates ſtehen, 
ſtecken, ſo blieb nach Abzug derſelben die zu verzinſende 
Staatsſchuld 180, 248.762 Thaler, deren jährlicher Zin⸗ 
ſenbetrag ſich auf 7,637.177 Thaler und der jährliche Til— 
gungsfonds auf 2,505.850 Thaler belief. 

Gleichzeitig mit der Feſtſtellung dieſer Schuld ward 
auch das Staatsbudget auf 50,863.150 vom König Fried 
rich Wilhelm III. feſtgeſtellt. Unabläſſig bemüht, einen 
geordneten Finanzzuſtand wieder herzuſtellen, wurde kein, 
dem Anſcheine nach dahin einſchlägiger, Weg unverſucht 
gelaſſen; die Staatseinnahme von Jahr zu Jahr zu erhö— 
hen, war das Streben aller Finanzminiſter, welche in Preußen 
dem Sturze der franzöſiſchen Fremdherrſchaft nacheinander 
folgten, und deren Reſultate kurz vorzuführen, uns jetzt 
obliegt, nachdem wir zuvor noch vorübergehend über den 
Stand des Staatsſchuldenweſens vom Jahre 1820 eine 
Ueberſicht gegeben haben. Am Schluße jenes Jahres betrug 
die geſammte Staatsſchuld 217,248.762 Thaler, die 


bis zum Jahre 1843 bereits bis auf 150,103.434 hin⸗ | 


untergegangen war. In dieſem Zeitraume von 23 Jah— 


ren ſind von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden ö 


67,870.083 Thaler, meiſt 4prozentige Schuldpoſten, ge— 
tilgt worden, in den erſten 12 Jahren im Durchſchnitt 
um einen Ankaufspreis von 91%, in den letzten 10 Jah⸗ 
ren zu 95. Es wurden hiezu 38,610.547 Thaler Ver⸗ 
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kaufs⸗ und Ablöfungsgelder der Domäneneinkünfte verwen- 
det, deren Anlegung zur Schuldenverminderung 1,663.256 
Thaler Zinſen erſparte. Der Schuldenſtand zu Anfang 
des Jahres 1851 war 182,618.000 Thaler, außerdem 
642.594 Thaler jährlicher Leiſtungen, die zumtheil ab—⸗ 
nehmen und auf 11% Millionen Kapital angeſchlagen ſind; 
ferner ein ungedeckter Ausfall von 34 Millionen und die 
zum fortdauernden Umlauf beſtimmten 10 Millionen Dar— 
lehnkaſſenſcheine, alſo zuſammen 238 Millionen Thaler. 
Für die Schuldentilgung waren durch Geſetz vom 11. 
März 1849 2,555.000 Thaler beſtimmt. Fortwährende 
regelmäßige Verwendung des Tilgungsfonds und das 
ſtets von einer Etatsperiode zur anderen geſteigerte Ein— 
nahmebudget, welches ſich gegen das urſprünglich feſtge— 
ſetzte des Jahres 1820 faſt verdoppelt hat, haben die 
Fortſetzung der Verminderung der Staatsſchulden bis heute 
zugelaſſen, während konform mit der durch fortwährende 
Steuererhöhungen und Mehrungen, Anleihen und Pro— 
zentzuſchläge geſteigerten Staatseinnahme, auch der geſtei⸗ 
gerte Staatsausgabeetat bis auf Heller und Pfennig 
ſtimmend abſchließt. 

Das von dem verſtorbenen König Friedrich Wilhelm 
III. im Jahre 1820 auf 50,863.150 Thaler feſtge⸗ 
feste Staatsbudget hat ſich im Laufe von 36 Jahren be⸗ 
deutend erhöht, und beträgt nach der ämtlichen Veröffent— 
lichung des Staatshaushalts für 1856 die Summe von 
118,864.07 Thaler. Die öffentlichen Blätter haben die 
einzelnen Sätze der Staatseinnahme wie der Staats⸗ 
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ausgabe nach dem Budget veröffentlicht; fie find allge- 
mein bekannt, und wir find, deßhalb einer Mittheilung 
derſelben überhoben. Einnahme wie Ausgabe überſteigen 
das vorjährige Budget für 1855 um 7,036.286 Thaler. 
Eine Zuſammenſtellung des Staatsbudgets von 1821—56 
gewährt folgende Ueberſicht: 
1821 50,000.000 Thaler 1849 94,174.174 Thaler. 
1829 50,796.000 „ 1850 95,899.606 „ 
1832 54,287.00 „ 1851 96,367.532 „ 
1835 51,740.000 „ 1852 99,434.734 „ 
1838 52,681.000 „ 1853 103,029.67 „ 
1841 55, 867.000 „ 1854 107, 990.069 „ 
1844 57,677.94 „ U 1855 111,827.785 „ 
1847 64,033.69 7 „ 1856 118,864.07 1 „ 
Daß trotz dieſer Steigerung der Einnahme die Steu- 
ern, nach der Kopfzahl vertheilt, nicht geſtiegen, 
ſondern ſeit dem Jahre 1821 ſich vermindert haben, ergibt 
die nachſtehende, aus der Abhandlung des Regierungs- 
Rathes Dr. Bergius: „Ueber Preußens Finanzen“ (Archiv 
für Landeskunde im Königreiche Preußen. Band 1, Seite 
77) entnommene Ueberſicht, bei welcher der Geſammtbetrag 
der direkten und indirekten Steuern, ausſchließlich der Berg- 
werksabgaben, Intraden aus den Salinen und Sporteln, 
berückſichtigt iſt. 
Geſammtbetrag: Seelenzahl: pro Kopf: 
1821 35,857.850 11,437.000 a 3.13 
1829 37,067.000 12,839.000 2.10 
1832 38,164.000 13,1 96.000 2.88 
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1835 38,533.000 13,706.000 2,78 
1841 41,305.000 14,375.000 2,68 
1844 44,544.700 15,110.000 2,73 
1847 46,102.300 16,186.000 2,83 
1849 43,628.585 16,331.000 2,67 
1850 44,648.600 16,511.000 2,70 
1851 45,508.163 16,690.000 2,72 
1852 45,849.360 16,870.000 271 
1853 45,690.534 17,094.000 2,67 
1854 46,705.209 17,229.000 2,71 


Die Steuern find ſonach von 1821 bis 1847 von 
100 auf 90,73 und von 1847 bis 1854 von 100 auf 
95,42 geſunken. — 

Gehen wir nunmehr zu den Finanzminiſtern und deren 
Staatsfinanzverwaltung in Preußen über, welche nach der 
Vernichtung der franzöſiſchen Fremdherrſchaft, des mit 
dieſer verbundenen Ausſaugeſyſtems und beiſpiellos ver— 
derblichen Einfluſſes auf das preußiſche Staatsfinanz- und 
Staatsſchuldenweſen, ſowie auf die Volkswohlfahrt und den 
Nationalreichthum des Landes in maßloſer Steigerung 
unter der Regierung der Könige Friedrich Wilhelm 
III. und IV. ins Staatsminiſterium Preußens berufen 
worden. N 

Vorausgeſchickt zu werden verdient, daß die preußiſche 
Finanzverwaltung fortdauernd ſich der Vermittlung von 
Bankhäuſern bei nothwendiger Beſchaffung von Geldmitteln 
zur Beſtreitung der Staatsbedürfniſſe ſowenig als möglich 
bedient hat. Nur in den äußerſten dringendſten und drängen⸗ 

Das Haus Rothſchild. II. 11 
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den Fällen, z. B. nach dem tilſiter Frieden und den politi- 
ſchen Umgeſtaltungen in den Jahren 1813 und folgenden, 
wandte man ſich dieſem Mittel zu. Auch herrſchen in 
Preußen weder die Rothſchilde, noch andere Geldgeſchäfts— 
häuſer, die unmittelbaren Einfluß ausüben. 

Bei der großen politiſchen Metamorphoſe Europa's 
im Jahre 1813 war der Graf Bülow zum Finanzminiſter 
in Preußen berufen, welchem Staate er früher gedient, den 
er aber im Jahre 1807 als Kammerpräſident verlaſſen 
hatte, um in die Dienſte des Königs Jeéröme von 
Weſtfalen an die Spitze der Finanzverwaltung zu treten. 
Dazumal beſtand eine Finanzkommiſſion mit ihrem Sitze 
zu Berlin und unter dem Vorſitze des geheimen Staatsraths 
Hägemann, untergeordnet dem Generaldirektorium. Bis 
zum zweiten pariſer Frieden mußte ſich Bülow's Wirk⸗ 
ſamkeit auf fortwährende Beſchaffung pekuniärer Hilfsmittel 
beſchränken, ohne bei der disponiblen Staatseinnahme ſtehen 
zu bleiben, da der Krieg fortlaufende enorme Ausgaben 
nöthig machte, und es nicht der Zeitpunkt war, einen mit 
Schulden überhäuften Staat und ſeinen in manchfache Ver⸗ 
wirrung gerathenen Staatshaushalt zu ordnen. 

Neben dieſer ihm zunächſt obliegenden Sorge machte 
ſich der neue Finanzminiſter zuerſt durch die um dieſe Zeit 
erfolgte Wiederherſtellung des vollen Nominalwerthes der 
urſprünglich preußiſchen Provinzialſchulden bemerklich, die 
bei Errichtung des Königreichs Weſtfalen dieſem anheim⸗ 
gefallen, durch Dekret des weſtfäliſchen Finanzminiſters 
Malchus vom 28. Juni 1812 aber auf ein Drittel redu⸗ 
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zirt worden waren. Es geſchah dieſes infolge der durch 
ihn von dem Juſtizminiſterio geforderten Beantwortung der 
Frage: ob Preußen rechtlich zur Wiederherſtellung des vollen 
urſprünglichen Nominalwerthes ſeiner Obligationen ver— 
pflichtet ſei, und welche bejahend ausfiel, worauf der König 
mittelſt Kabinetsordre vom 22. Juni 1815 den Finanz- 
miniſter mit der Vollziehung dieſes Gerechtigkeitsaktes be— 
auftragte. Er ſuchte unter den damaligen ſo ſchwierigen 
Umſtänden den Staatskredit nicht allein zu erhalten, ſondern 
es gelang ihm auch denſelben zu heben, ohne jemals zu 
den berüchtigten Maßnahmen anderer Staaten, ſowie zu 
Anleihen unter Pfandlegung von Staatsobligationen, oder 
unter den ſpäterhin bewilligten läſtigen Bedingungen ſeine 
Zuflucht zu nehmen. Mit dem Jahre 1816 bei eingetretenem 
dauernden Friedenszuſtande begann Bülow ſeine Fähig- 
keit als Finanzier noch vollſtändiger zu entwickeln. 

Verminderten auch die Friedensſchlüſſe den Militäretat 
und ſicherten der Krone Preußen bedeutende Forderungen 
als Kriegsentſchädigungen von Frankreich zu, ſo vermehrten 
ſich dagegen die Anſprüche an den Finanzminiſter, da theils 
das preußiſche Kabinet ſich gegen Dänemark und Schweden 
zu großen Zahlungen verpflichtete, theils alle mit dem Ein⸗ 
tritt des Friedens fällige Zahlungen realiſirt werden mußten, 
theils der Nation beim Eintritt der Kataſtrophe von 1812 — 
1813 Verheißungen gemacht waren, die in ihrem ganzen 
Umfange nicht der Schatz eines Kröſus hätte erfüllen 
können. 

Schulden, Rückſtände und Mißverhältniſſe der Ein- 
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nahme und Ausgabe drückten zugleich den Staat. Der 
Staatsrath ward 1817 zuſammenberufen zur Prüfung und 
Regulirung des Staatshaushaltes und der zu ergreifenden Fi— 
nanzmaßnahmen. Die von Bülow mit aller Lebendigkeit 
verfochtenen Anſichten konnten ſich nicht Bahn brechen gegen 
die Oppoſition der Mehrheit der Staatsrathmitglieder, 
welche den Wirkungskreis des Finanzminiſterii beſchränkt 
wiſſen wollten. Dieſe Anſicht ſiegte: neben dem dem Titel 
nach fortbeſtehenden Finanzminiſterio wurde ein Schatz— 
miniſterium und eine Staatskontrole errichtet, infolge deren 
das Finanzminiſterium dem Weſen nach mit der Regulirung 
des Staats haushaltes nichts zu ſchaffen hatte, ſondern allein 
in der Steuer- und Domänenverwaltung, wie in der Admini⸗ 
ſtration der Regalien ſeinen Beruf fand. An der Spitze 
eines alſo zu ſo beſchränkter Stellung zurückgeführten Finanz⸗ 
miniſterii erklärte Bülow nicht ſtehen zu können; er erhielt 
die erbetene Entlaſſung. Nach ihm übernahm das Mini⸗ 
ſterium der preußiſchen Finanzen im Jahre 1817 der Staats⸗ 
miniſter von Klewiz, darauf von Motz im Jahre 1825 
und nach dieſem der bisherige Generalſteuerdirektor Maaßen. 
Unter Motz wurde die frühere Generalkontrole wieder mit 
dem Finanzminiſterium vereinigt; mit beiſpielloſer Thätig— 
keit, ohne neue Auflage, allein durch weiſe Verwaltung 
gelang es ihm, frühere Ausfälle ſchon im erſten Jahre zu 
decken, und trotz des ſchwankenden Kredits aller Staats— 
papiere und des Ausfalls in der Domäneneinnahme, veranlaßt 
durch niedrige Korn- und Wollpreiſe, Ueberſchüſſe für den 
Staatsſchatz zu erzielen. Er gewährte freien Handel ohne 
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Prohibitivſyſtem, nur mit mäßigen Schutzzöllen gegen außen, 
und Verbeſſerung des indirekten Steuerſyſtems durch Herab— 
ſetzung der Tarife. Als ſein Nachfolger wurde am 14. 
Auguſt 1830 zum Finanzminiſter Maaßen ernannt, der 
Gründer des Zollvereins und der noch in Preußen ſeit 
1818 beſtehenden Geſetzgebung über die Verbrauchsſteuer, 
wie überhaupt die Seele des ganzen neueren Steuerſyſtems 
Preußens. Ihm folgten Graf von Alvensleben, 
1835—1842; der bisherige Oberpräſident der Rheinprovinz 
von Bodelſchwingh, der ſpätere Premierminiſter, 1842— 
1844; der Oberpräſident von Weſtfalen von Flottwel 
1844-1846; der Staatsſekretär von Duesberg 1846 — 
1848; hierauf die proviſoriſche Verwaltung des Finanz- 
miniſterii durch den Generalſteuerdirektor Kühne, durch 
den Kaufmann und Präſidenten der aachener Handelskammer 
Hanſemann, — mit dem Beamtenwartegeldgeſetze, dem 
Geſetze wegen der freiwilligen Anleihe, der Kabinetsordre 
wegen Abſchaffung des Goldantheils bei Gehaltszahlun— 
gen und Nichtfernerzahlung des landesherrlichen Pathenge— 
ſchenks (an Eltern von 7 Söhnen), der Verordnung in 
Betreff Erhöhung der Steuer von inländiſchem Rübenzucker 
und dem Geſetzentwurfe über die Zwangsanleihe, als Staats- 
Finanzier nicht gar glücklich debutirend nach dem von ihm 
ausgeſprochenen Satze: „Die Freiheit koſtet Geld,“ 
und durch ſein: „Die Gemüthlichkeit hört in Geld— 
ſachen auf“ die Zahl der Bonmots glücklich vermehrend, — 
bis zu dem gegenwärtigen Vorſtand der Finanzverwaltung, 
dem früheren Regierungsvizepräſidenten zu Münſter, von 
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Bodelſchwingh, unter welchem gegenwärtig die verzins⸗ 
liche Staatsſchuld 217 Millionen beträgt, die direkten 
Steuern 27, die indirekten 40, die Domänen über 9, die 
verſchiedenen, von dem Handelsminiſterium reſſortirenden Ein⸗ 
nahmen über 9, das Berg-, Hütten- und Salinenweſen über 
11, die Eiſenbahnen über 5˙½, die Telegraphenverwaltung 
faſt ſ½ Million Ertrag geben, einſchließlich eines auf Ein⸗ 
kommen⸗, Klaſſen⸗, Mehl⸗ und Schlachtſteuer gelegten 
Kriegskoſtenzuſchlages von 25 Prozent, alſo daß das preußi— 
ſche Staatsbudget für 1856 in Einnahme und Ausgabe 
mit einer Summe zwiſchen 118—119 Millionen abſchließt. 

Mit der Anführung aller dieſer ſtaatsfinanziellen That⸗ 
ſachen ſchließen wir unſere Mittheilung und gehen zu dem 
Haufe Rothſchild und ſeinen Gejchäftsbezügen der Krone 
Preußen gegenüber, ſowie zu den ſonſtigen Staatsanleiher 
kontrahirungen nunmehr über. 

Bereits haben wir der beiden, durch Rothſchild ver- 
mittelten Staatsanleihen der Jahre 1816 und 1818 ge- 
dacht, da es nach den ſogenannten Befreiungskriegen für 
die preußiſche Staatsfinanzverwaltung die wichtigſte Auf⸗ 
gabe war, die bis in ihren Grund erſchütterten Finanzen 
zu ordnen und denſelben eine Grundlage zu geben, geeignet, 
das Zutrauen und infolge deſſen den Kredit auf ſpätere 
Zeiten hinaus zu ſichern. Dieſer Zweck konnte nur durch 
ſchwere Opfer, die der Staat bringen mußte, erreicht wer⸗ 
den. Bei der erſten Anleihe durch das Haus Rothſchild 
über fünf Millionen Pfund Sterling mußten die läſtigſten 
Bedingungen eingegangen werden, indem außer der Verzin— 
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ſung mit fünf Prozent der Staat nur 71 Prozent des 
Nominalbetrages erhielt, und ſich überdieß den nachtheiligen 
Einfluß des Kurſes gefallen laſſen mußte. 

Die auf dieſe Weiſe beſchafften Summen konnten 
dem Bedürfniſſe dauernd nicht abhelfen; ſchon zwei Jahre 
darauf war man gezwungen, auf die Beiſchaffung von anderen 
Kapitalien im Betrage von mindeſtens 20 Millionen Tha⸗ 
lern bedacht zu ſein. Die Staatsſchuldſcheine, welche vier 
Prozent Zinſen gaben, ſtanden unter 70, und es war 
vorauszuſehen, daß bei einer ferneren Ausgabe derſelben 
in ſo großem Betrage der Kurs noch bedeutender herab— 
gedrückt werden mußte. So entſchloß man ſich zu einer 
Prämienanleihe von 30 Millionen Thalern. Die Ein⸗ 
richtung derſelben beſtand darin, daß 300.000 Prämien⸗ 
ſcheine ausgegeben wurden, und mit jedem derſelben zugleich 
ein Staatsſchuldſchein von 100 Thalern, der Kaufpreis für 
beide Papiere betrug 100 Thaler; der Staat nahm von 
den eingegangenen Summen 70 Prozent als den Preis 
der Staatsſchuldſcheine, alfo im Ganzen 21 Millionen 
Thaler in Anſpruch, und die verbleibenden 9 Millionen 
Thaler wurden als Prämien in zehn Ziehungen zurückge- 
zahlt, die in Zwiſchenräumen von je ſechs Monaten auf- 
einander folgten. Die erſte dieſer Ziehungen begann 
am 1. Juni 1821 und die letzte am 2. Januar 1826. 
Die geringſte Prämie in den einzelnen Ziehungen betrug 
theils 18 und theils 20 Thaler, und der höchſte Gewinn 
in den einzelnen Ziehungen belief ſich auf 80 — 100.000 
Thaler. Die Beſitzer der Prämienſcheine, welche mit einem 
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der kleinſten Gewinne gezogen wurden, behielten ihren 
Staatsſchuldſchein; bei Auszahlung eines der größeren Ge— 
winne aber mußte der Staatsſchuldſchein mit abgegeben 
werden. Die zur Deckung der Prämien vom Staate bei 
der Bank deponirten Gelder wurden zu Diskontogeſchäften 
verwendet, deren Ertrag den beim Prämiengeſchäfte Be- 
theiligten zugute kam. Es war im Plane ausgeſprochen, 
daß dieſer Gewinn den 12.000 Looſen zugute kommen 
ſollte, die in der letzten Ziehung die kleinſte Prämie erhalten 
würden. Dieſe Prämien erhielten dadurch einen ſolchen 
Zuwachs, daß ſtatt 20 Thaler für jede derſelben eine 
Summe von 86 Thalern 5 Silbergr. ausgezahlt werden 
konnte. 

Die Theilnahme für dieſe Anleihe war ſo groß, daß 
die ſämmtlichen Looſe in wenigen Tagen vergriffen wa⸗ 
ren. Der Staat als Schuldner hatte dadurch den bedeu— 
tenden Vortheil, daß er 30 Millionen in Staatsſchuld⸗ 
ſcheinen zu dem feſten Kurſe von 70 Prozent an den 
Mann brachte, und die Gläubiger erwarben die Hoffnung 
auf eine der hohen Prämien, ohne irgendeinen Erſatz 
dafür zu leiſten; denn es ſtieg der Preis der Staatsſchuld⸗ 
ſcheine während der Abwickelungszeit des Geſchäftes auf 
86, dazu die kleinſte Prämie mit 18 Thalern, gab im un⸗ 
günſtigſten Falle einen Ueberſchuß von 4 Thalern, während 
das Kapital regelmäßig mit 4 Prozent verzinſt wurde. 
Begreiflicherweiſe mußten die Looſe unter dieſen Umſtän⸗ 
den bald ſteigen: im Sommer 1824 wurden ſie mit 168 
Thalern bezahlt. Dieſer nach damaligen Verhältniſſen, die 
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mit den gegenwärtigen nicht verglichen werden können, — 
hohe Kurs hatte darin feinen Grund, daß an der amſter— 
damer Börſe Lieferungsverträge über Looſe dieſer Anleihe 
geſchloſſen wurden in einem Betrage, der bei weitem höher 
ſich belief, als durch die Zahl der noch vorhandenen Looſe 
gedeckt werden konnte. Als bald darauf von Amſterdam 
die Nachricht eintraf, daß man dort ſich verglichen und die 
Verträge aufgehoben habe, ging der Kurs auf 142 zurück, 
und bedeutende Verluſte waren die Folge davon. 

Dieſe Prämienanleihe erhält in der Geſchichte der 
Unternehmungen dieſer Art noch eine beſondere Bedeutung 
dadurch, daß durch ſie der Promeſſenhandel in Deutſchland 
hervorgerufen ward, womit gegenwärtig ein ſo bedeutender 
Unfug getrieben wird. Ein Verein der bedeutendſten Ban— 
kiers Berlins kaufte eine große Zahl dieſer Prämienſcheine 
und deponirte fie bei einer öffentlichen Behörde. Die Num- 
mern dieſer Scheine wurden für jede Ziehung gegen einen 
mäßigen Preis vermiethet; in den über dieſes Abkommen 
ausgeſtellten Miethſcheinen, Promeſſen genannt, machten 
die Vermiether ſich verbindlich, den Inhabern derſelben 
gegen Erlegung des Nominalbetrages die betreffenden Prä— 
mienſcheine auszuhändigen, falls in der zum voraus be- 
ſtimmten Ziehung die Reihe (Serie) gezogen werden ſollte, 
zu welcher die vermietheten Nummern gehörten. 

Man konnte auf dieſe Weiſe ſich gegen eine mäßige 
Summe, die in den verſchiedenen Ziehungen nach und nach 
von 3 Thaler bis auf 8 Thaler ſtieg, bei der Prämien- 
ziehung betheiligen. Offenbar iſt dieſe Art von Geſchäft 
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hervorgerufen durch die ſchon früher vorkommenden Ver⸗ 
träge, wornach die Beſitzer von Lotterielooſen dieſe während 
der Ziehung anf einzelne Tage, ja ſelbſt Stunden ver- 
mietheten. 

Das war das Staatsanleihen vom Jahre 1820, wel— 
chem bereits 1822 ein anderes, in England wieder mit 
dem Hauſe Rothſchild geſchloſſenes folgte, welches für 
Preußen vortheilhafter als das vom Jahre 1818 war und 
mehr echten Finanzprinzipien entſprach. Es ward dadurch 
eigentlich keine neue Staatsſchuld kontrahirt, ſondern die 
Abficht dabei ſcheint dahin gegangen zu fein, eine Maſſe 
preußiſcher Staatsſchuldſcheine indirekt auf den engliſchen 
Markt und für einige Zeit außer Umlauf in Preußen und 
auf anderen Geldmärkten des Kontinents zu bringen, um 
hier durch ihre zu große Maſſe nicht den Kurs zu drücken. 
Dieſes bewirkte man dadurch, daß gegen Deponirung von 
2 Millionen Pfund Sterling in preußiſchen Staatsſchuld⸗ 
ſcheinen eine gleiche Summe in engliſchen Papieren, das 
Pfund Sterling zu dem feſten Kurſe von 6% preuß. Tha⸗ 
lern gerechnet, ausgefertigt und in Zirkulation geſetzt wur⸗ 
den, welche die Regierung nach und nach zurückkaufen und 
mit den zurückgekauften Papieren ihre deponirten Schuld- 
ſcheine einlöſen wollte. 

Das Jahr 1830, durch die franzöſiſche Julirevolution, 
und das Jahr 1831, durch das erſte Auftreten der Cho— 
lera in Deutſchland erſchüttert, nahmen den Staatsſchatz 
in einem ſolchen Umfange in Anſpruch, daß Unternehmun⸗ 
gen, welche — wie dieß mit den Chauſſéebauten der Fall 
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war — nothwendig zur Hebung des Verkehrs ausgeführt 
werden mußten, von dem Staat auf eigene Rechnung nicht 
ausgeführt werden konnten. Dieſe Unternehmungen wurden 
deßhalb der Seehandlung übertragen, welche zu dieſem 
Zwecke ein Anleihen von 12,600.000 Thaler machte und 
für deren Betrag Prämienſcheine zu 50 Thaler ausfertigte. 

Dieſe zweite Prämienanleihe, die in Preußen gemacht 
ward, kann als Muſter dienen; ſie entſpricht allen Anfor⸗ 
derungen eines in jeder Hinſicht ſoliden Unternehmens. 
Nach dem von dem ſpäteren Seehandlungsdirektor Bloch 
entworfenen Plane iſt, wenn man den Zinsfuß zu 5 PBro- 
zent annimmt, der urſprüngliche Werth eines jeden der 
Prämienſcheine 478 Thaler, und zu dieſem Preiſe un⸗ 
gefähr find die Looſe von der Seehandlung auch ausge— 
geben worden. Die Rückzahlung erfolgt in 25 Jahren 
durch ebenſoviele Ziehungen nach und nach, ſo daß die 
in jedem Jahre auszuzahlenden Beträge nur unerheblich 
verſchieden von einander ſind. Die Prämienſcheinbeſitzer 
erhalten im ungünſtigſten Falle den Nennwerth der Looſe 
ſammt Zinſen bis zur Zeit der Rückzahlung, dieſe zu 4 
Prozent gerechnet. Gegenwärtig iſt, den Zinsfuß zu 4 Pro— 
zent angenommen, der wahre Werth eines ſolchen Looſes 
111 Thaler, und wenn dasſelbe mit 175—180 Thaler 
bezahlt wird, ſo iſt dieſer Preis bei weitem höher als der 
von 168 Thaler, den man 1824 und zwar nur kurze Zeit 
hindurch für einen Prämienſchein zahlte. — Das Prämien⸗ 
geſchäft der Seehandlung würde übrigens nach 3 Jahren 
vollſtändig erledigt ſein. 
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Der Druck der Verbrauchsſteuer, der auf den noth- 
wendigſten Lebensmitteln — auf Brot insbeſondere — ruhte, 
wurde von Tag zu Tag inzwiſchen fühlbarer und die Kla— 
gen wurden lauter. Der vereinigte Landtag, im Jahre 
1847 zur Berathung der Abſtellung von mancherlei Uebel⸗ 
ſtänden im Lande zuſammenberufen, ſollte auch jene wich— 
tige Steuerfrage erledigen, indem der König aus landes— 
väterlicher Liebe dieſelbe zur Debatte brachte. Es war 
keine finanzielle Frage im Intereſſe der Regierung, ſondern 
nur der minderen, gedrückten und durch die Schlacht- und 
Mahlſteuer über Vermögen und Kräfte bis dahin in An⸗ 
ſpruch genommenen Klaſſen, und deßhalb ward eine Geſetz— 
vorlage wegen Einführung einer andern Steuer gemacht, 
wodurch jene aufgehoben, und eine neue minder drückende, 
die Staatsbürger nach Verhältniß ihrer Kräfte zu den 
Staatslaſten heranziehende Auflage bezweckt ward — eine 
nach dem Maßſtabe des Einkommens zu beſtimmende Ein— 
kommenſteuer. 

Das Reſultat der Debatte war kein erfreuliches, in⸗ 
dem gerade die unvermögendſte Klaſſe ſich aus niedrigem 
Egoismus gegen den Regierungsantrag erklärte, und die 
ſogenannten Konfervativen in hellen Haufen ihre ſonſt ges 
wohnten Fahnen verließen, weil der im höheren Sinne 
konſervative Gedanke der Regierung augenblickliche mates 
rielle Opfer erheiſchte. Was kümmerte ſie das Prinzip 
einer gerechten Steuer, ſie, jene Ritter und Freunde 
und Helden des „chriſtlichen Staats,“ die geſchworenen 
Feinde der „Heiden und Türken und Feuer- und Sonnen⸗ 
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anbeter,“ die, wie früher gegen die Gleichberechtigung der 
Juden und Diſſidenten, jetzt für ihre eigene Börſe 
das Schwert gegen die darbenden Klaſſen, gegen die Ar— 
muth ſchwangen, unbekümmert um chriſtliche Nächſtenliebe 
und die väterliche Abſicht des Königs. Ganz treffend be— 
merkte über dieſen jedermann empörenden Vorgang damals 
die kölniſche Zeitung, daß „dieſe Erſcheinung für die Re— 
gierung eine Belehrung ſein und ihr zeigen werde, wo die 
Leute ſtehen, auf welche auch dann noch das 
Vaterland zählen könne, wenn es Opfer 
gelte.“ 

Wie ganz anders verfuhren einſt 1844 und 1845 die 
Stände aller Landestheile des Nachbarſtaates Oeſterreich; 
alle legten der Regierung ſelbſt Anträge zur „Erleichte— 
rung des Looſes der arbeitenden Klaſſen,“ Abänderung der 
Verzehrſteuer und Einführung einer Einkommenſteuer vor. 
Wie groß und ehrenhaft ſtehen dieſe da gegenüber jenen 
Mitgliedern des preußiſchen Landtages, welche dem Grund— 
ſatze huldigten: Jeder für ſich, Gott für uns Alle! 

Unter den neueren Staatsanleihen nimmt die Auf- 
merkſamkeit ins beſondere in Anſpruch die freiwillige Anleihe 
unter dem Finanzminiſterium Hanſem ann im Jahre 
1848. Hanſemann debutirte, um das Staatsausgabe— 
budget zu reduziren, mit einer Reihe finanzieller Maßnah— 
men und Reformen nacheinander, bis herab zu den 
beiden, das Beamtenthum und ſeinen Geldbeutel in Anſpruch 
nehmenden Geſetzen, in Betreff Wegfalls des ſogenannten 
Goldantheils bei den Gehalten und dem das Einkom— 
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men dezimirenden Wartegeldgeſetze, das ihn kurz darauf 
ſelbſt unerwartet erreichte, als man ihn von ſeinem, nach 
Austritt aus dem Finanzminiſterium übernommenen, Bank⸗ 
chefspoſten urplötzlich aus „konſtitutionellen Gründen“ ent— 
fernte, indem eine ſelbſtſtändige Verwaltung der Bank unter 
einem beſonderen Vorſtand nach der Verfaſſung unzuläſſig 
jet und die Bank unter dem Miniſterium ſtehen müſſe. 

Man konnte ſich an jenem freiwilligen Anleihen mit⸗ 
telſt Bareinzahlung wie durch Abgabe von edlen Metall 
und Silbergeräthen betheiligen, die dann nach ihrem Me— 
tallwerthe abgeſchätzt wurden, und auf Höhe deſſen Taxats 
man Staatspapiere dieſer Anleihe erhielt. Dadurch ging 
für die Theilnehmer der Facçonwerth verloren. 

Mehrere andere finanzielle Maßnahmen und Anleihen 
folgten während der Amtsdauer der nach ihm folgenden 
Vorſtände der Staatsfinanzverwaltung, herbeigeführt durch 
die verſchiedenen politiſchen Verhältniſſe und deren wech— 
ſelude Geſtaltungen. Wir erwähnen hier nur einiger Staats— 
anleihen der neueſten Zeit. 

Eine dieſer Anleihen Preußens fällt in das Jahr 
1854; ſie iſt eine Prämienanleihe vom 20. Mai behufs 
Herſtellung einer größeren Kriegsbereitſchaft, und beträgt 
15, reſpektive 30 Millionen Thaler, beſtehend aus 150.000 
Prämienſcheinen zu 100 Thalern, von welchen 100 Stück 
eine Serie bilden. Die Rückzahlung erfolgt durch Ziehun⸗ 
gen binnen vierzig Jahren, fo daß das Geſchäft durch 
die am 1. April 1895 beginnende Prämienziehung voll— 
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ſtändig feine Erledigung erhält; die Verzinſung beträgt 
3½ Prozent. 

Für Eiſenbahnzwecke wurde durch das Geſetz vom 21. 
Mai 1855 eine Anleihe von 7,800.000 kontrahirt, und 
behufs Uebernahme der Aktien und Obligationen der vom 
Staate erworbenen Münſter⸗Hammer Eiſenbahn die Staats— 
ſchuld um 1,387.300 Thaler vermehrt, ſowie um den Be— 
trag der mehr eingezahlten als zurückgegebenen Kautionen 
der Staatsbeamten und Zeitungsherausgeber von 126.000 
Thalern. 

Von allen dieſen Anleihen kurſiren zur Zeit noch die 
Papiere und ſind Gegenſtand des Marktes auf allen Börſen. 
Außer dieſen Staatsſchuldpapieren gibt es noch neben den 
vom Jahre 1806 und den folgenden Jahren herrühren— 
den Staatsſchuldſcheinen kurmärkiſche landſchaftliche Obliga- 
tionen aus früheren Zeiten und Hypothekenſcheine auf 
Domänen, welche erſt nach dem Jahre 1806 entſtanden 
ſind. Beide Papiere tragen 4 Prozent und machen ein 
Kapital von nahe an 9 Millionen Thaler aus. Sie ſind 
ſämmtlich Staatsobligationen. 

Außer dieſen gibt es indeß noch eine Menge von 
Provinzial und Stadtobligationen, die ſich in neueſter Zeit 
auf wahrhaft erſchreckende Weiſe gemehrt haben und noch 
fortdauernd ſich mehren. Die ſogenannten Pfandbriefe 
bilden ein Kapital, welches von 100 Millionen nicht fern 
ſein wird, deſſen Antheile gleich den Staatsſchuldſcheinen 
gekauft und verkauft werden und ſichere Renten tragen. 
Unter Regierungsgenehmigung ſtifteten nämlich die Guts— 
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beſitzer mehrerer Provinzen Preußens Vereine mit dem 
Zwecke der leihbaren Aufnahme von Kapitalien unter ge- 
meinſchaftlicher Bürgſchaft ihrer Güter; dieſe Kapitalien 
wurden den einzelnen Gutsbeſitzern vorgeſtreckt. Man pflegt 
ſolche Vereine landſchaftliche Kreditſyſteme zu nennen, deren 
man fünf zählt, das oſt- und weſtpreußiſche, das kurmär⸗ 
kiſche, ſchleſiſche und poſenſche. Neben dieſen Pfandbriefen 
eriſtiren noch die Bankobligationen, die gleichfalls von Hand 
zu Hand gehen. Damit erſchöpft ſich die Reihe der preußi— 
ſchen Werthpapiere, welche auf den Börſen zu Markt ger 
bracht werden. — 

Das Kommiſſionsgeſchaftshaus des Hauſes Rothſchild 
für Preußen iſt das Bankierhaus A. Meyer in Berlin, 
das einſt in ſchwieriger Zeit und Lage durch reelles ehren— 
haftes Benehmen die Aufmerkſamkeit Rothſchild's an fich 
zog, der es vom Bankerott rettete und mit ſeinen Kom— 
miſſionen für Preußen und ſeinen Geſchäften an der berliner 
Börſe als Generalagent betraute. Und wahrlich das Haus 
Rothſchild konnte keinen bewährteren Agenten für ſich ge— 
winnen als dieſes berliner Bankierhaus. Wir ſind in den 
Stand geſetzt, den obigen Vorgang zwiſchen Rothſchild und 
ſeinem gegenwärtigen Generalagenten für Preußen im De- 
tail mittheilen zu können. 

Als das Haus Rothſchild durch die ſpaniſche Anleihe 
ungeheueren Verluſt von vielen Millionen erlitt, regulirte 
es ſich mit denjenigen Häuſern, die meiſt im Vertrauen zu 
dem ſprüchwörtlich gewordenen Glücksſtern und glücklichen 
Spekulationsgeiſt jenes Hauſes an der Zeichnung für jene 
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Anleihe theilgenommen hatten. Dazu gehörte ein damals 
noch unbedeutendes Bankiergeſchäft zu Berlin. Das Haus 
Rothſchild forderte nur Prozente, die von den betreffenden 
Häuſern, die ſelbſt dadurch ungeheuere Verluſte erlitten, 
angenommen wurden. Jenes Bankierhaus zeigte dagegen 
an, daß es ſeinen eingegangenen Verpflichtungen gegen 
Rothſchild nicht durch Prozente, ſondern durch Zahlung des 
wahren und vollen Betrages der gefallenen Papiere nach— 
kommen wolle, obwohl es dadurch ruinirt werde; „als 
Kaufmann geht mir die Ehre über alles,“ — ſagte der 
Chef des berliner Hauſes — „Geld kann ich wieder ge— 
winnen, meine verlorene Ehre gibt mir keine Macht der 
Welt zurück.“ — „Sie ſollen nicht ruinirt werden,“ — ent⸗ 
gegnete der Chef des Großhauſes, „und wenn Sie's akzep- 
tiren, ſo mache ich Sie hiermit zu meinem Generalagenten 
für Berlin; denn einen ehrenhafteren Vertreter weiß ich 
nicht zu finden“ — Der Antrag ward angenommen, und 
ſeitdem hat ſich jenes berliner Bankierhaus in ganz Eu— 
ropa bekannt und geachtet gemacht. 


Das Haus Rothſchild. I. 12 
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Rußland, die übrigen Staaten Europas und ihre Linanz- 
zuſtände. 
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Das Staatsfinanzweſen Rußlands. Des nordifchen 
Kaiſerreiches Bedeutung von Peter 1. bis auf unſere 
Tage. Das Staatsbudget Rußlands ſeit einem Jahr⸗ 
hundert. Die Staatsſchuldenlaſt, die ſogenannten 
Nentenſchulden, Anleihen u. ſ. w. — Die Finanzver- 
hältniſſe von Spanien, Belgien und den Niederlanden. 
— Allgemeine Ueberſicht der Finanzzuſtände ſämmt⸗ 
licher Staaten Europa's im Jahre 1856. 


Fruchtloſe Mühe würde es ſein, in der Geſchichte des 
Staatsfinanzweſens Rußlands bis in die Zeiten 
der Warägerfürſten Rurik und Truwor (862—879) 
hinaufzugehen, beſonders da der Staatsfinanzkunſt gar 
wenig Gewinn daraus erwachſen würde, wenn ſich an der 
Spitze des ruſſiſchen Reiches im letzten Fünftel des ſechs— 
zehnten Jahrhunderts noch ein Fürſt findet, Car Johann, 
der Schreckliche mit Zunamen, der nach Fletcher in 
ſeinem Werke: Of the Russe Common-Wealth, or 
manner of governement by the Russe Emperour 
u. ſ. w. London 1591, an die Spitze ſeines Steuerſyſtems 
den Satz ftellte: „Das Volk gleicht einer Schaf— 
heerde; je mehr man ſie ſcheert, deſto mehr 
Wolle hat ſie,“ und der einſt von der Stadt Moskau 
einen Metzen voll Flöhe verlangte, die ſich, da dieſe nicht 
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eingefangen werden konnten, davon mit 7000 Rubeln 
loskaufen mußte. 

Zu Ende des ſechszehnten Jahrhunderts beſtand die 
Staatseinnahme des Garen 

1. aus den Einkünften der fürſtlichen Erbgüter, wozu 
36 Städte nebſt Kirchenſprengeln und Dörfern gehörten, 
die außer einem Geldzinſe noch Getreide, Vieh, Geflügel, 
Fiſche, Honig, Holz und Heu in die Schloßverwaltungs⸗ 
kammer liefern mußten. Von dieſen Naturalleiſtungen wur⸗ 
den nach Abzug des zum Unterhalte des Hofes erforderlichen 
Bedarfs unter Johann's verſchwenderiſcher Regierung für 
60.000 Rubel verkauft; in den Zeiten ſeines Nachfolgers, 
des Garen Theodor Johannowitſch, war infolge der durch 
den Hofmarſchall Gregor Godunow eingeführten beſſeren 
Bewirthſchaftung der jährliche Verkaufserlös dagegen 
230.000 Rubel, nach jetzigem Geldwerth gegen 1,500.000 
Silberrubel; 

2. aus einer Kopf- und Vermögensſteuer, die in 
Geld und Getreide zuſammen 400.000 Rubel einbrachte; 

3. aus Stadtgefällen, die an das Oberzollamt ent⸗ 
richtet wurden, ſowie aus Trink- und Badeſtubenſteuern, 
Handels- und Schiffszoll; ſie brachten 800.000 Rubel 
ein. Moskaus Antheil daran betrug unter anderen 12.000, 
Smolensk 8000, Kaſan 11.000, Nowogorod 6000, Twer 
700 u. ſ. w. 

Die Einnahme des Staatsbudget war demnach jähr— 
lich 1,430.000 Rubel, nach jetziger Währung zwiſchen ſechs 
bis ſieben Millionen Silberrubel. 
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Zur Mehrung der Staatsdomänen ſetzte Johann im 
Jahre 1582 auf einer Verſammlung von Popen und Bo— 
jaren die unentgeldliche Abtretung aller ehemals fürſtlichen 
Erbgüter und verpfändeten Ländereien an das Staatsärar 
ſeitens der Kirchen und Klöſter feſt, welche dieſelben in 
der unruhigen Zeit der Bojarenherrſchaft an ſich gezogen 
hatten, und ſein Nachfolger beſtätigte zwei Jahre darauf dies 
ſes Geſetz, übereinſtimmend mit der Anſicht ſeines Vorgän— 
gers, der an den Biſchof von Kaſan dieſerhalb geſchrieben: 
„Die Mönche ſollen nicht das Land, ſondern die Herzen 
bearbeiten, nicht Getreide, ſondern das Wort Gottes ſäen, 
nicht Ländereien, ſondern das Himmelreich erben.“ 

Im Vergleich zu dem gegenwärtigen Staatsbudget 
des ruſſiſchen Kaiſerthums und ſeinen Tagesbedürfniſſen der 
Jetztzeit waren jene Staatseinnahmen gleichſam nur Ur- 
anfänge, indem gegenwärtig der ruſſiſche Hofetat allein die 
Summe von 3½ Millionen Rubel erfordert. — 

Erſt vor 150 Jahren legte das Cärenthum den Grund— 
ſtein ſeines Einflußes in Europa. Zwar war Rußland 
beim Regierungsantritte Peter's J. (1696— 1725) ſei⸗ 
nem Umfange nach eines der größten Reiche der Welt, 
266,000 Quadratmeilen umfaſſend; nach einundzwanzig⸗ 
jähriger Dauer des Krieges gegen Schweden betrug der 
Landgewinn zuſammen 2300 Quadratmeilen; das 25 Jahre 
zuvor nur 50 Mann zählende europäiſch gebildete Heer 
hatte ſich bis zu 220.000 Mann vermehrt; aus der einen 
ſchlechten Kriegsſchaluppe war eine Kriegsflotte von 30 Li- 
nienſchiffen mit einer entſprechenden Zahl von Fregatten und 
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kleineren Fahrzeugen geworden, die Staatseinnahme bis auf 
15¾ Millionen Thaler geſtiegen, und bei feinem Tode 
hinterließ Peter — ſeine Landerwerbungen bis zu 9000 Qua⸗ 
dratmeilen geſteigert, ſowohl im Norden wie Süden von 
Europa, von der Oſtſee bis zum ſchwarzen Meere — ein 
Reich von 275.800 Quadratmeilen mit einer Volkszahl 
von 15 Millionen. Den Staatshaushalt betreffend führte 
er eine beſſere Ordnung in Erhebung der Kopfſteuer ein, 
die 4,290.000 Rubel einbrachte, die Zölle trugen ein 
1,200.000, die Branntweinſteuer 980.000, und die Salz⸗ 
ſteuer 662.000; alle Einnahmen vermehrten ſich unter ſei⸗ 
ner Regierung auf das Fünffache; ſie werden für das Jahr 
1713 auf 8,600.000 geſchätzt. Er hob die Steuerfreiheit 
überall auf und monopolirte den Salzverkauf, die Fiſcherei 
und die Branntweinbrennerei für den Staat, führte Stempel⸗ 
papiere ein, und gab alle dieſe Einnahmsquellen größten⸗ 
theils in Pacht; er prägte Silberrubel und hielt ſtreng auf 
Reinheit des Metalls. 

Katharina J. (1725 —27), das „Mädchen von 
Marienburg,“ die Tochter des ſchwediſch-lettiſchen Leibeige⸗ 
nen Samuel, ſeit 1712 mit dem Garen vermält, folgte dem 
Vorbild ihres Vorſitzers auf dem Kaiſerthrone, wieß auch 
deren Nachfolger die Pläne Peter's des Großen nicht aus 
den Augen verloren, obgleich die Dauer ihrer Regierung 
zu kurz war; denn Peter II. regierte von 1727 bis 1730, 
Anna J. bis 1740, Swan III. bis 1741, Eliſabeth J. 
und Peter III. bis 1762. Dennoch ſtieg der Landes⸗ 
umfang bis zu 825.000 Quadratmeilen mit 19 Millionen 
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Einwohnern, während innerhalb dieſes Zeitraums als finan— 
zielle Maßnahme die Herabſetzung der Kopfſteuer, Aufhe— 
bung der Binnenzölle und Errichtung von Banken fällt; 
die zweite Maßnahme ward paralyſirt durch Erhöhung des 
Zolles auf importirte Waaren. Ebenſo ward die Korn— 
ausfuhr freigegeben. Die Staatseinnahme unter Katha— 
rina J. wird zu 18,665.000 Thaler geſchätzt. 

Dieſem erſten Zeitabſchnitt folgen die Jahre von 
1762 bis 1801 während der Regierungen der Kaiſerin 
Katharina II. (1762 — 1796) und Paul's I. (1796— 
1801), in welche die Theilung Polens und das Vorrücken 
der ruſſiſchen Südgrenze zum ſchwarzen Meere fällt. Bei 
der erſten Theilung des Nachbarreiches gewann Rußland 
2000 Quadratmeilen mit 1% Millionen Einwohnern, bei 
der zweiten 4553 Quadratmeilen mit 3,117.00 und bei der 
dritten 2030 Quadratmeilen mit 1,200.000 Köpfen, alſo 
im ganzen annähernd 8600 Quadratmeilen und 6 Mil— 
lionen Einwohner, überhaupt 2]s Flächenraum, während 
Oeſterreich und Preußen ſich mit dem übrigen Y, begnüg— 
ten, und erſteres einen Zuwachs an Bevölkerung von 2¼ Milz 
lionen, Preußen von 3 Millionen gewann. Durch Kur— 
lands Erwerbung (1795) gewann Rußland noch 500 
Quadratmeilen, und hatte ſomit im ganzen an ſeiner 
Weſtgrenze 13.000 Quadratmeilen erworben und dadurch 
ſeine weſtlichen Vorpoſten um 120 Meilen in das Innere 
Europa's vorgeſchoben. Die Staatseinnahme ward 1770 
zu 28,080.000 Thaler angegeben, und 1782 zu 44, 586.929 
Thaler. Der Krieg gegen die Pforte (1768 —74) veran- 
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laßte mittelſt Manifeſtes vom 28. Dezember 1768 die erite 
Emiſſion von Papiergeld durch die mit 1 Million 
Rubel Gold und Silber gegründete Aſſignatenbank, wofür 
eine gleiche Summe in Bankzetteln (Aſſignaten von je 
25— 100 Rubel) in Umlauf geſetzt ward. Das Volk faßte 
dazu ſo unbedingtes Vertrauen, daß die Kaiſerin deren 
Betrag bis auf 100 Millionen vermehrte. Erſt nach 1791 
ſanken ſie, zuerſt auf 81, 1812 auf 24 und 1815 auf 
20; 1839 ſtanden ſie wieder auf 28, in welchem Jahre 
ein kaiſerliches Manifeſt vom 13. Juli beſtimmte, daß die 
Banknoten zu dem unwandelbaren Preiſe von 350 Kope⸗ 
ken Papier für 100 Kopeken Silber als ein Wertbzei- 
chen und zur Erleichterung des Verkehrs feſtgeſetzt wer— 
den. Ein Ukas vom 12. April 1840 befahl die Ausgabe 
von 4 neuen Serien Schatzſcheinen zu 3 Millionen Rubel 
gegen 4½ Prozent Zinſen. Die Staatseinnahme, die 1770 
zu 28 Millionen Thaler berechnet ward, war nach amtli— 
chem Erlaß 1782 ſchon 44,587.000 und 1801 bereits auf 
88,607.000 Thaler angewachſen, und 35 ½ Millionen Ein⸗ 
wohner bewohnten 331.850 Quadratmeilen. Im Jahre 
1766 erſchien ein ganz neuer Zolltarif, der die für Ruß⸗ 
land erforderlichen Waaren mit einem geringen Zoll, ſonſt 
von 2—7 Prozent belegte. 

Unter Alexander J. (1801—1825), der vereint mit 
dem übrigen Europa in den Jahren 1812— 15 das poli— 
tiſche Uebergewicht Frankreichs unter Napoleon zerſtörte und 
die Selbſtſtändigkeit der europaͤiſchen Fürſtenwelt wiederher⸗ 
ſtellte, ſtiegen die Staatseinnahmen im Jahre 1801 auf 
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88,606.666 Thaler, im Jahre 1804 angeblich auf 
121,100.000, 1810 auf 124 Millionen, 1821 nach Haſſel ohne 
Polen 65, nach Anderen 71 Millionen. Er hinterließ ein 
Reich von 363.000 Quadratmeilen mit 50 Millionen Be— 
wohnern. Unter ſeiner Regierung erſchien der Zolltarif 
vom 31. März 1816, dem bald zwei andere, vom 20. 
November 1819 und 12. März 1822 folgten, letzterer mit 
übermäßig hohen Zollſätzen. 

Sein Bruder und Nachfolger Nikolaus J. (1825 — 
1855) führte Krieg mit der Pforte, der außer einer Kriegs— 
entſchädigung von 11 Millionen Dukaten eine Gebiets- 
erweiterung von 300 Quadratmeilen zur Folge hatte; er 
garantirte im Verein mit den übrigen Großmächten das 
neugegründete Königreich Griechenland, bekämpfte einen 
Aufſtand in Polen im Jahre 1831 und intervenirte zu 
Gunſten Oeſterreichs im Jahre 1849 im Unabhängigkeits— 
kampfe der Ungarn. Die Bevölkerung des Reiches ſtieg 
während ſeines Cärenthums über 60 Millionen auf 367.000 
Quadratmeilen. Unter ſeiner Regierung waren die Staats— 
einnahmen in fortwährendem Steigen begriffen; ſie betru— 
gen nach Malchus im Jahre 1826 100 Millionen, nach 
Balbi im Jahre 1828 112 Millionen, nach Widemeyer 
126; im Jahre 1835 nach Schubert 122, 1840 nach 
Murray 96, nach Schnabel 125 Millionen, und 1842 nach 
M' Culloch (ohne Polen) 115 Millionen, darunter der Be— 
trag der Zölle mit über 31 Millionen. Dieſen älteren 
Angaben ſchließen ſich die neueſten ſtatiſtiſchen Mittheilun— 
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gen von Reden vom Jahre 1854 über das Staatsbudget 
Rußlands an. 

Darnach beträgt die ordentliche (Brutto-) Staats- 
einnahme annaͤhernd 275,472.000 Silberrubel oder 
296,959.000 Thaler. Davon kommen 206 Millionen aus 
den Domänen, Forſten, Staatsgewerbe-An⸗ 
ſtalten, Regalien und Monopolen, die ſich ver⸗ 
theilen auf Einnahmen aus unmittelbarem Kroneigenthum 
zu 37% Millionen, aus den Kron-Berg- und Hüttenwerken 
30 ½ Millionen; für Naturalleiſtungen, in Geld angeſchla— 
gen, zu 20 Millionen, an Geldleiſtungen 11 Millionen, an 
Regalen und Monopolen 103 Millionen, ferner aus di— 
rekten Steuern 30 Millionen, aus indirekten Ab⸗ 
gaben 34 Millionen, worunter die Zölle mit 31 Mil 
lionen. 

Die Staatsaus gabe berechnet man zu 275,835.000 
Rubel, wovon auf den Bedarf der kaiſerlichen Fa⸗ 
milie 11 Millionen. Für das Landheer und die 
Flotte werden im Friedensetat gegen 98 Millionen ver— 
ausgabt. Für die Staatsſchuldentilgung werden 
33½ Millionen verwandt, und dieſe Staatsſchuld ſelbſt 
betrug im Jahre 1853 714 Millionen, im Jahre 1854 820 
Millionen, worunter 77,750.000 als Anleihe für den Bau 
der großen Eiſenbahn von Petersburg nach Moskau. Die 
beſondere Schuld Polens iſt 215 Millionen polniſche Gulden. 

Wie groß augenblicklich die Staatsſchuld iſt, iſt nicht 
anzugeben, da die Summe der Koſten des letzten Krieges 
nicht fonftirt. Ueberhaupt variiren die ſtatiſtiſchen Nach- 
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richten über Rußlands Staatsfinanzweſen ſo ſehr, daß man 
fortwährend wie im Dunkeln tappt. Wir müſſen daher 
noch eine zweite Zuſammenſtellung hier folgen laſſen. Die— 
ſelbe ſtützt ſich auf einen Rechenſchaftsbericht des ruſſiſchen 
Miniſters der Kronländereien vom Jahre 1849, der fol— 
gende Erträge enthält: 

1) Kopfſteuer, allgemeine 
Steuern, Abgaben auf die Spi⸗ 
ritus fabrikation, Abgaben auf 
die Adminiſtrationskoſten, auf Einkünfte 
der Laͤndereien und Waldungen der 
Krone, insgeſammm . . . 30,021,800 S. R. 

2) ſogenannte nn PPA 

3) Gemeindeſteuern 4,689.165 „ „ 

4) öffentliche Alimentationsſteuer 4 

5) Rückzahlung von Schulden, 

Einregiſtrirung, Stempelgeldſtrafen . 302.222 S 

6) Ertrag von Kronländereien, 
der für Inſtitute, den Klerus u. ſ. w. 

Brgewleie nn a: 4 419.393 „ 
zuſammen 40, 289.350 S. R. 
oder etwa 43 Millionen Thaler. 

Ferner enthielt für das Jahr 1850 das „Journal 
hebdomadaire de St. Petersbourg“ vom 1. (13.) März 
1852 folgenden Ausweis: 

a. an eigentlichen Zöllen. . 29,662.000 S. R. 
b. Akziſe vom Salz der Krim. 256.771 zus 
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c. Entrepot⸗ und Magazinirungs- 


abgaben. 204.321 S. R. 
d. zum Vortheil Herſtzldete Städte 5 
e. Abgabe zum Newabrückenbau .. an 
f. odeſſaer u. konſtantinopler Dampf— 

lab 0% B m, 
g. kleinere Abgaben allerlei et „ 


zuſammen 31,129.398 S. R. 

oder etwa 33 Millionen Thaler. 

Zuſammen ergibt das über 71 Millionen S. R. oder 
76 Millionen Thaler Einnahmen, wobei die Einkünfte aus 
dem Bergbau, von der Poſt, vom Salz, von Stempeln und 
Päſſen u. a. nicht mit aufgeführt find. 

Der Statiſtiker M' Gregor in feiner Statiſtik hat das 
ruſſiſche Einnahme-Budget folgendermaßen enttiffert: 

1) Zölle 5,430.833 Pf. St., in runder 


Summe ae 
2) Spiritus 3,319.166 pf St. „, 
3) Beſondere Auslöſung ſtatt der Brannt- 

wein⸗Akziſe 1,137.500 Pf. St. . . . a a 


4) Kopfſteuer der Bauern 3,097.500 Pf. St. „ 

5) Kopfſteuer v. Kaufleuten 1,125.833 P. S. Th „ „ 

6) von den Kronländereien 1,443.753 P. S. 10 „ 
7) Salz⸗, Gold- und Silberminen 1,020.833 

P Hure Aare: Be a Bin 

8) Stempel und Passe 1, 432 083 pf St. 10 27 

9) Poſt 255.214 Pf. St... Mer, 
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überhaupt alſo über 18 Mill. Pf. St. oder über 126 Mill. 
Thaler rund. 

Dieſe M'Gregor'ſchen Angaben ſtimmen z. B. in Be- 
treff der Zollrevenuen mit der Angabe des petersburger 
Journals ſo gut überein, daß das Vertrauen in ihre Zu— 
verläſſigkeit dadurch befeſtigt wird. 

Wir ſind in den Stand geſetzt, über Rußlands Fi— 
nanzzuſtände und deren Steigerung im Ertrage je mit dem 
Steigen des Umfanges des Reiches und Zunahme ſeiner 
Bevölkerung noch einzelne Nachrichten wie überſichtliche 
Darſtellungen aus verſchiedenen Zeitepochen und aus gleich— 
zeitigen ſtatiſtiſchen Eröffnungen zu geben. 

Eine Schrift Schlözer's unter dem Titel: „Neuverän— 
dertes Rußland“ ſpezifizirt die Staatseinnahme Rußlands 
für das Jahr 1725 und gibt die Geſammteinkünfte auf 
8,779.750 Rubel an. 

Ausführlicher enthält Schlözer's Briefwechſel im Band 
I. S. 129 und folgende nachſtehende detailirte Nachweiſe: 

Das Staatsbudget Rußlands war im Jahre 1770 
das nachfolgende: 

I. Staatseinnahme. Rubel. 
1. Kopfſteuer „u 6,994.00 f 
2. Erhöhung derſelben dure die Utaſe des 

Caren vom Jahre 1769 um die Hälfte . 3,472.000 
4. Abgabe aus der Ukraine .. 258039 
5. Branntweinſteuer, verpachtet, 1 auf aus 

den Hauptſtädten Petersburg und Moskau 2,100.000 

Aus den ubrigen Reiche 1.000.000 
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(Die Krone kauft den Wedrok Branntwein zu 
75 85 Kopeken und überläßt ihn für 2—2 ) 
Rubel an die Pächter.) 
6. Zollabgaben der Städte Petersburg, Riga, 
Archangel, Wiburg und der polniſchen Grenzen 2,800.000 
worunter Petersburg mit 1,763.307 
7. Salzſ teuer . ni ei At 
8. Bergwerkseinkünfte 
a. 10 Pud Gold (400 Pfd.) zu 3 Rubel 
10 Kopeken für den Solotmik. . . . 119.040 
b. 160 Bud Silber (6400 Pfd.) . 135.168 
c. 360.000 Bud Eiſen 252.000 
s 0s 
d. 300.000 Pud Kupfer, welches von der 
Regierung nur zum Münzen verwendet wird, 
zum Ertrage von 2,500.000 
9. Sibiriſche Zölle an den Sineticen Bee 
und Erträge der Pelzwerklieferungen .. 591.495 
worunter die Zobel- und Schwarzfuchspelze 
mit 200.000 und ebenfoviel die Karavanen⸗ 
Erträge nach China. 
10. Grundſteuer, Mühlenſteuer, ſowie Erlös 
aus dem Verkauf von Grundgütern . 1,733.743 
11. Aus den neu eroberten Landestheilen . 545.052 
24,074719 
II. Staatsausgabe. Rubel. 
1. Privatchatouille des Cären . 3,000.000 
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2. Der Senat, für geheime Ausgaben und 
Koſten des Kanzleramtes 2 

3. Auswärtige Angelegenheiten, Minifter, Reſi⸗ 
denten, Legationsſekretäre und Geſandt— 
ſchaftsbeamte 

4. Zivilbehörden . 

5. Die Garden 

6. Der Hof, Hofherren d Höſdamel, Sof 
küchenamt, Kapelle, Theater, der große und 
kleine Marſtall, (uneingerechnet 280.000 Pfd. 
Salz, ſowie den Bedarf an Wildpret, Ge— 
flügel, Fiſchen, Früchten und Getreide jeder 
Art, welches Alles die Krongüter liefern). 

(Der jährliche Bedarf an Zucker beträgt 

nach dem Etat 90.000 Pfd. und an Kafe 

16.000 Pfd; täglich werden in der Hofküche 

2.000 Schüſſeln für 140 Tiſche angerichtet.) 

7. Der Etat des Großfürſten, uneingerechnet 
das, was er aus dem Herzogthum Holſtein 
bezieht 

8. Die Armee 

9. Die Garniſonen. 

10. Die Miliz 

11. Das Kadettencorps zu Petersburg 

12. Das Artilleriecorps 

13. Zum Unterhalt der Feſtungen . 

14. Das Corps der Ingenieure, Pionniere und 
Mineure 


Das Haus Rothſchlld. IL 13 
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Rubel 
256.090 


272.000 
143.524 
208.000 


1,112.560 


225.000 
4,124.060 
111.200 
184.608 
72.400 
1,014.000 
70.000 


212.000 
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15. Die Flotte, der Kanal von Kronſtadt, zum 
Unterhalt der Oſtſeehäfen und der Marine— 
kadettenſchule 

16. Die Generalapotheke zu Moskau, ale die 
ganze Armee und alle Garniſonen mit Mer 
dikamenten verſieht, der Bedarf des Medi— 
zinalfollegit und die Beſoldungen der Aerzte, 
Wundärzte und Apotheker, ſowie die Bedürf— 
niſſe der Lazarethe mit einbegriffen 

17. Die Zol- und Steuerbehörden und das 
Handelsfollegium . 

18. Für Holz für die Marine 12 öffentliche 
Bauten 

19. Für die Staatsbergwerke, Goldſand⸗ joa 
Perlenfiſchereien 
20. Die Akademien und Hochschulen des Rei⸗ 
ches, die Findelhäuſer, bürgerliche und Mili⸗ 
tärſchulen in den Hauptſtädten 8 

21. Zur Unterſtützung von Fabriken, deren 
Ausgaben die Einnahme überſteigen 

22. Gratifikationen für verdiente höhere Staats⸗ 
beamte, Offizierswitwen und deren Kinder 
unter 15 Jahren. 

23. Für den König von Polen n die Pen⸗ 
ſionäre der Republik 8 

24. Jahresgeſchenke an die hohe Pforte 

25. Oeffentliche Arbeiten, als neue Straßenan⸗ 


Rubel 


1,265.000 


110.000 


55.400 


28.470 


124.546 


88.690 


62.000 


200.000 


216.000 
150.000 
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lagen, Sumpfaustrocknen, neue Kanäle zu Rubel 
Flußverbindungen und Förderung des Handels  1,000.000 
— 114.305.548 
Nach den behufs Ermittlung der Kopfſteuer vorge— 
nommenen Volkszählungen in Rußland (mit Ausnahme 
Eſth⸗, Finn⸗ und Livlands) betrug die Volkszahl 


F 5,118.226 
J Siust ai. s3tn9, „170. 36/200:832 
„ ele sen .: 1127 ‚03, 


welche im letzteren Jahre 6, 944 004 Rubel iR zahl- 
ten. Dieſe Kopfſteuerpflichtigen zerfielen in 5 Klaſſen mit 
einem jährlichen Betrage für den Kopf von 120, 80, 70, 
50, 40 Kopeken. 214.785 Perſonen gehörten zur erſten 
Klaſſe, 4,889.275 zur dritten Klaſſe u. ſ. w. 

Nach dieſen Mittheilungen ſind wir nur im Stande, 
Nachrichten über das Staatsbudget ſpäterer Zeit folgen zu 
laſſen. 

Rußlands Staatsbudget aus den Jahren 1831 —33: 
1. Staatseinkünfte. 


a. Kopfe. . . 22125000 Thlr. 
b. Fah „ 5318780 % 
c. g0eraleıs) . 26,136.800 „ 


2. Kron⸗Einkommen und Regalien 
a. Obrok oder Grundzins von 


den Krongüteern . 6.937.500 „ 
b. Brannt weinregal. 35,733.333 „ 
c. Verſchiedene Gefälle. . 2.559.175 „ 
Poſtese . 1,5446667 „ 


8 
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Kronforſten und Fiſchereien 1,002.083 Thlr. 


e 
f. Kronfabrifĩen 71,079 162 
g. Bekgwerfre 4/56 
h. Andere Einnahmen 1.079.170 „ 

3. Einnahmen in Polen, deſſen 
Finanzen geſondert find. . . 13.063.196 „ 

121, 200.8711 3% 


Außerdem hat der Kaiſer für ſeine Privatchatouille noch 
verſchiedene Einkünfte im Betrage von 1,600,000 bis 
1,900.000 Thalern; auch für die Prinzen exiſtirt eine be⸗ 
ſondere Apanagekaſſe im Betrag von 1,387.500 Thalern. 


Staatsausgaben. 
1. Hofhaltung des Kaiſers. . 5,000.000 Thlr. 
2. Miniſterium des Auswärtigen 2,000.000 „ 
3. Miniſterium des Innern 33,000.000 „ 
4. 5 des Kultus. 5, 000.000 „ 
5. Das Land her . Call DUB 


6. Die Flotte 12,000. 000 „ 


7. Finanzverwaltung und Zinſen 


der Staatsſchud .... 20,000.000 „ 
8. Andere Ausgaben 3,000.000 „ 
9. Die Verwaltung Polens. . 12,09 1.518 „ 


122,09 1.518 „ 

Es bleibt uns nunmehr noch übrig, die Beträge der 
verzinslichen Staatsanleihen, Rentenſchulden, ſowie der un— 
verzinslichen Schulden des ruſſiſchen Kaiſerreichs in kurzer 
Ueberſicht zuſammenzuſtellen. 

An verzinslichen Staatsanleihen hat Ruß⸗ 
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land als Antheil an der alten holländiſchen Schuld vom 7. 
Mai 1815, 5 Prozent jährlich abzutragen, / Million 
Gulden — 52 Millionen Gulden, ferner aus der Anleihe 
bei Baring et K. und Hope et K. vom 16. Auguſt 1820 
nominell 40 Millionen Silberrubel 5prozentige Tilgung mit 
2 Prozenten jährlich, ausgegeben zu 72 Prozent, ſo daß 
für 40 Millionen nur 28, 800.000 wirklich gezahlt find, 
Anleihe vom 23. Juni 1822 bei Rothſchild in London, 
nominell 43 Millionen S.⸗Rubel, 5prozentige Tilgung 1 Pro⸗ 
zent ausgegeben zu 82 Prozent, ſo daß für 43 Millionen 
nur 35,260.000 wirklich gezahlt wurden, ferner Anleihen 
bei Hope et K. am 22. Juli 1828, 5Fprozentige Tilgung 
1 Prozent (zu 97 Prozent) zum Betrage von 18 Millio⸗ 
nen Gulden, dergleichen bei Hope am 11. Mai 1829 
24 Millionen Gulden 5prozentige Tilgung 1 Prozent (zu 
97 Prozent), gleichfalls bei Hope am 14. Mai 1831 
20 Millionen S.-Rubel Sprozentige Tilgung 1 Prozent, 
eine fernere Anleihe bei demſelben vom 8. Oktober 1832 
von 20 Millionen S.⸗Rubel Sprozentige Tilgung 1 Pro- 
zent, übernommen zu 84% Prozent, und ſchließlich eine 
Anleihe bei Hope vom 5. September 1840 von 25 Mil- 
lionen S.⸗Rubel 4prozentige Tilgung zu 2% Prozent. 

Am 1. Jänner 1853 waren noch vorhanden an aus—⸗ 
wärtigen Terminſchulden 57,149.000 Gulden und an in— 
ländiſchen Terminſchulden 110,867.055 Silber-Rubel. 

An Rentenſchulden waren am ſelben Tage noch 
rückſtändig 233,536.056 aus inländiſchen Anleihen und 
Reichsſchatzbillets aus den Jahren 1817, 1818, 1831 
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und 1834, ſowie an Anleihen bei Stieglitz aus d. J. 
1842 - 1844, 1847 und 1849, und an Reichskreditkaſſen⸗ 
billets 311,375.581 S.-Rubel. 

An un verzinslichen Schulden waren am näm⸗ 
lichen Tage nur noch ausſtehend 252.000 S.-Rubel. 

Die Staatsſchuld iſt ſeit dem Kriege mit England 
und Frankreich durch zwei Anleihen vermehrt worden. 
Die letzte derſelben iſt die „ruſſiſche fünfprozentige Anleihe 
von 1855,“ durch das Bankierhaus Stieglitz in Petersburg 
auf 50 Millionen Silber-Rubel abgeſchloſſen. Die In⸗ 
ſkriptionen lauten über 500 Silber-Rubel eine jede, und 
find au porteur geſtellt. Die Tilgung wird durch Rück— 
kauf der Inſkriptionen — inſofern ſie nicht über pari 
ſtehen — mittelſt eines Tilgungsfonds von zwei Prozent 
des nominellen Anleihebetrages, mit Hinzuwachs der Zin— 
ſen der eingelösten Inſkriptionen bewirkt. Sie beginnt 
mit dem Jahre 1858. Vom Jahre 1875 ab hat die 
Regierung das Recht, alle im Umlauf verbliebenen In⸗ 
ſkriptionen al pari einzulöſen. Die Inſkriptionen tragen 
5 Prozent Zinſen jährlich und haben halbjährliche, am 1. April 
und am 1. Oktober zahlbare Coupons. Um die Erwerber 
ſolcher Inſkriptionen vor dem Nachtheile zu bewahren, 
welcher ihnen aus dem gegenwärtigen niedrigen Stande 
des ruſſiſchen Wechſelkurſes und deſſen Schwankungen 
erwächſt, ſind Vorkehrungen getroffen, welche die Auszah— 
lung der Zinſen und deren Herausziehen aus Rußland in 
reiner Silber-Valuta, nach dem inneren Silberwerthe der 
Rubel, gewährleiſten. 
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Da dieſe Anleihe erſt die zweite ſeit jenem Kriege iſt, 
ſo erhellt daraus, daß die ruſſiſche Regierung mit ihren 
Anleihen im Auslande vorſichtig zu Werke geht, und man 
ſich in Petersburg ſcheut, ſeinen auswärtigen Kredit ſtark 
in Anſpruch zu nehmen, und es vorzieht, die Hauptlaſt des 
Krieges auf die Schultern der Privaten zu wälzen, die 
den Requiſitionsgeboten gemäß die Kapitalien ihren Kredit 
anſtalten zur Verfügung ſtellen. Während England und Frank—⸗ 
reich Milliarden zur Führung des Krieges aufnehmen und 
die Steuerfaͤhigkeit zukünftiger Generationen, welche die 
Frucht der heutigen Kämpfe genießen werden, mit heran— 
ziehen, berühren ſie die Wohlfahrt ihrer Völker minder 
empfindlich als die ruſſiſche Regierung, welche durchweg 
mit der Kapitalkraft der eigenen Unterthanen arbeiten muß. 
Aber der vorſichtigen Benutzung des auswärtigen Kredits 
und dem Streben, ſich durch pünktliche Erfüllung der bis— 
herigen Verpflichtungen den Markt offen zu erhalten, hat 
die ruſſiſche Regierung es zu danken, daß ſie auch ihre 
neueſte Anleihe zuſtande bringt, trotz des Hinderniſſes, 
daß fie offiziel an den Börſen neutraler Staaten nicht 
notirt werden wird. 


Spanien konſolidirte ſich im Jahre 1474 als ſpa⸗ 
niſche Monarchie, als durch die Vermälung Ferdinand's V. 
und der Iſabella die Vereinigung Arragoniens und Kaſtili⸗ 
ens erfolgte. Die während dieſer Regierung ſtattgefun— 
dene Entdeckung Amerika's hatte bedeutende Einwirkungen 
auf die Staatsfinanzen, wie auf den Geldmarkt, beſonders 
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ſeit der Regierung Karl's V., obwohl Amerika's Gold— 
minen nicht vermochten, trotz geſteigerter Ausbeute die 
Staatskaſſen und den Staatsſchatz zu füllen, und mit dem 
jedesmaligen Eintreffen der Silberflotte wurde Spaniens 
Induſtrie gerade um ſoviel Grade vernichtet, als der 
Werth ihrer Fracht betrug. Für ſeinen Sohn Philipp II. 
reichten die Staatsrevenuen ebenſowenig hin, wie für ſei⸗ 
nen Vater. Enorme Summen wurden zur Verfolgung 
der Mauren, der Ketzer, zur Seearmada gegen die Türken, 
zum Bau des Eskurial (allein 6 Millionen Dukaten) und zur 
Unterdrückung der Niederlande vergeudet; 600 Millionen Du⸗ 
katen koſtete das Alles. Die Jahreseinkünfte betrugen damals 
25 Millionen Dukaten; die Staatsſchuld 150 Millionen, und 
die Finanzoerhältniſſe blieben ſchlecht, ja verſchlechteten ſich 
noch mehr unter ſeinen drei Nachfolgern, bis Philipp V. 
der erſte Bourbon (1701 bis 1746) und Ferdinand VI. (1746 
bis 1759) alles aufboten, die Finanzen zu heben; der 
Letztere hinterließ einen gefüllten Schatz, und Karl's III. 
Regierung beſſerte nicht minder das Staatsfinanzweſen, 
welches indeß ſeit dem amerikaniſchen und dem Kriege mit 
England wiederum in die alte Mifere gerieth, obwohl 1776 
die Staatseinnahme noch 110 Millionen Livres zbetrug. 
Das Abgabeſyſtem iſt ſchlecht und drückt Handel und In— 
duſtrie, Gewerbe und Ackerbau neben den vielen Mono— 
polen und privilegirten Geſellſchaften. Staatsanleihen und 
Papiergeldfabrikation ſteuerten dem Uebel nicht. Durch die 
Kriege ſeit der franzöſiſchen Revolution, fortwährende in— 
nere Umwälzungen und ſchlechte Verwaltung der Finanzen 
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von der Regierung Karl's IV. an verſchuldete das Land 
immer mehr, und die verſchiedenen Verſuche, den Wirr- 
warr zu löſen, hatten keinen Beſtand. 

Zu Anfang 1850 wurde die Staatsſchuld auf 12.531 
Millionen Realen angegeben, ohne 2425 Millionen, die noch 
in der Liquidation begriffen waren, zuſammen 14.956 
Millionen (1832 Millionen Gulden). Gegenwärtig werden 
die Staatseinnahmen und Ausgaben zu faſt 110 Millio— 
nen und die Staatsſchulden zu 1087 Millionen Thaler 
angegeben. — 

Belgien, das infolge einer Revolution gegen ſei— 
nen, ihm durch den Länder- und Völkertauſch auf dem 
wiener Kongreſſe zugetheilten Herrn, den König der Nie— 
derlande, unter unſeren Augen entſtandene konſtitutionelle 
Königreich mit fünftehalb Millionen Einwohnern, von 
denen ungefähr zwei Drittel Flamänder und ein Drittel 
Wallonen find, hat ein Staatsbudget von 34 Millionen 
und eine Staatsſchuld von 172 Millionen Thaler, welche 
letztere durch die Uebernahme einer Rente von 5 Millio— 
nen Gulden in 2½prozentigen Schuldbriefen, alſo im 
Nennbetrage von 200 Millionen, von Holland alſo geſtei— 
gert wurde. — 

Die Niederlande, mit einer Bevölkerung von 
über 3 Millionen Einwohnern, hatten für 1857 ihr Staats- 
budget auf 72,784.420 Gulden Einnahme und 72,746.488 
Gulden Ausgabe feſtgeſtellt. Die ſchwere Verſchuldung 
des Landes reicht in hohe Zeiten ſchwerer Kriegsverwick— 
lungen hinauf. Schon 1651 betrug die Staatsſchuld 140 


202 Vierzehntes Buch. 


Millionen, zur Zeit der Errichtung der batavifchen Repu— 
blik im Jahre 1795 war ſie auf 600, und 1810 auf 
1230 Millionen Gulden geſtiegen. Im Jahre 1849 wurde 
fie zu 1230 Millionen holl. Gulden, nach den neueſten 
Ermittelungen zu 694 Millionen Thaler angegeben. — 

Die Staatsfinanzzuſtände der übrigen Staaten, 
insbeſondere auch die des deutſchen Bundes, ergibt die nach— 
folgende Tabelle, worin auch das bereits in ausführlicher 
Behandlung dargeſtellte Staatsfinanzweſen der größer en 
Reiche mit aufgenommen iſt, wie es im Jahre 1856 
ſich geſtaltet; ſie enthält mithin die neueſte Ueberſicht 
und vervollſtändigt alſo die bereits früher von uns mitge— 
theilten Nachweiſe. 


Linanzzuſtände der Staaten Europa's im Jahre 1856. 


Namen. Größe in Bevölkerung. Einnahme. Ausgabe. St. Schuld 


UI Meilen. Millionen Thaler. 
Fraukreich 9748 36 Mill. 427 426 2107 
Großbrittanien 5711 28% 368 563 5203 
Oeſterreich 11.593 40 „ 136 294 1099 
Preußen 5101 17 „ 118 111111 
Rußland (eur.) 75.154 61 „ 296 296 848 
Belgien 536 4½% „ 34 34 172 
Niederlande 5904 % „, 42 42 694 
Dänemark 1035 1228, 22 22 90% 
Schweden 80044 3½ „ 8 * — 
Norwegen 5799 1,400.000 4% 4% 6 
Schweiz 718 2.393.000 47 AU, — 


Sardinien 1372 5 Mill. 34 36 140 
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Namen. Größe in Bevölkerung. Einnahme. Ausgabe. St. Schuld. 

DJ Meilen. In Thalern. 
Modena 110 600.000 2¼ Mill. 2 ¼ Mill. au 
Toskana 397 1,817.00 4 „ 4 „ 10 Mill. 
Parma ogg 2% , 4 „ 
S. Marino 18 7600 8800 5865 keine 
Kirchenſtaat 748 2% Mill. 18,630.000 20 Mill. — 
Neapel u. Sizilien 2033 8 / „ 35 Mill. 36 % 100 „ 
Spanien 8908 10% „ 109% „ 109 %½ RENT, 
Portugal 4659 3% ., 190% % 10 % „ RR 
Griechenland 717% 100.000 5% „ 4½ „ 19/ % 
Joniſche Infeln 51½ 232.000 1%, „ 1¼ „ 3 
Türkei (eur.) 7000 15½ Mill. 44%, „ 46 „ 50% 
Baiern „ 84 ½% „ 24 ½ 78 „ 
Sachſen 271 2.039.075 9 „ 8 „ 43 „ 
Hannover 698 ½ 1,819.000 W „ 38 „ 
Würtemberg 354 1,783.967 2a 23... 29 „ 
Baden 1, 357.000 11% „ 11% „ 20 „ 
Heſſen⸗Darmſtadt 152%, 854.00 4½ „ 4% „ 10% „ 
Heſſen⸗Kaſſel 176 736.400 4,158.480 4,634.930 12 , 
Braunſchweig 67 272.000 1,406.000 1,406.000 7% „ 
Mecklenburg⸗ 

Schwerin 244 538.997 3,292.000 3,430.000 11% „ 
Mecklenburg⸗ 

Strelitz 36 100.000 1 Mill. 1 Mill. — 
Naſſau 84½ 430.000 1%, „ . 
Sachſen⸗Weimar 66 262.500 1,539.148 1,540.915 5%, „ 
Sachſen⸗ 

Meiningen 45% 166.000 940.000 900.000 2% „ 
Sachſen⸗Altenburg 24 132.000 742.746 739.799 1,779.000 
Sachſen⸗Koburg⸗ 

Gotha 37 ½ 150.400 786.600 720.000 3,146.000 
Oldenburg 114¾ 286.000 1,153.000 1,287.000 3,600. 000 


Vierzehntes Buch. 


Namen. Größe in Bevölkerung. Einnahme. Ausgabe St. Schuld. 


204 
UI Meilen. 
Anhalt⸗Deſſau⸗ 

Köthen 40 
Anhalt⸗Bernburg 16 
Schwarzburg⸗ 

Sondershauſen 15% 
Schwarzburg⸗ 

Rudolſtadt 17 
Lichtenſtein 27. 
Waldeck 21%. 
Reuß 27 


Lippe⸗Schaumburg 9% 
Lippe⸗Detmold 20 ½ 


Heſſen⸗Homburg 5 
Lübeck 6 
Frankfurt 4%: 
Bremen 3½ 


Hamburg 7 


123.759 
52.641 


60.847 


70.000 
7000 
62.000 
115.000 
30.226 
107.000 
26.000 
64.000 
78.000 
90.000 


In Thalern. 


1,303.500 1, 259.500 3,218.000 
764.286 763.795 1,406. 920 


534.447 


412.000 
363.797 
829.000 
130.000 


214.000 


436.392 
612.600 


527.516 


456.991 


412.000 1.220.000 


373.653 1,560.000 


24.785 
130.000 
400.000 
216.000 
436.392 
889.728 


1,173.000 1,211.000 
200.700 7,200.000 7,218.000 


feine 
721.000 
5 Mill. 
7% „ 
3305 
33%½́ „ 
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Das Haus Rothſchild als Grundbeſitzer. Majoratſtiftung. 
Zukunft und Ausgang des Haufes. 
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Der Kampf der franzöſiſchen Volksliteratur gegen 
Nothſchild. — Das Haus Rothſchild als grundbeſiz⸗ 
zende Macht. — Die Majoratſtiftung für die roth- 
ſchild'ſche Familie. — Wie wurde dieſelbe fo uner⸗ 
meßlich reich? — Die Geſchäfts⸗ und Börſenmanipu⸗ 
lationen. Benutzung der Stafettenpoſt, Telegraphen⸗ 
linien und Extrazüge. Frühzeitige Nachrichten über 
wichtige, auf den Geldmarkt einwirkende Ereigniffe. 
— Friedrich von Gentz. — Zukunft und Ausgang des 
Hauſes. 


Das alte Feudalweſen der Vorzeit iſt gebrochen, das 
Raubritterthum des Mittelalters geſtürzt, das Fauſtrecht 
vernichtet; dagegen haben ſich zu Gebietigeren emporge— 
ſchwungen und beherrſchen mächtiger und gewaltiger als 
jene die Feudalität der Bank das Stegreifritterthum der 
Börſe und die Geſpenſtermacht des Aktienſchwindels, alle 
unter einem Herrn und Meiſter: dem Gelde und ſeiner All— 
macht. Und der Premierminiſter dieſer neuen Lehnsherren 
iſt Rothſchild, eine Konſequenz des Staatsprinzips Europa's 
ſeit dem Jahre 1813 und nicht eine zufällige Erſcheinung, 
ein über Nacht aus dem Boden gewachſener Pilz; „er 
entſtand aus dem Prinzip der Regierungen ihren Völkern 
gegenüber; deßhalb wird er auch von Volksſchriftſtellern, 
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namentlich von Börne, immer angegriffen; insbeſondere führte 
die franzöſiſche Volksliteratur ſeit 1833 einen lebendigen 
Kampf wider Rothſchild in einer Maſſe von Pamphleten 
und Broſchüren, deren Titel allein ſchon verrathen, weſſen 
Geiſtes Kinder ſie ſind. Da erſchienen „Erbauliche und 
ſeltſame Hiſtorien von Rothſchild I., dem Könige der 
Juden, von G. Dairnwell,“ ferner „Krieg den Schelmen,“ 
„Gebeime Chronik der Börſe,“ „Rothſchild I., ſeine Diener und 
ſein Volk“, „Almanach der Börſengeheimniſſe,“ „Nemeſis des 
Volks,“ „Geſetzbuch der Jeſuiten,“ „Geſchichte des La⸗ 
ternen⸗Königreichs über die Juden,“ „Almanach des Tau⸗ 
ſend und Erſten oder Neujahrsgabe für Rothſchild“ u. 
ſ. w. Und wie bitter und ſtark ſich Börne in ſeinen Briefen 
aus Paris über das Haus Rothſchild unaufhörlich äußert, 
iſt bekannt, während Heine nur ſcherzend ſich über dasſelbe 
ergeht, ironiſch lachend es ſchildert. 

„Es handelt ſich“ — jagt Weill — „aber nicht mehr um 
die Volkspartei: Rothſchild verſchlingt den Staat ſelbſt, ein 
umgekehrter Saturn. Und er thut das nicht abſichtlich; es 
kommt nur ſo, weil jedes Prinzip ſeine Konſequenzen mit 
ſich ſchleppt, wie die Polype ihre tauſend Füße. Rothſchild 
brauchte den Staat, um Rothſchild zu werden, weil die 
europäiſchen Staaten eines Rothſchild bedurften. Nun aber 
i ſt er!“ — 

Das Haus Rothſchild will indeß nicht allein als 
Geldmacht daſtehen, ſondern ſeine Stellung und ſeinen Ein⸗ 
fluß auch durch Erwerbung und Ankauf bedeutender Güͤ⸗ 
terfomplere als grundbeſitzende Macht zu erweitern 
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und zu befeſtigen ſtreben, und wird auch dieſes Ziel vielleicht 
erreichen. Schon hat es in mehreren Gegenden, in Deutich-, 
land, Frankreich und Ungarn damit begonnen. Eine der 
bedeutendſten Grund beſitzerwerbungen desſelben in Deutſch— 
land fand bereits im Jahre 1844 ſtatt durch die Erwerbung 
der Herrſchaften Schillersdorf, Oderberg und Hultſchin 
in Oberſchleſien, ſüdlich in der Nähe der öſterreichiſchen 
Grenze gelegen. Es erſtand dieſelben durch Kauf für die 
Summe von 800.000 Thalern, um daraus den Anfang 
eines großartigen Familienfideikommiſſes zu machen. Schil⸗ 
lersdorf, früher eine Beſitzung der Jeſuiten, gelangte ſpäter 
zuerſt an die Familie von Eichendorff, und wird jetzt der 
Zentralpunkt rothſchild'ſcher Majorate, zu deren Stiftung 
Oeſterreich dem öſterreichiſchen Freiherrn von Rothſchild be— 
reits Genehmigung ertheilte. Der genannte Güterkompler, 
zu dem eine Menge von Dörfern gehört, ward anfänglich von 
ſeinem neuen Eigenthümer in eigene landwirthſchaftliche Ver— 
waltung genommen. Dieſer Gütererwerb gab Anlaß zur Er— 
richtung von Rübenzu ckerfabriken, deren Gewinn in Oeſter— 
reich bei einem niedern Steuerſatze bei weitem ergiebiger 
ausfällt, als im Zollverein. Dort wird dieſe Ergiebigkeit 
durch einen beſonderen Umſtand erhöht; ein großer Theil der 
Rübenäcker iſt nämlich auf ruſſiſchem Gebiete, die Fabrik ſelbſt 
dagegen diesſeits. Man führt nun von drüben die getrock— 
neten Rüben als Bodenprodukt für eine Kleinigkeit ein, 
und da deren Gewicht im Vergleich zu den friſchen kaum 
die Hälfte beträgt, ſo wird anſehnlich bei der Steuer 
gewonnen. — Allein die landwirthſchaftliche Verwal— 
Das Haus Rothſchild. II. 14 
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tung warf dem Haufe Rothſchild doch zu geringe Prozente 
ab, und ward deßhalb parzellirt und in Verpachtung an 
Mehrere gegeben. In Frankreich beſitzt es bei Boulogne 
eine frühere Staatsdomäne, die es durch Ankauf von be⸗ 
nachbarten Grundſtücken fortwährend zu vergrößern ſucht; 
ſo ſuchte es vor kurzem noch einen nahegelegenen Garten 
zum Werthe von 450.000 Franes zu erſtehen, bot aber 
dafür ſelbſt eine Million vergeblich. 

In Frankfurt am Main ſelbſt gibt es eine ſolche 
Menge rothſchild'ſcher Paläſte, kleinerer Häuſer und ſon⸗ 
ſtiger Liegenſchaften, daß die betreffenden Behörden zu 
der merkwürdigen Maßregel Zuflucht genommen haben 
ſollen, der Familie Rothſchild zu verbieten, ihr Grund- 
eigenthum in Frankfurt künftighin auf irgendwelche Weiſe 
zu vermehren. Iſt ein ſolches, unter andern Umſtänden 
wohl ganz abſonderliches Verbot in der That ergangen, 
ſo dürfte es zum größten Theile darin ſeine Begründung 
finden, daß beinahe ſämmtliche in der nächſten Nähe 
Frankfurts liegende Gründe als Gemüſe- und ſonſtige 
Nutzgärten bebaut find, und dadurch einer nicht unbedeuten- 
den Anzahl von Gärtnern, deren Gehilfen u. ſ. w. zur 
Erwerbsquelle dienen. 

Hatten nun die Rothſchilde ein ſolches, oft von der 
ſchönſten Lage begünſtigtes Grundſtück gekauft, ſo wurde 
dieſes natürlich ſeiner früheren Beſtimmung entzogen, zu 
Bauten und ähnlichen Zwecken benutzt, ſo daß zu befürchten 
ſtand, die, vielen Familien als Erwerb dienende, Gärtnerei 
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dürfte bei unbegrenztem Fortgang ſolcher Ankäufe endlich 
ganz eingeengt und aufgehoben werden. 

Für unſer Buch ſind unter allen frankfurter Beſiz— 
zungen der Familie Rothſchild nur drei von beſonderem 
Intereſſe, nämlich: 

1. Das Kontor- und Kaſſahaus am Eingang der 
neuen Judengaſſe oder Bornheimerpforte, erſt in den letzten 
Jahren durch Ankauf und Ausbau großartig erweitert. 

2. Das Haus des ſogenannten „alten“ Rothſchild 
auf der Zeil neben dem „römiſchen Kaiſer“; es iſt wohl 
weder durch großartige Dimenſionen, noch durch architekto— 
niſche Vorzüge ausgezeichnet; allein es iſt und bleibt 
ſchon deßhalb bemerkenswerth, weil hier der als „alter 
Rothſchild“ allgemein bekannte und geſuchte Amſchel 
Mayer bis zu ſeinem Tode wohnte und hier oft durch wahre 
Schwärme von Bettlern belagert wurde, die den ſprich— 
wörtlich gewordenen Wohlthätigkeitsſinn des „alten Roth— 
ſchild“ auf manche harte Probe ſtellten. 

Eine beſondere Merkwürdigkeit in jeder Beziehung iſt 
nun endlich 

3. Das Geburts⸗ oder Stammhaus Roth 
ſchild's in der alten Judengaſſe zunächſt der alten, jetzt in 
einem prachtvollen Neubau begriffenen Synagoge und nahe 
bei Börne's Geburtshauſe, von letzterem nur durch einige, 
der Venus vulgivaga gewidmete Spelunken getrennt, die 
von den Nachkommen Mayer Amſchel's längſt aufgekauft 
fein ſollten, um die nachbarliche Schmach von ihrem Stamm- 
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Ein ſonderbares Zuſammentreffen: die Wiege des Ahn— 
herrn der Geldkönige Europa's ſtand nur wenige Häuſer 
weit von der nachmaligen Geburtsſtätte des größten Den— 
kers Deutſchlands “). 

Das Stammhaus der Rothſchilde wird ſeit dem Tode 
der uralt verſtorbenen Mutter wohl von keinem Gliede 
der Familie ſelbſt bewohnt; allein die Pietät der letzteren 
hat nicht unterlaſſen, mindeſtens einen alten treuen Diener 
dort einzuwohnen, dem die thunlichſte Inſtandhaltung der 
dem Andenken geweihten Räume zur Pflicht gemacht iſt. 

Die Lage dieſes Hauſes iſt in der jüngſten Zeit 
eine beſonders günſtige, weil freiere, geworden. Die 
alte Judengaſſe zählte nämlich, vermuthlich als Konſe⸗ 
quenz der früher beliebten Judenhetzen ſchmachvollen An— 
denkens, eine Menge verlaſſener, herrenloſer Häuschen, 
die nach und nach niedergeriſſen und raſirt werden; die 
Demolirung einiger ſolchen für vogelfrei erklärten Ge— 
bäude, die dem rothſchild'ſchen Stammhauſe gegenüber 
ſtanden, hat dieſem nun zu einer freieren Anſicht ver- 
holfen. Dem oberflächlichen Beobachter ſcheint es viel— 
leicht, als wären dieſe alten Hütten, deren jede infolge der 
ehemaligen ſtrengen Abgeſchloſſenheit oft drei bis vier Be— 
ſitzer hatte, aus einer und derſelben Hand, in einer und 
derſelben Zeit entſtanden; dieß iſt aber keineswegs der 
Fall, denn ſie bieten dem aufmerkſameren Auge nicht nur 


*) In Börne's Geburtshauſe hat jetzt durch ein nicht unpaſſendes 
Spiel des Zufalls ein Antiquar ſeine literariſchen Schätze auf— 
geſpeichert. 
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eine mannigfaltige Architektur, ſondern ſie tragen auch zum 
großen Theile Abzeichen und Eigenthümlichkeiten, die mehr 
oder minder von dem Grade des Beſitzers und Schönheitsſin— 
nes des Erbauers oder Eigners Zeugniß geben. So zum 
Beiſpiel trägt das Geburtshaus Mayer Amſchel's über der 
Hausthüre einen Stern in einer Roſette, und wahrlich, 
ein Stern Iſrael's iſt in den ärmlichen, düſtern, von außen 
mit Schiefer bekleideten Mauern aufgegangen, ein Stern, 
von dem die Völker Europa's erzählen und erzählen werden 
neben der Geſchichte ihres Landes und ihrer Könige, weil 
die koloſſale Kapitalanhäufung auch auf die Entwickelung 
der Geldverhältniffe folgender Jahrhunderte nicht ohne 
Einfluß bleiben kann. Ob die ſchweren Seufzer, die der 
Spekulationsgeiſt des Weltbankhauſes ſchon hervorgerufen, 
den Klagen der Leibeigenen alter Zeiten nicht etwa gleich— 
kommen; ob das Ach und Weh über die „Differenz-Ge— 
ſchäfte“ des Hauſes Rothſchild die mannigfache heilſame 
Anwendung ſeines ungeheuerlichen Reichthums nicht auf— 
wiegen: wer kann und mag dieß je entſcheiden!?*?) — — 


Gegen die eigenen Glaubensgenoſſen in Frankfurt muß die Wohl— 
thätigkeit der Rothſchilde von jeher nicht gemeinen Maßes 
geweſen ſein; einen ſprechenden Beleg dafür gibt z. B. der in der 
jüngften Zeit modifizirte §. 22 der Satzungen der ijraeliti- 
ſchen Männer⸗Kranken⸗Kaſſe zu Frankfurt, worin es unter an— 
derem heißt: 

Jährlich finden ſechs Aufnahmen unter Erlaſſung des Einkauf 
geldes ſtatt, und zwar: } 

1) Am Stiftungstage (SO >) zur ſteten dankbaren Erin- 
nerung an den Stifter der Geſellſchaft, den ſeligen Benedikt Elias 

Maas 
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Wie wurde das Haus Rothſchild ſo un⸗ 
ermeßlich reich? — Auf wenigen Seiten läßt ſich dieſes 
Wie? zuſammenfaſſen, wenn man ſeine Geſchäfts- und Bör⸗ 
ſenmanipulationen kurz die Revue paſſiren läßt. Es fragt ſich, 
wie Rothſchild ſpekulirte, nicht allein um ſich zu behaupten, 
ſondern auch um ſich ſtets mehr und mehr zu erheben? 
Die Mittel und Wege ſtanden Anderen zuerſt auch offen, 
und auch Andere konnten davon Gebrauch machen; aber 
das Haus Rothſchild war von jeher ein Meiſter im Spe— 
kuliren, und indem es die Andern alsbald überflügelte, 
drängte es ſie gewaltſam in den Hintergrund. 

Seine Spekulation iſt einfach und klar; ein Jeder faßt 
und begreift fie, und fie läßt ſich auf wenige Punkte zu- 
rückführen; ebenſo einfach ſind ſeine Manipulationen bei 
Ausführung einer Spekulationsidee. 


2) am Todestage des ſeligen Mayer Amſchel Rothſchild 
CENT”) zur Bethätigung der dankbaren Gefühle der Geſell— 
chaftsmitglieder für die, im Sinn und Geiſte des Verſtorbenen von 
feinen Söhnen gemachte großartige Schenkung der Geldmittel; 
womit das neue Krankenhaus erbaut wurde; 

ferner zum Andenken an die dahingeſchiedenen Brüder Frei— 
herren von Rothſchild, als Ausdruck der dankbaren Gefühle der 
Geſellſchaft für die Erbauung der Krankenhäuſer und für die an 
dem Gedeihen der Anſtalt ſtets bewieſene warme Theilnahme: 

3) am Todestage des ſeligen Freiherrn Amſchel Mayer von 
Roth ſchild, geſt. 6. Dezember 1855 (dd 7), 

4) am Todestage des ſeligen Freiherrn Salomon Mayer von 
Rothſchild, geft. 28. Juli 1855 O ), 

5) am Todestage des ſeligen Freiherrn Nathan Mayer von 
Rothſchild, geſt. 28. Juli 1836 Oe ), 

6) am Todestage des ſeligen Freiherrn Carl Mayer von Rot h- 
ſchil d, geſt 11. März 1855 (MR N'). — 
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Es macht z. B. eine Anleihe mit irgendeiner Regierung, 
für ſo und ſoviel Millionen Thaler, in 100 Thaler-Looſen, 
die es für 96 kauft und zu 130 verkauft. Das allein 
ſchon iſt ein ſchöner Gewinn, wie man ihn nicht alle Tage 
machen kann — 34 Prozent! Doch die Börſe hat Ver⸗ 
trauen zu der Anleihe, die Papiere ſind „gut,“ und — 
man ſchlägt ſich darum, davon zu erhalten. Ein gewöhn— 
licher Spekulant begnügt ſich mit den gewonnenen Pro- 
zenten. Nicht ſo das Haus Rothſchild! Es kauft, verkauft 
und kauft denſelben Artikel zehnmal, kauft wo möglich 
immer zu 50 und verkauft zu 100. 

Um dieſe Papiere zu drücken, rückt es einige Zeit 
ſpäter mit einer neuen Anleihe heraus, die ſchon bei der 
erſten verabredet war. Dadurch fallen die Papiere der er⸗ 
ſten Anleihe, und — Rothſchild zieht ſie wieder an ſich, 
theils um ſie ſpäter noch einmal zu 100 Prozent abzuſetzen, 
theils um ſie dadurch wohlfeil einzulöſen. Doch wehe dem, 
der auf die erſten Papiere Vertrauen hatte! Die ſtärkſten 
Häuſer, die edelſten, kräftigſten Stützen der Börſe, wurden 
auf dieſe Weiſe vernichtet. 

Unter dem Worte: Spekulation iſt gar vieles begriffen 
und verſtanden; es heißt eigentlich: Alles iſt erlaubt, 
wenn's nur gelingt. 

Alſo iſt die Spekulation Rothſchild's eben ſo wenig 
wie ſeine Manipulationen dabei — ein Kunſtſtück, nicht ein⸗ 
mal Geſchwindigkeit, wodurch der Taſchenſpieler allein reuſ— 
ſirt. Es iſt alles ſo einfach, daß jeder es nachmachen 
kann, daß jeder ſich ſagen kann: warum haſt du es auch 
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nicht alſo gemacht; vielleicht wärſt du dann Rothſchild ge- 
worden; denn Einer mußte es werden; alles drängte 
dahin und es galt, es war kein Widerſtehen gegen dieſes 
Vorwärtsdrängen auf der Rennbahn der Staatspapierbörſe: 
die Bahn war breit und rein geſtäubt, und ohne Hinder— 
niſſe ging's vorwärts; wer zuerſt und zum erſtenmale das 
Ziel erreichte — und wär's wie bei Pferdewettrennen 
nur um eine Pferdekopflänge — der war Sieger und 
blieb Sieger. Und Rothſchild war der Glückliche und ſchlug 
alle ſeine Konkurrenten. Oder — um abzuſehen von dem 
brittiſchen Kirchthurmrennen, — das Bild entlehnt vom deut⸗ 
ſchen Scheiben- und Vogelſchießen und Schützenfeſte: 
Rothſchild traf den Mittelpunkt der Scheibe, ſchoß den 


letzten Vogelfetzen von der Stange und — wurde Schei— 
ben⸗ und Schützenkönig. Nein — er brachte es weiter: 


Das Haus Rothſchild iſt der König des Geldes! — 
Durch fortwährende Kurs-Auf- und Niederdrückungen 
der Staatspapiere, Aktien und ſonſtiger Werthpapiere ſtei⸗ 
gerte von Beginn an das Haus Rothſchild, ſobald es 
Einfluß auf die Börſen in denjenigen Städten gewonnen, 
wo es Geſchäfte trieb, insbeſondere auf den Haupt- und 
Weltbörſen zu London, Paris, Wien, Frankfurt und Nea⸗ 
pel, ſeinen Gewinn und Erwerb: dieſe Börſenmanipulation 
war der Hauptgrund zur Anhäufung ſeines unermeßlichen 
Vermögens infolge der dadurch ſtattfindenden Fluktuatio⸗ 
nen der Kurſe. Und um dieſe Börſen- und Geldmarkts⸗ 
manipulationen vornehmen zu können, wurden alle mögli— 
chen, ihm zugebote ſtehenden Mittel angewandt, alle nur 
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auffindbaren Wege eingeſchlagen, alle nur zu erſinnenden 
Börſen⸗ und ſonſtige Machinationen ausgeübt, alle Hebel 
in Bewegung geſetzt, Geld in größeren und kleineren Sum— 
men geopfert. Auf alle dieſe Maßnahmen paßte aber das 
Sprichwort von der nach der Speckſeite geworfenen Wurft. 

Die bedeutendſten und lukrativſten Börſengeſchäfte 
werden in Kriegszeiten und bei großen politiſchen Ereig— 
niſſen und Begebniſſen gemacht: je nachdem es gelingt, 
von derartigen wichtigen Vorkommniſſen vor anderen früh— 
zeitig Nachricht zu erhalten und ihnen zuvorzukommen, ge— 
winnt ein Bankierhaus und ſchnappt den Kollegen — 
um das Wort zu gebrauchen — den fetten Biſſen vor 
dem Munde weg. Ein Vorſprung von wenigen Minuten 
iſt dabei von größtem Belange, und in dieſer Hinſicht iſt das 
Motto unſerer Tage: Zeit iſt Geld! im buchſtäblichen Sinne 
eine Wahrheit, beſonders auf der Börſe, wo der unermeß— 
lichſte Gewinn und Verluſt, das Schickſal eines Einzelnen 
wie vieler Tauſende oft an einigen Minuten hängt. 

Dieſes erkennend, war es des Hauſes Rothſchild 
erſtes Streben und eifrigſte Mühe, ſich derartig in ſei— 
nem Geſchäfte zu ſtellen, daß es ſobald als möglich Kennt⸗ 
niß von allen wichtigen und einflußreichen Ereigniſſen, 
beſonders auf dem Gebiete der Politik erhalte; es galt, 
Perſönlichkeiten ausfindig zu machen, die infolge ihrer 
eigenthümlichen Geſchäfts- oder Amtsſtellung geeignet und 
im Stande waren, frühzeitig Kenntniß von derartigen 
Vorkommniſſen zu erhalten und die Nachricht davon un— 
verzüglich ihm mitzutheilen. 
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Waren ſolche Perſönlichkeiten aufgefunden und durch 
Rothſchild's Geld willig gemacht und geworben, den ver— 
mittelnden Boten und Verkünder der gewünſchten Nach- 
richten zu machen, ſo gab der Staat ein anderes Mittel 
zur ſchleunigen Beförderung derſelben an die Hand. Der 
Staat hat es leider noch nicht einmal ſo weit gebracht, 
dieſes Mittel — ich meine die Poſt — als ein gemein⸗ 
nütziges Staatsinſtitut für alle zu betrachten; er gibt die 
Poſt ſelbſt der Konkurrenz frei: wer am meiſten Geld be— 
ſitzt, der kann ſich eine Stafettenpoſt halten. Und gerade 
dieſe Konkurrenz iſt der Art, daß jede andere Konkurrenz 
unmöglich wird. „Nur deßhalb iſt die freie Konkurrenz zu 
verdammen — ſagt Weill — weil ſie nothwendiger Weiſe 
zum Monopol führt; aber nicht zum Staatsmonopol, wel- 
ches das Intereſſe Aller im Auge haben muß, ſondern 
zum Privatmonopol, das nur das eigene Intereſſe ſchützt 
auf Koſten Aller; und ein ſolches, der gefunden Staats— 
vernunft widerſprechendes Privatmonopol iſt die Stafetten⸗ 
poſt. Und fie iſt zum Vortheil Rothſchild's auf Koſten 
der ganzen Börſe.“ 

Alſo der Staat erlaubt eine beſondere Poſt neben 
der Hauptpoſt. Aber warum verweigert er denn eine be— 
ſondere Telegraphenlinie neben der Hauptlinie? Was iſt 
denn eine Stafettenpoſt anderes da, wo dieſe Telegraphen— 
linie fehlt? Mit den Eiſenbahnen iſt das Verhältniß kein 
anderes geworden. Eine Menge Eiſenbahnen ſind unter 
dem Patronate des Hauſes Rothſchild ausgeführt, da die 
Eiſenbahnen zu einem großen Theile Privat- und Aktien⸗ 
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geſellſchaften überantwortet ſind. Der Zweck iſt ganz ein— 
fach. Bisher gehörte die Poſt, dieſes Hauptmittel, dem 
Staate; dieſer aber veräußert freiwillig ſeine Macht, über— 
läßt die Eiſenbahn Geſellſchaften, die er mit Korporations-, 
Expropriations- und anderen gewaltigen Rechten ausſtattet 
zum Nachtheil Anderer, und dagegen bloß die unentgeldliche 
Beſorgung der Briefe und Poſtpaquete als Honorar und 
Entſchädigung verlangt — mit allzugroßer Beſcheidenheit. 

Beziehen wir dieſe Lage der Eiſenbahnverhältniſſe nun 
auf das Haus Rothſchild und ſeine Spekulationen! — 
Geſetzt, der Eiſenbahnzug von Paris nach Frankfurt gehe 
zweimal des Tages ab; dieß geſchieht nur zu gewiſſen 
Stunden. Nun trifft aber gerade eine wichtige Nachricht 
zwei Minuten nach Abgang des Zuges ein. Erſt inner— 
halb zwölf Stunden geht der Zug wiederum ab, und trifft 
nur für die künftige Börſe dort ein, die grade z. B. einen 
Ultimotag hat. Was thut Rothſchild? — Er ſchickt eine 
Extralokomotive allein als Stafette ab; — die Nachricht 
trifft zu rechter Zeit ein und — ein brillantes Geſchäft 
iſt gemacht. Mit der Benutzung der Telegraphenlinie iſt 
es nicht anders; es geht noch ſchneller, mit Gedanken— 
flug. Bei dieſer, ſeinen Geſchäften ſo äußerſt günſtigen, 
Geſtaltung der Poſt- und Eiſenbahneinrichtung iſt dem 
Hauſe Rothſchild ſelbſtredend alles daran gelegen, in den 
ſchnellſten Beſitz von Nachrichten zu gelangen, wodurch 
ſein Gewinn gefördert wird; deßhalb hat es in allen gro— 
ßen Städten ſeine Agenturen und Kommiſſionäre, die 
neben der Führung der dort vorkommenden Geldgeſchäfte 
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und Ausführung der ihnen gewordenen Aufträge zugleich 
hauptſächlich darauf angewieſen find, dem nächſtgelegenen 
größeren Geſchäftsetabliſſement Rothſchild's bedeutende 
Vorkommniſſe unverzüglich zu avertiren. Da indeß der— 
gleichen Agenten und Geſchäftsbeförderer ſich nicht immer 
in der Lage befinden, bis in die höchſten Kreiſe hinauf zu 
reichen, um ſolche Nachrichten zu erforſchen, ſo lag es von 
jeher im Intereſſe des Hauſes Rothſchild, für ſich Ver— 
bindungen und Konnexionen mit Leuten zu ermitteln und 
anzuknüpfen, welche infolge ihrer Stellung zuerſt von ſol— 
chen wichtigenVorgängen unterrichtet waren und die Mit- 
theilung derſelben vermittelten. 

In welchem Grade dieſes der Firma M. A. Roth⸗ 
ſchild und Söhne gelungen, iſt bekannt, da dieſelbe fort— 
während gleichzeitig mit den europäiſchen Kabinetten und 
ihren Geſandten über alles in Kenntniß geweſen, ja — man⸗ 
ches häufig noch eher als jene erfahren hat. So iſt z. B. 
bekannt, daß im Juli 1830 Lord Aberdeen in London die 
erſte Nachricht vom Ausbruche der pariſer Revolution zus 
erſt aus Rothſchild's Munde bekam, und der brittiſchen 
Regierung dieſelbe erſt ſpäter zuging. \ 

An vielen Höfen reichten Rothſchild's desfallſige Kon— 
nerionen bis in die Umgebungen mancher Fürſten hinauf. 
In Wien war es der Hofrath Fr. von Gentz, der, in— 
folge ſeiner Stellung eingeweiht in die politiſchen Verhält— 
niſſe und Geſtaltungen, in dieſer Hinſicht der rechte Mann 
war. Gentz — ſagt ein eingeweihter Zeitgenoſſe, Varn— 
hagen von Enſe, eine bewährte, unparteiſche, offen— 


Das Haus Rothſchild u. ſ. w. 221 


wahre Quelle unſerer Zeitgeſchichte, weßhalb wir deſſen 
Worten allein hier Raum laſſen und Gehör geben — be— 
nutzte das Börſenſpiel ſelbſt nicht; er zog vor, klare, runde 
Summen ohne viele Rechnung und Ueberſchlag zu em— 
pfangen, ſtets zum eiligen Verbrauch. Eins der Häupter 
des großen Geſchäftshauſes, das einen Briefwechſel mit 
einer hohen Perſon in Paris eröffnet hatte, ſagte nach 
Gentz's Tode: „Das war ein Freund; ſolchen bekomme ich 
nicht wieder. Er hat mich große Summen gekoſtet, man 
glaubt es nicht, wie große Summen; denn er ſchrieb nur 
auf einen Zettel, was er haben wollte und erhielt es 
gleich; aber ſeit er nicht mehr da iſt, ſehe ich erſt, was 
uns fehlt, und Dreimal ſoviel möchte ich geben, könnt' 
ich ihn ins Leben zurückrufen.“ — — 

Wir gelangen ans Ende unſeres Verſuches, „des 
Hauſes Rothſchild Geſchichte und Geſchäfte“ zu ſchildern, 
und ſchließen mit der Frage eines alten Glaubensgenoſſen 
desſelben, der von der frankfurter Meſſe heimgekehrt, und 
noch voll des Eindrucks von dem Beſuche, den er bei dem 
„Baron“ gemacht, einem Anderen die Frage ſtellte: „Aber 
ſagen Se mir, was es ſoll werden am Ende mit Roth— 
ſchild, als er wird werden noch immer raicher?“ — Und 
die Antwort des Befragten lautete: 


„Nun, er wird — ſäkulariſirt!“ 


Kritiſche Stimmen über „Das Haus Rothſchild.“ 


Es gibt keine menſchliche Thätigkeit, die nicht auf das „Erwer⸗ 
ben“ gerichtet wäre; natürlich denkt Jedermann hierbei zunächſt an 
Geldgewinn; wir dürfen aber nicht außer Acht laſſen, daß Manche 
nur Ehre, Ruhm, Viele wieder nur Vergnügen, Zeitvertreib ſu— 
chen. Der tüchtige Menſch ſoll die Erwerbsziele unter und durch 
ſich ſelbſt ausgleichen, denn wer vorzugsweiſe nur nach Einem trachtet, 
verabſäumt in der Regel Wichtiges, Nothwendiges oder Edles und 
Schönes. Die Baſis aller Thätigkeit muß allerdings auf dem Geld- 
gewinn beruhen. Geld iſt der moderne Ausgleicher, die unerläßliche 
Nothwendigkeit für jede, auch die ärmſte Exiſtenz. Der geiſtreichſte, 
klügſte Mann gilt ohne Geld, d. h. Befitz, nur wenig oder vielmehr 
nicht genug; der Reiche dominirt in vielen Beziehungen und gewinnt 
eine Geltung, die wir dem bloßen Mammon nicht angedeihen laſſen 
ſollten. In unferen Tagen jagt faſt Alles ohne eigentliche Arbeit 
nach raſchem Erwerbe, Beſitze. Ein Blick auf das moderne Treiben 
in Frankreich, die Börſenſpiele allüberall ſagt mehr, als bogenlange 
Abhandlungen. Dieſe Geldſucht iſt der Krebsſchaden unſerer Zeit. 
Von jeher gab es Geldfürſten, reiche Familien, die zuweilen in 
kurzer Zeit unermeßliches Vermögen angeſammelt und auch weiter 
vererbt haben. Die Familie „Fugger“ ſteht in dieſer Beziehung in 
Deutſchland, ja in ganz Europa in erſter Linie und wohl einzig da. 
Und dennoch iſt dieſe berühmte „Leineweber -Familie“ von einem 
unbedeutenden deutſchen Juden um Vieles überholt und gar ſehr 
verdunkelt worden. Der Name „Rothſchild“ tritt hier jedem 
Leſer ohne Zweifel ſofort vor die Seele. Es iſt eine Thatſache, daß 
noch kein Privatmann der Erde ein jo großes ungeheures Vermö⸗ 
gen beſeſſen, wie die „Rothſchild's“ unſerer Tage. Daher iſt es ein 
ganz zeitgemäßes Unternehmen, die Geſchichte dieſes Hauſes und 
ſeiner Geſchäfte zu ſchreiben. Von dem in 8 oder 9 Lieferungen 
erſcheinenden Werke liegen bereits die drei erſten vor uns und 
zeichnen ſich durch gediegenen, intereſſanten Inhalt gleich ſehr aus. Es 
iſt erſichtlich, daß wir kein gewöhnliches Spekulationswerk vor uns 
haben. Die Gründlichkeit, Reife des Urtheils, Unparteilichkeit des 
Standpunkts, Genauigkeit der Darſtellung und Friſche der Ausfüh- 
rung ſpringen ſofort in die Augen. Der überreiche Stoff iſt völlig 
bewältigt und weiſe vertheilt. Das in dieſem Geiſte ausgeführte 
Werk wird den Finanz- und Staatsmann, den Freund intereſſanter 
Lektüre gleich ſehr intereſſiren, belehren und unterhalten. Wir geben 
dies unſer Urtheil heute noch ohne weitläufige Begründung, die 
wir uns für ein Geſammturtheil vorbehalten. Wir wollen nur 
vorläufig auf ein Buch hinweiſen, das im Grunde ſpät kommt, denn 
bis heute ift über das Haus Rothſchild, deſſen Intereſſe und finan- 
zielle Bedeutung Niemand in Abrede ſtellen kann und wird, nur 
ſehr Unbedeutendes und Lückenhaftes im Druck erſchienen. Dieſe 


Lücke in bedeutſamer und erfreulicher Weiſe auszufüllen, kommt 
allerdings nun das obige Werk nicht zu ſpät. 
Dr. C. Tropus. 


Hamburger liter. u. krit. Blätter. 1857 N. 70. 


„Das Geld iſt der Gott unſrer Zeit, und Rothſchild iſt ſein 
Prophet,“ ſagt Heine; nichts alſo kann „zeitgemäßer“ ſein, als eine 
Monographie über dieſen Propheten der Zeit, wie ſie eben in dem 
erſten Heft des Werkes: Das Haus Rothſchild verſendet 
worden iſt, mit einem Programm, welches außerordentlich viel in— 
tereſſante Mittheilungen in Ausſicht ſtellt — nicht viel weniger als 
eine detaillirte Darſtellung des ganzen europäiſchen Finanzweſens. 
Das erſte Heft enthält nur die Einleitung, in wiefern dem unge— 
nannten Verfaſſer zur Ausführung ſeiner umfangreichen Aufgabe 
zuverläſſige und ausgiebige Quellen zugebote ſtehen. Sicherlich 
wird jedoch unſer Buch einen außerordentlich großen Leſerkreis fin— 
den; es bildet mit feinem Reichthum an Notizen, an Apergus von 
hiſtoriſchen Zuſtänden und an Anekdoten eine anziehende Lektüre 
für Jedermann, auch den, der weder Financier noch Börſenmann iſt. 

Familienbuch des öfter. Lloyd. VII. Band, 9. Heft. 


Der Proſpekt verſpricht eine höchſt intereſſante Behandlung 
des reichhaltigen Stoffes und durch ſeine verſtändliche Auffaſſung 
und Darſtellung wird es geeignet zur Lektüre für jeden Leſer aus 
allen Ständen und Klaſſen der Geſellſchaft. Das Ganze iſt in 15 
Bücher eingetheilt, von denen die erſten drei Kapitel die 1. Liefe⸗ 
rung umfaßt. — Ein höchſt intereſſantes Buch, das des Lehrreichen 
Viel darbietet und dem Leſer zum Verſtändniß führt und ſo manchen 
Blick eröffnet in die finanziellen Verhältniſſe faſt ſämmtlicher Staaten 
Europa's. 

Neueſte Nachrichten aus dem Gebiete der Politik. 1857 N. 162. 


Die Geldſtellung des Hauſes Rothſchild iſt auch eine 
Weltſtellung geworden, weshalb das Publikum wohl auf folgende 
in Lieferungen erſcheinende Schrift: „Das Haus Rothſchild. Seine 
Geſchichte und ſeine Geſchäfte. Aufſchlüſſe und Enthüllungen zur 
Geſchichte des Jahrhunderts, insbeſondere des Staatsfinanz- und 
Börſenweſens“ (Prag und Leipzig, Kober), vorläufig aufmerkſam zu 
machen iſt, da ſich ein genügendes Urtheil über den Werth des 
Werkes wohl erſt nach dem vollſtändigen Erſcheinen desſelben oder 
doch einer Reihe von Lieferungen feſtſtellen läßt. Indeß enthält 
auch die uns vorliegende erſte Lieferung ſchon ſo manche pikante 
Züge, die auf das Ganze geſpannt machen. Da die Staaten jetzt 
mit der Börſe ſo eng verflochten ſind, wird eine Geſchichte des 
Hauſes Rothſchild nothwendig auch einen lehrreichen Blick in das 
geheime Räderwerk der modernen Staatengeſchichte eröffnen. Inter— 
eſſant ift, was einmal Gentz an Adam Müller über die Rothſchild 


ſchrieb, „ite feien gemeine unwiſſende Juden, von gutem äußeren 
Anſtand, in ihrem Handwerk bloße Naturaliſten, ohne irgendeine 
Ahnung eines höheren Zuſammenhangs der Dinge, aber mit einem 
wunderbaren Inſtinkt begabt; auch ihr ungeheurer Reichthum ſei 
durchaus nur das Werk dieſes Inſtinkts“. 

Deutſches Mufeum. 1857. N. 24. 


Der uns vorliegende 1. Theil dieſes beachtenswerthen Werkes 
zerfällt in drei Bücher, deren erſtes „Einleitendes. Für und 
wider das Haus Rothſchild;“ das zweite „Der Familie Rothſchild 
Urſprung und erſter Grund der Größe ihres Hauſes:“ das dritte 
„Den Gründer des rothſchild'ſchen Hauſes“ betrifft. Wir müſſen 
geſtehen, daß die 5 Bogen klein 8. des Intereſſanten genug enthalten, 
um uns das Erſcheinen der übrigen Theile mit Ungeduld erwarten zu 
laſſen. Der Verfaſſer behandelt ſeinen Stoff in allgemein verſtänd⸗ 
licher Auffaffung, Darſtellung und Sprache, fo daß er nicht nur 
den Sach- und Fachverſtändigen, den Finanzier und Börſenmann, 
den Politiker und Spekulanten, ſondern die Leſer aus allen Ständen 
und Klaſſen zu feſſeln vermag. Er läßt es auch nicht an charak⸗ 
teriſtiſchen Skizzen und Notizen, hiſtoriſchen Zügen, intereſſanten 
Porträts und Anekdoten fehlen, und dürfte ſomit Jedermann, der 
ſich das Werk anſchafft, vollkommen befriedigen. Die typographiſche 
Ausſtattung iſt ſehr elegant. 

Presburger Zeitung 1857. N. 119. 


„Das Haus Rothſchild.“ So lautet der Titel eines Werkes, 
das in 8—9 monatlichen Lieferungen erſcheinen ſoll, und deſſen erſte 
Lieferung von fünf Bogen vor uns liegt. Eine Geſchichte des 
Staatsfinanz- und Börſenweſens, oder auch nur Aufſchlüſſe und 
Enthüllungen über dieſes Weſen, dürften als ein ganz verdienſtli⸗ 
ches Werk erſcheinen, denn es muß eine Krankheitsgeſchichte 
unſerer modernen Staaten werden. Eine Krankheit kann aber wirk⸗ 
lich nur dann von Grund aus geheilt werden, wenn man ihre Ge⸗ 
ſchichte kennt. Ob das Werk in dieſer Beziehung leiſten wird, was 
es verſprochen hat, kann aus dem Erſchienenen noch nicht beurtheilt 
werden. — — 

Ganz intereſſante Momente aus der Staatsfinanz⸗Geſchichte 
decken indeſſen die fünf erſten Bogen des Werkes bereits auf, auf 
welche wir nicht verfehlen wollen, unſere Leſer aufmerkſam zu machen. 

Volksfreund für das mittlere Deutſchland. 1857. N. 47. 


Prag 1857. Druck von Kath. Gerzabek. 
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